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„Rassismus ist leider global 
und kein Land, keine Ideolo-
gie und keine Zivilisation ist 
ganz frei von ihm“, weiß der 
Bürgermeister. Das Gegengift 
beschreibt ein Spruch von 
Martin Luther King: „Es gibt 
keine größere Kraft als Liebe. 
Sie überwindet den Hass wie 
das Licht die Finsternis.“ S. 19
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V.l.: Landrat Thomas Karmasin (Erster Vizepräsident), Landrat Christian Bernreiter (Präsident), Dr. 
Johann Keller (Geschäftsführendes Präsidialmitglied), Landrätin Tamara Bischof (Dritte Vizeprä-
sidentin) und Landrat Herbert Eckstein (Zweiter Vizepräsident und Schatzmeister) mit dem gast- 
gebenden Landrat Martin Bayerstorfer nach ihrer Wiederwahl. Bild: Bayerischer Landkreistag

Konstituierende Versammlung des Bayerischen Landkreistags in Erding:

Zeit der Weichenstellung
Mit überwältigenden Ergebnissen haben die Delegierten 
der 71 bayerischen Landkreise die bisherige Führungs-
mannschaft des Bayerischen Landkreistags bestätigt. Im 
Rahmen der Jahrestagung in Erding wurde für die nächs-
ten sechs Jahre Landrat Christian Bernreiter (Deggendorf) 
erneut zum Präsidenten gewählt. Ihm zur Seite stehen 
Landrat Thomas Karmasin (Fürstenfeldbruck) und Landrat 
Herbert Eckstein (Roth) als Erster und Zweiter Vizepräsi-
dent sowie Landrätin Tamara Bischof (Kitzingen) als Drit-
te Vizepräsidentin.

Um die im Zusammenhang 
mit dem Coronavirus geltenden 
Regeln einhalten zu können, 
fand die konstituierende Land-
kreisversammlung nicht wie ur-
sprünglich geplant zweitägig in 
der Stadthalle Erding, sondern 
eintägig in der Therme Erding 
statt. 

Corona als 
größte Herausforderung

Wie Gastgeber Landrat Mar-
tin Bayerstorfer erklärte, hät-
ten zuvörderst die Landkrei-
se den Infektionsschutz umge-
setzt. Ohne die Landratsämter 
wäre die rasche Eindämmung 
nicht möglich gewesen. Corona 
bezeichnete er als die „größte 
Herausforderung seit Jahrzehn-
ten – schwieriger zu bewälti-
gen als die Flüchtlingskrise“. Er-
dings Oberbürgermeister Max 
Gotz dankte den Landkreisen 
für ihr Krisenmanagement; es 
sei schnell und richtig gehandelt 
worden. Auch habe die Pande-
mie gezeigt, wie wichtig die Ver-
eine für die Gesellschaft sind.

Aufgrund der enormen, durch 
Corona ausgelösten kommuna-

len Herausforderungen, wur-
den die Ausführungen des Baye- 
rischen Staatsministers des In-
nern, für Sport und Integration, 
Joachim Herrmann, MdL, mit 
besonderer Spannung erwartet. 

Tragende Rolle  
der Kommunen

Zunächst hob er die tragen-
de Rolle der Kommunen, darun-
ter insbesondere auch der Land-
kreise, bei der Bewältigung der 
Corona-Krise hervor: „Ein star-

kes Bayern braucht starke Kom-
munen und umgekehrt. Das 
gilt jetzt, im erstmalig seit der 
Nachkriegszeit geltenden bay-
ernweiten Katastrophenfall seit 
16. März 2020, mehr denn je. 
Nur gemeinsam mit solidari-
schem Handeln können wir die-
se schwierige Situation meis-
tern. Ich bedanke mich insbe-
sondere bei den Führungsgrup-
pen Katastrophenschutz für den 
unermüdlichen Einsatz rund um 
die Uhr.“

Oberstes Ziel:  
Schutz der Gesundheit

Oberstes Ziel blieben weiter-
hin der Schutz der Gesundheit 
und die Stabilität des Gesund-
heitssystems in Bayern. Gera-
de in dieser Pandemiesituation 
habe sich einmal mehr gezeigt, 
wie wichtig eine funktionieren-
de Verwaltung für das Gemein-

wesen ist, erklärte Herrmann. 
Die Staatsregierung habe daher 
die Landratsämter durch den 
kurzfristigen Einsatz von insge-
samt 3.800 Mitarbeitern aus al-
len Ressorts mit nachgeordne-
ten Bereichen massiv mit Perso-
nal verstärkt.

Herausragendes Engagement 
der Verwaltungen

Die Leistungen der Kommu-
nen in Corona-Zeiten zeigten 
sich laut Minister vor allem bei 
der Durchführung der Gemein-
de- und Landkreiswahlen am 
15. März sowie der Stichwahlen 
am 29. März: „Insbesondere die 
Durchführung der Stichwahlen 
als reine Briefwahlen wäre ohne 
das herausragende Engagement 
der Verwaltungen in den betrof-
fenen Gemeinden und Land-
kreisen gar nicht leistbar gewe-
sen. Die zahlreichen Aufgaben, 
die die Landratsämter erledigen 
müssen, erfordern auch weiter-
hin eine entsprechende Perso-
nalausstattung.“

Für die Jahre seit 2019 bis 
2022 sei ein Zuwachs in vier Stu-
fen zu je 70 Stellen um insge-
samt 280 Stellen vorgesehen. 
In enger Abstimmung mit dem 
Bayerischen Landkreistag kön-
ne damit auf Bedarfe an Fach-
personal insbesondere in den 
Bereichen Umwelt- und Na-
turschutz, Veterinärdienst und 
dem öffentlichen Gesundheits-
dienst reagiert werden.

Kommunaler Finanzausgleich 
erneut auf Rekordniveau

Finanziell sollen die Kommu-
nen Herrmann zufolge weiter-
hin gut auf eigenen Beinen ste-
hen können. Noch vor Ausbruch 
der Corona-Pandemie hatte die 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Konjunktur- und Zukunftspaket des Bundes:

Milliardenhilfen 
für Kommunen

Hilfen für Kommunen, Zuschüsse für Familien und Förde-
rung von Zukunftstechnologien: Um Kommunen, Familien 
und Unternehmen darin zu unterstützen, die wirtschaftli-
chen Folgen der Corona-Pandemie besser zu bewältigen, 
will die Bundesregierung ein ebenso umfassendes wie 
ambitioniertes Konjunktur- und Zukunftspaket mit einem 
Volumen von 130 Milliarden Euro auf den Weg bringen. 
Auch sollen private und öffentliche Investitionen ange-
schoben und die technologische Modernisierung beför-
dert werden. Der Koalitionsausschuss hat sich dafür auf 
Eckpunkte verständigt. Erste Teile wie den Familienbonus 
und die Mehrwertsteuersenkung hat das Kabinett inzwi-
schen bereits verabschiedet.

Mit dem Kindergeld soll ein 
sog. Kinderbonus von einma-
lig 300 Euro pro Kind ausge-
zahlt werden. Der Mehrwert-
steuersatz soll vom 1. Juli bis 
zum 31. Dezember von 19 Pro-
zent auf 16 Prozent und für den 
ermäßigten Satz von 7 Prozent 
auf 5 Prozent gesenkt werden. 
Bei den Stromkosten sollen Bür-
ger und Unternehmen entlas-
tet werden. Dafür ist geplant, 
die EEG-Umlage zur Förderung 
von Ökostrom-Anlagen ab 2021 
über Zuschüsse aus dem Bun-
deshaushalt abzusenken.

Unterstützung für besonders 
betroffene Branchen

Von der Corona-Krise beson-
ders betroffene Branchen be-
kommen eine zusätzliche Unter-
stützung in Milliardenhöhe. An-
gedacht sind „Überbrückungs-
hilfen“ im Umfang von maximal 
25 Milliarden Euro. Die Deut-
sche Bahn wird ebenfalls mit 
milliardenschweren Finanzhil-
fen bedacht. Vom Bund soll wei-
teres Eigenkapital in Höhe von 
fünf Milliarden Euro zur Verfü-
gung gestellt werden. Geplant 
sind außerdem Hilfen von 2,5 
Milliarden Euro für den Öffentli-
chen Nahverkehr (ÖPNV). 

Eine Kaufprämie für abgas- 
arme Benziner und Dieselautos 
fand keinen Eingang in das Pa-
ket. Dafür wurden deutlich hö-
here Prämien für Elektroautos 
beschlossen. Konkret steigt nun 
die Förderung für batterieelek-
trische Fahrzeuge und Brenn-
stoffzellenfahrzeuge bis zu ei-
nem Listenpreis von 40.000 Eu-
ro auf 6.000 Euro. Für Autos 
mit einem höheren Listenpreis 
wächst die Fördersumme auf 

5.000 Euro. Bei Plug-in-Hyb-
rid-Fahrzeugen liegt sie darun-
ter. Künftig soll es für diese Au-
tos bis zu 4.500 Euro geben.

Investitionen von  
Kommunen fördern

Städte und Gemeinden müs-
sen finanziell handlungsfähig 
sein, um nötige Investitionen in 
die Zukunft zu leisten und gute 
Lebensbedingungen vor Ort zu 
ermöglichen. Dafür werden ins-
besondere folgende Maßnah-
men ergriffen:
• Bund und Länder überneh-
men von den Kommunen für 
Bezieher von Sozialleistungen 
künftig dauerhaft bis zu 75 % der 
Kosten der Unterkunft statt wie 
bisher bis zu 50 %.
• Die für dieses Jahr zu erwar- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunen auf Hilfen von Bundes- und Landesseite angewiesen:

Der Austausch steht  
im Vordergrund

Manfred Weber (CSU) und Lars Klingbeil (SPD) sprachen bei der ersten digitalen Konferenz  
des ‚Netzwerks Junge Bürgermeister*innen‘ zu Kommunen im Corona-Modus

Der Kommunikationsbedarf zu den Folgen der Corona-Krise für die 
Städte und Gemeinden ist groß. Anstatt des eigentlich für Mitte 
Mai geplanten „analogen“ Jahrestreffens, lud das überparteiliche 
Netzwerk Junge Bürgermeister*innen daher kurzfristig zu seiner 
ersten Konferenz im digitalen Raum ein. Über 70 Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen aus ganz Deutschland tauschten sich über drei 
Stunden zur Zukunft ihrer Kommunen in der Corona-Zeit aus. 

Bei den prominenten Haupt-
rednern stand der Austausch im 
Vordergrund. Manfred Weber, 
EVP Fraktionsvorsitzender im 
Europaparlament, und SPD-Ge-
neralsekretär Lars Klingbeil war 
es wichtig, möglichst viel Raum 
für Fragen, Anregungen und Ein-
schätzungen der Kommunalver-
treter zu bieten.

Hilfs- und Investitionspakete

Einig waren sich beide darin, 
dass die anstehenden Heraus-
forderungen für die Kommunen 
nur mittels großangelegter und 
schuldenbasierter Hilfs- und In-
vestitionspakete zu bewältigen 
seien. In einer Umfrage unter 
den Teilnehmern wurde mehr-

heitlich auf die – auch unabhän-
gig von Corona – unzureichen-
de Finanzausstattung der Kom-
munalen Ebene verwiesen. 83 % 
vertraten die Auffassung, dass 
die ihnen zur Verfügung stehen-
den Mittel „eher nicht“ oder 
„gar nicht“ ausreichen, um ihre 
Aufgaben gut bewältigen zu 
können. Auch die Unterstützung 
durch die Länder in der Coro-
na-Krise bekam keine guten No-
ten. Ein wenig schmeichelhaftes 
„es geht“ war die Antwort von 
über 70 %. 10 % fanden die Un-
terstützung durch die Bundes-
länder sogar „mangelhaft“. Der  
Sprecher des Netzwerks, Haßmers- 
heims Bürgermeister Michael 
Salomo (Neckar-Odenwald-Kreis 
in Baden-Württemberg), sagte 

hierzu: „Damit kein Vertrauens-
verlust in der Bevölkerung ent-
steht, sind unsere Kommunen 
auf Hilfen von Bundes- und Lan-
desseite angewiesen.“

Workshops

Kleine Gruppen diskutierten 
ausführlich in parallelen Work-
shops zu den Themen Digitale 
Verwaltung, Neue Wege der Bür-
gerkommunikation, Kommune 
wieder hochfahren sowie Kom-
munale Finanzen nach Corona. In-
haltliche Impulse kamen hier u.a. 
von Dr. Marie-Agnes Strack-Zim-
mermann MdB, kommunalpoliti-
sche Sprecherin der FDP Bundes-
tagsfraktion, Prof. Dr. Arno Bun-
zel, Stellv. Wissenschaftlicher Di-
rektor beim Difu und Axel Simon, 
Chief Technologist, Aruba, einem 
Hewlett Packard Enterprise Un-
ternehmen.

Aufgelockert wurde die Digi-
talkonferenz durch das gemein- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Gänsdorfer 

87776 Sontheim 
am 20.6.

Bürgermeister Horst Penzel 
95239 Zell i. Fichtelgebirge 

am 20.6.

ZUM 65. GEBURTSTAG
BürgermeisterGünther Werner 

97437 Haßfurt 
am 29.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernd Bogner 

91230 Happurg 
am 23.6.

Bürgermeister Toni Brugger 
86672 Thierhaupten 

am 29.6.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Tobias Gensberger 

86673 Bergheim 
am 1.7.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.  r

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ18. Juni 2020

Webinar
Kommunikation in der 
Kommune: Bürgerdialog 
und Akzeptanz in der 
neuen Wahlperiode

• Kostenlose Teilnahme
• Dauer ca. 45 Minuten

Einfach registrieren unter: 
buergerdialog@engel-zimmermann.de Termine:

Do, 18.06.20, 16 Uhr 
Fr, 26.06.20, 11 Uhr
Fr, 10.07.20, 11 Uhr
Do, 06.08.20, 16 Uhr

Bayerischer Integrationspreis 2020:

Inspirierende Projekte
Landtagspräsidentin Ilse Aigner, Integrationsbeauftragte Gudrun 
Brendel-Fischer und Innenminister Joachim Herrmann haben  
Corona-bedingt aus der Ferne den Bayerischen Integrationspreis 
2020 verliehen. Insgesamt hatten sich 132 Projekte um den mit 
6.000 Euro dotierten Integrationspreis beworben.

Heuer stand der Integrations-
preis unter dem Motto „Ehren-
amt öffnet Türen – Engagement 
verbindet!“. Er richtete sich an 
Projekte und Initiativen, die ge-
zielt Migrantinnen und Migran-
ten auf vorbildliche Weise ins 
Ehrenamt einbinden. In beson-
derer Weise um die Integration 
verdient gemacht haben sich der 
Münchner Verein Hospizbeglei-
ter DaSein e.V., die Interkulturel-
len Erzählstunden in Landshut 
sowie die Betreiber eines Mini-
golfplatzes in Marktheidenfeld.

Begleitung und Versorgung 
am Lebensende

Mit dem 1. Preis (3.000 Eu-
ro) wurden die Hospizbeglei-
ter München ausgezeichnet. 
Seit fast 30 Jahren widmet sich 
der Verein Hospizdienst DaSein 
e.V. der bedarfsgerechten Be-
gleitung und Versorgung am Le-
bensende. Mit seinem Projekt 
bietet er speziell für Menschen 
mit Migrationshintergrund ei-
ne sechsmonatige kostenfreie 
Ausbildung zum ehrenamtlichen 
Hospizbegleiter. Diese werden 
dringend benötigt, da sich der 
Anteil der begleiteten Menschen 
mit Migrationshintergrund wäh-
rend der vergangenen Jahrzehn-
te stark erhöht hat. 

Schwerkranke, Sterbende und 
ihre Angehörigen können durch 
die Initiative auf Basis mutter-
sprachlicher und kultureller Viel- 
falt im Team besser individuell 
unterstützt werden. Zudem 
wird durch das Projekt die „Vor-
bildfunktion und Netzwerkar-
beit“ durch Ehrenamtliche mit 
Migrationshintergrund forciert, 
um neue Ehrenamtliche zu ge-
winnen.

Über den 2. Preis (2.000 Eu-
ro) darf sich die Freiwilligen-
agentur Landshut mit ihrer In-
itiative „Interkulturelle Erzähl-
stunden Landshut“ freuen. Bei 
diesem Projekt stellen Migran-
tinnen und Migranten in Kinder-
tagesstätten ihr Heimatland vor. 
Mit Spielen, Liedern, Gedich-
ten in der jeweiligen Landes-
sprache, typischen Kleidungs-
stücken oder Speisen werden 
den Kindern die Gepflogenhei-
ten und die Kultur des jeweili-
gen Landes nähergebracht. Die 

Initiative möchte Menschen mit 
Migrationshintergrund für ein 
freiwilliges Engagement moti-
vieren, Kinder frühzeitig für an-
dere Kulturen sensibilisieren 
und das interkulturelle Mitein-
ander fördern.

Aktivitäten unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge

Mit dem 3. Preis (1.000 Euro) 
geehrt wurde das Projekt „Mi-
nigolf Marktheidenfeld“. 2015 
wurde es von der Jugendpfle-
ge der Stadt Marktheidenfeld in 
Kooperation mit der ehemaligen 
Caritas-Wohngruppe „Unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge“ 
in Altfeld ins Leben gerufen. 

Der Minigolfplatz wird von 
jungen Geflüchteten selbststän-
dig betrieben. Die ehrenamtlich 
Engagierten kümmern sich da-
bei neben der Gewährleistung 
des laufenden Betriebs um die 
Dienstplanerstellung, das Wer-
bekonzept, die Abrechnung, die 
Buchführung sowie die Pflege 
der Anlage. Dabei können die 
erworbenen Deutschkenntnis-
se angewandt und vertieft, ers-
te berufliche Erfahrungen ge-
sammelt und der Austausch mit 
Einheimischen gestärkt wer-
den.  DK

Heimatminister Füracker zum Heimatbericht 2019: 

Erfolgreiche  
bayerische Heimatpolitik

Gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen 
in Stadt und Land bleiben das Ziel

„Bayerns ländlicher Raum ist stark –  das zeigt der ‚Heimatbe-
richt 2019‘. Der Freistaat stärkt seine Kommunen, investiert 
in Wirtschaft und Wissenschaft, fördert den Breitbandaus-
bau und schafft Arbeitsplätze in strukturschwachen Regio-
nen. Der Erfolg der bayerischen Heimatstrategie liegt auf der 
Hand“, betonte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
anlässlich der Veröffentlichung des neuen Heimatberichts. 

„Unser ländlicher Raum war noch nie so attraktiv wie heu-
te – er hat Zukunft und bietet Zukunft.“ Nach den aktuellsten 
Zahlen sind die Einwohner- und Geburtenzahlen im ländlichen 
Raum Bayerns im Jahr 2018 zum siebten Mal in Folge gestie-
gen, zum neunten Mal in Folge sind mehr Menschen zu- als 
weggezogen. Neue Bestwerte auf dem Arbeitsmarkt und in 
der Wirtschaft sind auch ein Verdienst der engagierten Unter-
nehmen und Menschen vor Ort. Mit einer Arbeitslosenquo-
te von 2,5 % im Jahresdurchschnitt 2019 herrscht zum dritten 
Mal in Folge praktisch Vollbeschäftigung.

Aktuell stellt die Corona-Pandemie Freistaat, Unternehmen 
und Bürger vor enorme Herausforderungen – ihre Folgen wer-
den auch in den nächsten Jahren deutlich spürbar sein. Um 
die Auswirkungen nach Kräften abzufedern, hat Bayern schnell 
und unbürokratisch reagiert mit einem umfangreichen Hilfs- 
paket zur Bekämpfung der Folgen der Corona-Krise. Gerade 
auch mit Blick auf die Auswirkungen der Pandemie gilt es nach 
den Worten Fürackers weiterhin, die ausgewogene Entwick-
lung in ganz Bayern zu unterstützen: „Die Schaffung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in Stadt und 
Land bleibt Daueraufgabe und Kernelement bayerischer Hei-
matpolitik. Potenziale des ländlichen Raumes werden gezielt 
unterstützt und entlasten somit auch die Ballungszentren“. 

Der Heimatbericht 2019 basiert auf Daten bis Ende 2019 – 
Auswirkungen der aktuellen Corona-Krise konnten noch nicht 
berücksichtigt werden. Der jährliche Heimatbericht ist eine 
wichtige Grundlage für die bayerische Heimatpolitik. Er ist on-
line abrufbar unter: www.stmfh.bayern.de/heimat  r

Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml:

Pflegende Angehörige brauchen gerade in 
Corona-Zeiten Unterstützung

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml setzt 
sich für die Entlastung pflegender Angehöriger ein. Huml beton-
te: „Die Corona-Pandemie stellt häuslich Pflegende vor besonde-
re Herausforderungen. Sie fühlen sich zum Beispiel verunsichert, 
wie sie mit dem Infektionsrisiko umgehen sollen. In Bayern haben 
wir ein in dieser Form bundesweit einzigartiges Beratungsnetz-
werk. Fast in jedem Landkreis und in jeder kreisfreien Stadt gibt 
es eine Fachstelle für pflegende Angehörige. Wer Rat und Unter-
stützung braucht, kann sich an diese Fachstellen wenden.“

Bayern fördert die rund 110 
Fachstellen für pflegende Ange-
hörige im Land mit 1,6 Millionen 
Euro jährlich. Die Fachstellen ha-
ben die Aufgabe durch Beratung 
sowie begleitende Unterstüt-
zung pflegende Angehörige psy-
chosozial zu entlasten. Sie bie-
ten auch eine telefonische Be-
ratung sowie eine Beratung per 
E-Mail an. Einzelne Fachstellen 
für pflegende Angehörige sind 
dazu übergegangen, pflegende 
Angehörige proaktiv telefonisch 
zu kontaktieren, um diese ent-
sprechend aufzufangen und zu 
unterstützen.

Weitere Anlaufstellen

Die Ministerin ergänzte: „Für 
die Entlastung pflegender Ange-
höriger stehen neben den Fach-
stellen für pflegende Angehöri-
ge, auch weitere Anlaufstellen 
und Unterstützungsmöglichkei-
ten, wie Pflegestützpunkte, am-
bulante Pflegedienste und die 
rund 1.270 Angebote zur Un-
terstützung im Alltag zur Verfü-
gung.“

Im 2. Bevölkerungsschutzge- 
setz sind zudem – zunächst be-
fristet bis Ende September – 
weitere Erleichterungen für 
pflegende Angehörige und die 
Pflegebedürftigen vorgesehen. 
So können etwa Angehörige, 
wenn pandemiebedingt eine 
Versorgungslücke bei der Pflege 
zu Hause entsteht und sie daher 
der Arbeit fernbleiben müssen, 
bis zu 20 Tage lang das Pflegeun-
terstützungsgeld als Lohner-
satzleistung bezahlt bekommen.

Das Gesetz sieht auch flexib-
lere Regelungen im Pflegezeit-  
und Familienpflegezeitgesetz so- 
wie beim Entlastungsbetrag 
nach § 45b Elftes Buch Sozial- 
buch vor. Sofern der Entlas-

tungsbetrag aus dem Jahr 2019 
für Pflegebedürftige der Pflege-
grade 1 bis 5 noch nicht für An-
gebote zur Unterstützung im All-
tag in Anspruch genommen wur-
de, ist er über den 30.06.2020 
hinaus bis zum 30.09.2020 über-
tragbar. 

Vermeidung von  
Versorgungsengpässen

Außerdem können Pflegebe-
dürftige mit Pflegegrad 1 den 
Entlastungsbetrag auch für an-
dere Hilfen einsetzen, wenn die-
se zur Überwindung von pande-
miebedingten Versorgungseng-
pässen erforderlich sind.

Für häuslich versorgte Pfle-
gebedürftige mit Pflegegrad 2 

bis 5 waren bereits zusammen 
mit dem (ersten) Bevölkerungs-
schutzgesetz vom 27.03.2020 
Sonderregelungen zur Vermei-
dung von pandemiebedingten 
Versorgungsengpässen geschaf-
fen worden (sog. COVID-19 Kran-
kenhausentlastungsgesetz). Ab 
dem 01.04.2020 ist außerdem 
der Leistungsbetrag der sozia-
len Pflegeversicherung für zum 
Verbrauch bestimmte Pflege-
hilfsmittel bei häuslicher Pflege 
(z.B. Einmalhandschuhe, Atem-
schutzmasken, Desinfektions-
mittel) auf 60 Euro pro Monat 
erhöht worden, zunächst eben-
falls befristet bis 30.09.2020.

Die Ministerin bedankte sich 
ausdrücklich bei den beruflich 
in der Pflege Tätigen und insbe-
sondere auch den vielen häus-
lich Pflegenden, die sich auch in 
diesen schwierigen Zeiten um 
ihre Angehörigen gekümmert 
haben. „Außerdem danke ich 
den vielen Ehrenamtlichen für 
ihre Unterstützung älterer und 
pflegebedürftiger Menschen“, 
versicherte Huml.  r

Eine Liste der geförderten Fachstellen und Angebote zur Un-
terstützung im Alltag kann unter folgendem Link abgerufen 
werden: 
www.stmgp.bayern.de/service/ansprechpartner-und- 
fachstellen/#Fachstellen-fuer-pflegende-Angehoerige

Eine Million Euro für Stärkung  
regionaler Lebensmittel

Unternehmen, die in Verarbeitung und Vermarktung regionaler 
Lebensmittel investieren, können staatliche Fördermittel bean-
tragen. Wie Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber mitteil-
te, steht dafür heuer rund eine Million Euro zur Verfügung. 

Mit dem Programm „VuVregio“ 
können Investitionen wie Saft-
pressen für die Obstverarbei-
tung, Käsereigeräte, Kühlräume, 
aber auch begleitende Maßnah-
men wie Werbeaktionen oder 
Tage der offenen Tür mit bis zu 
20 Prozent der Kosten gefördert 
werden. Bei Investitionen im 
Öko-Bereich sind 30 Prozent Zu-
schuss möglich.  

„Gerade die letzten Wochen 
haben deutlich gezeigt, wie wich- 

tig eine starke heimische Le-
bensmittelversorgung ist. Die-
sen Rückenwind für unsere re-
gionalen Produkte müssen wir 
auch über die Corona-Krise hin- 
aus nutzen“, so die Ministerin. 

Förderanträge und Informa-
tionen: www.stmelf.bayern.de/ 
foerderwegweiser. Anträge müs- 
sen bis 14.10.2020 bei der Staatl. 
Führungsakademie für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Fors- 
ten in Marktredwitz eingehen. r

Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner: 

5,8 Millionen Euro aus dem  
Corona-Programm für das  

Deutsche Jugendherbergswerk
Das Deutsche Jugendherbergswerk Landesverband Bayern e. V. 
(DJH) hat aus dem Corona-Programm Soziales der Bayerischen 
Staatsregierung rund 5,8 Millionen Euro zur Sicherung seiner Exis-
tenz und die seiner bayerischen Jugendherbergen erhalten. 

Bei der Übergabe des symbo-
lischen Schecks in der Jugend-
herberge München Park erklär-
te Bayerns Sozialministerin Ca-
rolina Trautner: „Es freut mich 
sehr, dass die Finanzhilfen in Hö-
he von 31 Millionen Euro aus 
dem Corona-Programm Soziales 
genau dort ankommen, wo sie 
gebraucht werden. Damit hel-
fen wir den Jugendhilfeeinrich-
tungen in Bayern, die für unsere 
Gesellschaft einen wichtigen so-
zialen und bildungspolitischen 
Auftrag erfüllen. Auch die Exis-
tenz des DJH sichern wir daraus 
ab. Die Jugendherbergen bie-
ten jungen Menschen wertvolle 
Begegnungsmöglichkeiten und 
verrichten wichtige Bildungs-
arbeit. Dieser gesellschaftliche 
Beitrag darf dem Freistaat und 
den jungen Menschen in die-
ser herausfordernden Zeit nicht 
verloren gehen.“

Klaus Umbach, Präsident des 
Landesverbands Bayern im Deut- 
schen Jugendherbergswerk, der 
den Scheck entgegennahm, be-
tonte: „Die Unterstützung hilft 
uns enorm, den Betrieb unserer 
Häuser wieder aufzunehmen. 
Wir hoffen, dass bald Gruppen 

und vor allem Schulklassen wie-
der zu uns kommen, um dort Ge-
meinschaft erleben zu können“.

Das Corona-Programm Sozia- 
les sieht eine subsidiäre Ent-
schädigung in Höhe von bis zu 
60 Prozent der entfallenden Ein-
nahmen bis Ende Juli 2020 so-
wie weitere Notmaßnahmen 
vor. „Damit greifen wir Jugend-
herbergen, Schullandheimen, 
Jugendbildungsstätten und Fa-
milienferienstätten sowie zahl-
reichen kleineren Trägern zu-
sätzlich finanziell unter die Ar-
me und unterstützen sie wirk-
sam“, so Trautner.

Seit 30. Mai 2020 sind die Ju-
gendherbergen in Bayern wie-
der geöffnet und können Gäste 
empfangen. Hierdurch werden 
auch wieder Einnahmen gene-
riert. Zur Eindämmung des In-
fektionsrisikos beachten die Ein-
richtungen das Hygienekonzept 
„Beherbergung“. 

Informationen und Antrags-
formulare zum „Programm Sozi-
ales“ sind bei der Landesbehör-
de Zentrum Bayern Familie und 
Soziales (ZBFS) abrufbar unter: 
www.zbfs.bayern.de/corona- 
programm-soziales.  r

Melanie Huml: 

Auswahlverfahren für bayerische 
Landarztquote ist abgeschlossen 

Im Auswahlverfahren für die neue bayerische Landarztquote steht 
jetzt fest, wer einen der begehrten Medizinstudienplätze bekom-
men kann. Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml erläu-
terte, dass die erfolgreichen 114 Bewerberinnen und Bewerber 
benachrichtigt werden. Sie können damit auch ohne Einser-Abi-
tur Medizin studieren. Start ist das Wintersemester 2020/21.

„Wir brauchen mehr junge 
Mediziner, die sich für den Beruf 
des Hausarztes begeistern und 
ihn dort ausüben wollen, wo sie 
besonders gebraucht werden. 
Deshalb haben wir die bayeri-
sche Landarztquote geschaffen“, 
so Huml. Die erfolgreichen Be-
werberinnen und Bewerber kön-
nen einen wichtigen Beitrag da-
zu leisten, auch in Zukunft eine 
flächendeckende und wohnort-
nahe hausärztliche Versorgung 
in ganz Bayern sicherzustellen.

Großes Interesse

685 junge Menschen bewar-
ben sich fristgerecht um ei-
nen Studienplatz. Das Auswahl-
verfahren wurde federführend 
durch das Bayerische Landes-
amt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit (LGL) betreut. 

Dr. Andreas Zapf, Präsident 
des LGL, erläuterte: „Gerade 
die Corona-Krise zeigt uns sehr 
deutlich, wie wichtig eine flä-
chendeckende ärztliche Versor-
gung ist. Die erfolgreichen Be-
werberinnen und Bewerber ent-
scheiden sich nun endgültig, 
ob sie diese Verpflichtung ein-
gehen. Andernfalls rücken die 
Nächstplatzierten nach.“ Vor 
der Zuteilung des Studienplat-
zes muss ein öffentlich-rechtli-

cher Vertrag unterzeichnet wer-
den.

Zu den Auswahlkriterien ge-
hörte unter anderem das Vor-
liegen einer Berufsausbildung 
in einem Gesundheitsberuf. Am 
häufigsten vertreten sind bei 
den erfolgreichen Kandidaten 
Pflegefachkräfte und Notfallsa-
nitäter. Das Durchschnittsalter 
liegt bei 24 Jahren, 59 Prozent 
sind Frauen. Außerdem kom-
men 61 Prozent aus Bayern.

Strenge Auswahlkriterien

Zu den Auswahlkriterien ge-
hörten neben der Art und Dauer 
der Berufstätigkeit in einem Ge-
sundheitsberuf auch das Ergeb-
nis eines fachspezifischen Stu-
dieneignungstests (Mediziner-
test) sowie die Art und Dauer ei-
ner geeigneten freiwilligen oder 
ehrenamtlichen Tätigkeit. 

Das Land- und Amtsarztge-
setz (BayLArztG) mit der neuen 
Quote war am 1. Januar 2020 in 
Kraft getreten. Konkret werden 
bis zu 5,8 Prozent aller Medizin-
studienplätze in Bayern für Stu-
dierende vorgehalten, die ein 
besonderes Interesse an der 
hausärztlichen Tätigkeit im länd-
lichen Raum haben und eine 
entsprechende Verpflichtungs-
erklärung unterzeichnen.  r
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die Coronakrise hat die ge-
samte Welt seit Monaten fest 
im Griff. In Deutschland und 
insbesondere in Bayern wur-
de durch beherztes und kon-
sequentes Eingreifen der Re-
gierenden Schlimmeres ver-
hindert und die Infektionszah-
len wieder auf ein niedriges 
Niveau gesenkt. So sind jetzt 
nach und nach auch wieder 
erste Lockerungsmaßnamen 
für unsere Gesellschaft mög-
lich und begrüßenswert. Je-
doch ging die Krise an unserer Wirtschaft und 
unseren Kommunen nicht ganz spurlos vorbei. 

So rechnet die KPV mit massiven Gewerbe-
steuerausfällen in der Höhe von 2 Mrd. Eu-
ro für die bayerischen Kommunen. Durch die 
Umrüstung von Rathäusern und kommuna-
len Einrichtungen sind erhebliche Mehrkosten 

vor Ort entstanden und ebenso kam es zu teils 
massiven Einnahmenrückgängen bei kommu-
nalen Unternehmen. Zugleich wird die stei-
gende Arbeitslosenzahl dauerhaft zu erhöhten 
Sozialausgaben führen. Die langfristig ange-
legten Investitionspläne der Gemeinden, Städ-
te, Landkreise und Bezirke sind gefährdet. 

Das von Bund und Ländern gemeinsam ent-
wickelte Konjunktur- und Krisenbewältigungs-
paket will die Folgen der Coronakrise bekämp-
fen, unseren wirtschaftlichen Wohlstand si-
chern und die Zukunftsfähigkeit Deutsch-
lands stärken.  Deutschland soll, so heißt es 
in dem Papier, durch einen Modernisierungs-
schub und eine entschlossene Beseitigung 
der entstandenen Defizite auf einen nachhal-
tigen Wachstumspfad geführt werden. Doch 
was bedeutet das konkret für die bayerischen 
Kommunen und Landkreise? 

Für die KPV steht fest: Altschulden, die vor der 

Coronakrise entstanden sind, 
dürfen nicht mit Corona-Hil-
fen in Verbindung gebracht 
werden. Wenn sich Kom-
munen jahrelang über Kas-
senkredite finanzieren, liegt 
dies an einer grundsätzlichen 
Unterfinanzierung durch die 
anderen Bundesländer. Des-
halb begrüßen wir, dass es 
im Maßnamenpaket nicht zu 
einer Kosten-Übernahme von 
kommunalen Altschulden ge- 
kommen ist, sondern zu 
schnellen finanziellen Hilfen, 
sinnvollen Investitionsanrei-
zen und einem Ausbau der 

kommunalen Förderprogramme. 
Mit rund 30 Mrd. Euro unterstützt das Ret-

tungspaket direkt oder indirekt unsere Kom-
munen und Landkreise und kommt damit 
ebenso unseren Bürgerinnen und Bürgern 
vor Ort zu Gute. Der „kommunale Solidarpakt 
2020“ kompensiert einen Großteil der krisen-
bedingten Ausfälle der Gewerbesteuer. Das 
Paket unterstützt die Kommunen und Land-
kreise auch bei der Finanzierung des Öffentli-
chen Nahverkehrs, bei den Unterkunftskosten 
für Hartz-IV-Empfänger und beim kommuna-
len Klimaschutz sowie dem „Investitionsplan 
Sportstätten“ mit einer noch nie dagewese-
nen Investitionssumme. Weitere Maßnahmen 
wie die Förderung der Bildung und Unterstüt-
zung der Wirtschaft kommen den Kommunen 
indirekt zu Gute. 

Die KPV unterstützt das Paket in seiner Gän-
ze und wird die Umsetzung der Maßnahmen 
in den nächsten Wochen und Monaten beglei-
ten sowie die Städte, Gemeinden und Land-
kreise aktiv bei Krisenbewältigung und Kon-
junkturförderung unterstützen. Trotz aller Be-
geisterung für das Milliardenpaket dürfen jetzt 
Bund und Land nicht zu hohe Schulden auf sich 
nehmen, die die nachfolgenden Generationen 
wieder langfristig abbauen müssen. Durch 
die gemeinsame Zusammenarbeit aller politi-
schen Ebenen können wir gestärkt aus der Kri-
se hervorgehen. 

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund und 
bleiben Sie der KPV treu!

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Konjunktur  
und Kommunen  

dauerhaft stärken

Liebe Leserinnen
und Leser,

18. Juni 2020

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Kerstin Schreyer, Staatsministerin für Wohnen, Bau und Verkehr:

„Wir müssen bauen, bauen, bauen!“
Kerstin Schreyer ist als Staatsministerin für Wohnen, Bau und 
Verkehr seit Anfang Februar 2020 verantwortlich für das größte 
Ministerium in Bayern. Wie Covid-19 die Bau- und Verkehrspla-
nungen beeinflusst hat, welche Herausforderungen sich daraus 
ergeben und welche Bedeutung Digitalisierung und Wohnungs-
bau für Kommunen und Freistaat haben, berichtete Schreyer im 
Münchner PresseClub.

Die Ministerin zog im Ge-
spräch mit Moderatorin Ker-
stin Tschuck Bilanz und zeigte 
die Schwerpunkte für die nächs-
ten Wochen und Monate auf. 
War es am Anfang der Corona- 
krise der Bereich Gesundheit, 
gilt aktuell ihr Ministerium als 
maximal betroffen. „Die Men-
schen haben Angst, ihren Job 
zu verlieren und dann die Mie-
te nicht mehr bezahlen zu kön-
nen. Und wir sind besonders in 
den Bereichen Bauwirtschaft 
sowie Verkehr gefordert, weil 
die Menschen ja trotzdem von A 
nach B kommen müssen. Da war 
mir von Anfang an wichtig, eine 
stabile Grundversorgung sicher-
zustellen“, sagte Schreyer.

Sicher pendeln

Die Einnahmeverluste durch 
die Coronakrise – weil die Men-
schen entweder komplett dar-
auf verzichtet haben oder weni-
ger mit Bus und Bahn gefahren 
sind – im öffentlichen Personen-
nahverkehr sowie im Schienen-
personennahverkehr liegen bei 
schätzungsweise knapp 600 
Millionen Euro. Die Ministerin 
machte jedoch deutlich, dass 
die Verkehrsmittel mit Einfüh-
rung der Maskenpflicht beden-
kenlos genutzt werden könnten. 
Besonderer Wert werde zudem 
auf die Einhaltung von Hygie-
ne-Standards gelegt und Busse 
und Bahnen würden verstärkt 
gereinigt und desinfiziert. „Wo 
immer es geht, öffnen die Tü-
ren außerdem automatisch, da-
mit die Fahrgäste so wenig wie 
möglich anfassen müssen“, so 
die Ministerin. Ausdrücklich lob-
te sie die Fahrgäste, die sich na-

hezu ausnahmslos an die Mas-
kenpflicht halten würden. Damit 
leiste jeder Einzelne einen wich-
tigen Beitrag dazu, dass alle si-
cher im Nahverkehr unterwegs 
sein könnten.

Mehr Homeoffice

Mit Blick auf die Arbeitswelt, 
prophezeite Schreyer, dass der 
Anteil am Homeoffice, der mit 
Beginn des Lockdowns erheb-
lich zugenommen habe, auch 
in Zukunft hoch bleiben werde. 
„Corona stellt uns alle vor die 
Herausforderung, dass es neu 
ist und wir nicht wissen, wie sich 
die Zukunft entwickeln wird. Wir 
sind dabei als Politiker sehr da-
rauf angewiesen, welche Emp-
fehlungen uns die Virologen an 
die Hand geben. Aber ein paar 
Fakten haben wir schon: Die Ar-
beitswelt wird sich massiv ver-
ändern. Denn die Menschen 
werden häufiger Videoschalten 
einrichten, anstatt zu reisen und 
die Arbeitszeiten werden flexib- 
ler sein“, sagte sie. Ein Vorteil: 
Wenn mehr Menschen von zu-
hause aus arbeiten, entzerre das 
auch die Verkehrslage zu Stoß-
zeiten. Im bundesweiten Ver-
gleich lag beispielsweise Mün-
chen im Ranking um die meisten 
Staus im vergangenen Jahr auf 
Platz vier. 131 Stunden standen 
Autofahrer durchschnittlich im 
Stau, laut Verkehrsdatenanbie-
ter Tomtom. 

Optimale Netzanbindung  
gefordert

Mehr Homeoffice hat aber 
nicht nur einen Einfluss auf den 
Verkehr. Die Veränderung der 

Arbeitswelt betreffe auch die 
Digitalisierung und verstärke 
besonders bei den Kommunen 
den Druck, die technischen Vor- 
aussetzungen dafür zu schaf-
fen. „Ziel muss sein, dass wir 
die Arbeitswelt so begleiten, 
wie sie sich verändert. Da müs-
sen Kommunen, Digital- und 
Wirtschaftsministerium zusam-
menarbeiten. Denn wer daheim 
keine optimale WLAN-Anbin-
dung hat, bekommt im Home- 
office Schwierigkeiten“, sagte 
Schreyer. 

Aber nicht nur die Netzwerk- 
anbindung sei entscheidend. 
Auch digitale Dienste wie bei-
spielsweise die App „BayernInfo“ 
des Bauministeriums können 
bei einer intelligenten Verkehrs-
lenkung helfen. „Mit dieser App 
können Pendler unsinnige Staus 
vermeiden. Das funktioniert, in-
dem sie beispielsweise wäh-
rend Stoßzeiten mit ihrem Au-
to nur bis zur nächsten S-Bahn-
haltestelle fahren. Ansätze wie 
die App-Entwicklung müssen 
wir auch noch viel stärker für 
die Verkehrslenkung auf Auto-
bahnen verfolgen“, kündigte 
Schreyer an.

Kein Stopp  
in der Baubranche

Im Hinblick auf den Woh-
nungsbau hob die Ministerin 
hervor, dass es sich als richtig 
erwiesen habe, die Arbeiten auf 
Baustellen im Freistaat nicht zu 
unterbinden. Die Baubranche 
habe daher bisher der Corona-
krise trotzen können. „Der Be-
reich Bau muss auch weiterhin 
funktionieren, denn er garan-
tiert uns, dass wir die Steuerein-
nahmen haben. Und deswegen 
gilt: Bauen, bauen, bauen!“, be-
teuerte Schreyer. 

Auch wenn die Kommunen 
für den Bau verantwortlich sei-
en, müsse der Freistaat Anreize 
schaffen, Ideen liefern und mit 
Strukturmaßnahmen unterstüt-
zen. „Deshalb hat Bayern mit 
dem Bauministerium auch bei 
der ersten Kabinettsumbildung 
ein eigenes Ministerium ge-
schaffen, um zu zeigen, dass das 
Thema wichtig ist und wir den 
Baubereich mitanschieben“, er-
klärte Schreyer. 

Kommunen müssen mitziehen

Auch die Kommunen müss-
ten ihren Beitrag leisten, for-
derte sie. Schreyer zeigte sich 
sicher, dass private Bauherren 
und Wirtschaft geplante Bau-
projekte erst einmal verschie-
ben werden und so ein gewis-
ser Einbruch der Branche in et-
wa einem halben Jahr vorpro-
grammiert ist. „Dabei leisten 
die Kommunen ihren Beitrag in 
der Baubranche unterschied-
lich. Die meisten sind da sehr 
gut und wollen wirklich für al-
le Altersgruppen „Wohnen für 
die Zukunft“ gestalten und den-
ken auch an die Digitalisierung. 
Doch einige bleiben unter dem 
Wert, den wir bräuchten und 
das ist bitter, denn das wirkt sich 
auf den Preis aus“, kritisierte 
Schreyer. 

Baubranche sichert Jobs

In diesem Zusammenhang 
unterstrich die Ministerin die 
Bedeutung von bezahlbarem 
Wohnraum für die Bevölke-
rung: „Gerade in Zeiten von Co-
rona merken wir besonders, wie 
wichtig es ist, ein Zuhause zu ha-
ben, das den Bedürfnissen je-
des Einzelnen entspricht. Nur 
ein Drittel aller Wohnungen in 
München hat beispielsweise ei-
nen Balkon oder einen Garten.“ 
Vergangenes Jahr seien im Frei-
staat knapp 60.000 neue Woh-
nungen fertiggestellt und über 
75.000 Baugenehmigungen er-

Deutsches Institut für Urbanistik (Difu):

Vorteile der Kooperation  
zwischen Stadt und Region  

sollten mehr genutzt werden 
Difu-Studie stellt dar, wie ein gerechter Ausgleich von Lasten 
und Nutzen zwischen Stadt und Region funktionieren kann

Um das für Kommunen wichtige Thema der „interkommuna-
len Kooperation“ geht es in der neuen Difu-Publikation „Re-
gion ist Solidarität. Gerechter Ausgleich von Lasten und Nut-
zen im interkommunalen Dialog“.

Kann eine Gemeinde, die keine gute Verkehrsanbindung 
hat, von Gewerbeansiedlungen in anderen Gemeinden pro-
fitieren und im Gegenzug Ausgleichsflächen, Wohnraum und 
soziale Infrastrukturen zur Verfügung stellen? Kann ein inter-
kommunaler Fonds einen fairen Lasten-Nutzen-Ausgleich zwi-
schen solchen Kommunen schaffen? Erste Antworten auf Fra-
gen wie diese liefert eine vom Deutschen Institut für Urbanis-
tik (Difu) erarbeitete Studie für die Landeshauptstadt Mün-
chen und die Landkreise Dachau und Ebersberg. 

In der kostenfrei zur Verfügung stehenden Online-Veröf-
fentlichung sind die Ergebnisse des Forschungsprojekts „Las-
ten-Nutzen-Ausgleich in der interkommunalen Planung“ zu-
sammengefasst. Die Publikation gibt Antworten auf die wich-
tigsten Fragen zur Organisation einer interkommunalen 
Zusammenarbeit unter Anwendung von Lasten-Nutzen-Aus-
gleichsmechanismen. Die Handlungsfelder, in denen sich im 
Großraum München aktuell – zusätzlich zu den bereits be-
währten Themen interkommunaler Kooperation – ein dring-
licher Bedarf für ein regionales Vorgehen abzeichnet, sind in 
insgesamt acht themenspezifischen Steckbriefen aufberei-
tet. Mögliche Organisationsformen und Planungsinstrumente 
werden in weiteren zwölf Steckbriefen erläutert.

Trotz mittlerweile reichhaltig vorhandener Erfahrungen und 
einer breiten Palette möglicher Instrumente ist Kooperation 
über Gemeindegrenzen hinweg kein Selbstläufer. Vor Ort wird 
sie meist als nachrangige Strategie und Zusatzaufgabe wahr-
genommen. Projektübergreifende und strategische Koope-
ration wird oft als schwierig bewertet, da der regionale Nut-
zen nicht in jeder der beteiligten Kommunen gleichermaßen 
sichtbar ist und einzelne Kommunen wirtschaftlich-finanziel-
le Nachteile befürchten. In dem Gemeinschaftsprojekt wur-
den kompakte Steckbriefe entwickelt, die Antworten auf die 
wichtigsten Fragen zur Organisation einer interkommunalen 
Zusammenarbeit geben. Die Handlungsfelder sind in insge-
samt acht themenspezifischen Steckbriefen aufbereitet. Mög-
liche Organisationsformen und Planungsinstrumente werden 
in weiteren zwölf Steckbriefen erläutert. r

teilt worden. Das sei die höchs-
te Zahl seit 20 Jahren. 

Staatliche Baumaßnahmen si-
cherten außerdem das Über-
leben vieler mittelständischer 
Bauunternehmen und tausen-
de Jobs. Auch im Straßenbau 
liefen die Baumaßnahmen an 
Bundes- und Staatsstraßen wei-
testgehend ohne Einschränkun-
gen weiter. Das gelte auch für 
die Planung und Ausschreibung 
neuer Projekte. „Damit leisten 
wir einen wichtigen Beitrag da-
zu, dass die Wirtschaft nach Co-
rona möglichst schnell wieder 
anläuft“, so die Ministerin. 

Eigenheim fördern

Als einen weiteren Baustein 
nannte sie die Eigenheim-För-
derung. Immobilien zu besitzen, 
sei zudem die beste Vorsorge 
für das Alter. „Unser Ziel muss 
es sein, dass sich jeder Mensch 
egal mit welchem Geldbeutel 
und egal in welcher Altersklasse 
das Wohnen in der Stadt leisten 
kann. Deshalb laufen die För-
derprogramme für Wohneigen-
tum weiter.“ 

Zudem versicherte die Minis-
terin, „eine große Verfechterin 
des ländlichen Raumes“ zu sein. 
„Es kann nicht sein, dass Men-
schen in die Stadt ziehen müs-
sen, weil sie das Angebot auf 
dem Land nicht haben. Arbeits-
plätze sind da gar nicht das Pro-
blem, sondern eher das kul-
turelle Angebot und die Ver-
kehrsanbindung – was wieder-
um mein Ministerium betrifft“, 
sagte Schreyer. Viele Kommu-
nen seien im Bereich der Wohn-
gestaltung für die Zukunft vor-
bildlich. „Wenn ich mir den Bal-
lungsraum München anschaue, 
kann ich viele Kommunen au-
ßerhalb der Stadt aufzählen, die 
wirklich bauen, bauen, bauen“, 
lobte sie.

Alterswohnsitz auf dem Land

Abschließend die Ministerin 
den Wunsch, dass die Wertschät- 
zung in der Bevölkerung für sys-
temrelevante Berufe auch nach 
der Krise weiterhin hoch bleibe. 
„Ohne die LKW-Fahrer, die täg-
lich gefahren sind, hätten wir kei-
ne Lebensmittel in den Regalen 
gehabt“, nannte sie ein Beispiel. 
Die Bereiche Bau und Verkehr 
müssten zudem in der Zukunft 

noch viel mehr als zusammen-
hängend betrachtet werden. 
„Das klingt einfach, wird aber 
oft so nicht geplant. Aus meiner 
Sicht ist das eine der ganz gro-
ßen Herausforderungen, dass 
Menschen auf dem Land dort 
auch im hohen Alter ohne Ein-
schränkungen leben können. 
Und das bedeutet sowohl be-
zahlbaren Wohnraum, als auch 
eine ausreichende Verkehrsan-
bindung“, schloss Schreyer.  red

Aus dem Kabinett:

Befristete Neueinstellungen für 
Contact Tracing Teams 

Attraktivität des Öffentlichen Gesundheitsdienstes langfristig steigern
Das Personal des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) wurde 
im Zuge der Corona-Pandemie kurzfristig um ca. 4.000 Mitarbei-
ter, insbesondere aus den anderen Ressorts, auf insgesamt 5.150 
Mitarbeiter verstärkt. Durch diesen massiven Personaleinsatz ist 
es gelungen, auf das sich epidemisch ausbreitende Infektionsge-
schehen flexibel zu reagieren. Zur Sicherstellung der Arbeitsfähig-
keit des ÖGD gilt es, diese Personalverstärkung beizubehalten.

Die Gesundheitsämter (Stamm- 
personal) und das Landesamt 
für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit werden bis 
30.09.2020 durch Personal an-
derer Ressorts im bisherigen 
Umfang unterstützt. Das bay-
erische Gesundheitsministeri-
um wird von anderen Staatsmi-
nisterien im bisherigen Umfang 
bis 31.07.2020 unterstützt. Über 
eine weitere Verlängerung bis 
zum 30.09.2020 ist Anfang Juli 
2020 im Lichte des aktuellen In-
fektionsgeschehens und der 
Aufgabenlast zu entscheiden.

Unterstützungskräfte, die an 
ihre Stammbehörden zurückkeh- 
ren, werden durch bis 31.12. 
2021 befristete Neueinstellun-
gen ersetzt. Bei jedem Land-
ratsamt werden je nach Ein-
wohnerzahl des Landkreises im 
Durchschnitt ein bis drei so ge-
nannte Contact Tracing Teams 

(CTT) für die schnelle Nachver-
folgung von Infektionsketten 
durch befristete Neueinstellun-
gen von mindestens 700 Mit-
arbeitern gebildet. Die Mittel 
hierfür werden aus dem Son-
derfonds Corona-Pandemie zur 
Verfügung gestellt.

Für die Bildung von CTT be-
nennen ferner alle Ressorts Per-
sonal im Umfang von 2.550 Mit-
arbeitern, das bei Bedarf von 
den Gesundheitsämtern für die 
Eindämmung eines Infektions-
geschehens unmittelbar ab-
gerufen werden kann. Die De-
ckung des Personalbedarfs der 
CTT wird von den Ressorts in 
der Fläche sichergestellt.

Die Bayerische Staatsregie-
rung will die Attraktivität des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes 
steigern. Das Gesundheitsminis-
terium wurde beauftragt, hier-
für ein Konzept vorzulegen.     r
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Der Austausch ...
(Fortsetzung von Seite 1)
same Auspacken eines Überra-
schungspakets mit Konferenz- 
unterlagen und Pausensnacks, 
welches die Teilnehmer im Vor-
feld nach Hause oder ins Büro 
geschickt bekommen hatten, 
durch mehrere Speed-Dating- 
Runden, Live Musik in den Pau-
sen oder ein gemeinsames Bier 
zum Abschluss der Konferenz. 
Das Versprechen analoge und 
digitale Aspekte zu einer neuen 
Form der Digitalkonferenz zu 
verknüpfen konnte so überzeu-
gend eingelöst werden. „Danke 
für die anregenden Diskussio-
nen und Impulse. Ich freue mich 
auf das nächste Mal.“ war dann 
auch das Fazit von Tim Schult-
ze, Bürgermeister in Wettelro-
de (Sachsen-Anhalt). Dominik 
Brasch, Bürgermeister im Hes-
sischen Bad Soden-Salmünster 
merkte dazu an: „Ich hatte mich 
sehr auf unser persönliches 
Treffen und Wiedersehen in 
Berlin gefreut, doch wer, wenn 
nicht das ‚Netzwerk Junger Bür-
germeisterInnen‘ schafft es, 
eine adäquate digitale und jun-
ge Ersatzveranstaltung auf die 
Beine zu stellen?!“

Über das Netzwerk

Im September 2019 hat sich 
das ‚Netzwerk Junge Bürger-
meister*innen‘ als eigenständi-
ges Netzwerk unter dem Dach 
des Innovators Club, der kommu-
nalen Ideenschmiede des Deut- 
schen Städte- und Gemeinde-
bundes gegründet. Unter „Jun-
ge Bürgermeister*innen“ sol-
len sich jene verstehen, die 
bei ihrer vergangenen Wahl 
noch keine  40 Jahre alt waren. 
In Deutschland sind dies zurzeit 
über 300 Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister aller demo-
kratischen politischen Gruppie-
rungen. Alle gemeinsam verbin-
det oft eine andere, junge Sicht 
auf kommunale Themen. r

(Fortsetzung von Seite 1)
Staatsregierung beschlossen, 
die Leistungen des kommuna-
len Finanzausgleichs 2020 auf 
ein erneutes Rekordniveau zu 
erhöhen. „Mit rund 10,29 Mil-
liarden Euro knacken wir erst-
mals die zehn Milliarden Eu-
ro-Schwelle und haben ein Plus 
gegenüber dem Vorjahr von 316 
Millionen“, stellte der Kommu-
nalminister fest. Erfreulich sei, 
dass die kommunalen Steuer-
einnahmen im Freistaat 2019 – 
ausgehend von einem Rekordni-
veau in 2018 – nochmals um 2,4 
Prozent auf rund 20,5 Milliarden 
Euro gestiegen sind.

Klar positionierte sich Herr-
mann zum Gesetzentwurf des 
Bundes für eine Reform der Not-
fallversorgung: „Für den in mei-
nen Zuständigkeitsbereich fal-
lenden Rettungsdienst betone 
ich: Für die Rettungsdienste sind 
die Länder und nicht der Bund 
zuständig! Und dieser im Grund-
gesetz verankerten Zuständig-
keit wird der Gesetzentwurf des 
Bundes nicht gerecht.“ 

Bayerische  
Rettungsstrukturen erhalten

Der Minister kritisierte scharf, 
dass der Gemeinsame Bun-
desauschuss bezogen auf den 
Rettungsdienst künftig weitrei-
chende Befugnisse erhalten soll. 
„Ich werde mich im weiteren 
Fortgang des Gesetzgebungs-
verfahrens weiterhin nach-
drücklich dafür einsetzen, dass 
die in Bayern vorhandenen und 
bewährten Rettungsstruktu-
ren auf jeden Fall erhalten blei-
ben“, unterstrich Herrmann. Die 
Struktur der bayerischen leis-
tungsstarken Krankenhäuser, 
insbesondere auch der kom-
munalen, habe sich in der Coro-

Zeit der Weichenstellung ...
na-Krise einmal mehr bewährt.

Nach seiner Wiederwahl wies 
Landkreistagspräsident Bern-
reiter darauf hin, dass sich die 
bayerischen Landkreise als Fol-
ge der Corona-Krise heuer auf 
Steuereinbußen in Milliarden-
höhe einstellen. Allein bei den 
Gewerbesteuereinnahmen ge-
he es voraussichtlich um Ein-
brüche von rund 20 bis 25 Pro-
zent. Zudem rechne das Finanz-
ministerium mit Steuerausfällen 
in Höhe von 5,5 Milliarden Euro, 
die sich 2021 bei den Leistungen 
aus dem Finanzausgleich auch in 
den Kommunen bemerkbar ma-
chen werden. Damit fehlten den 
Kommunen voraussichtlich rund 
700 Millionen Euro.

Vorschläge der Landkreise 
zum Bürokratieabbau

Laut Bernreiter wird in Zu-
kunft die Kernfrage sein, „was 
man sich alles leisten will und 
was man sich alles leisten kann“. 
Bereits in wirtschaftlich guten 
Jahren seien regelmäßig neue 
Rekordwerte bei den Sozialaus-
gaben verzeichnet worden. So 
seien etwa die Kosten für Kin-
der- und Jugendhilfe von 300 
Millionen Euro im Jahr 1990 auf 
aktuell zwei Milliarden Euro ge-
stiegen. Vor dem Hintergrund, 
dass in der Vergangenheit sehr 
hohe Standards etabliert wur-
den, etwa mit dem Angehörige-
nentlastungsgesetz, stelle sich 

die Frage, „wo auch jeder Ein-
zelne selbst wieder mehr tun 
muss“, bemerkte der Präsident. 
Schließlich seien zugleich stei-
gende Ausgaben zu erwarten. 
Mehr Menschen werden An-
spruch auf Hartz IV haben. Die 
Landkreise hätten vor der Kri-
se knapp 100 Vorschläge unter-
breitet, wie Bürokratie abgebaut 
und dadurch Einsparungen vor-
genommen werden könnten. 

Wirtschaft entscheidend für 
kommunale Steuereinnahmen

Bernreiter rief alle Verant-
wortlichen dazu auf, sich der 
Wirklichkeit zu stellen und die 
kommunale Handlungsweise da- 
nach auszurichten. Der Slo- 
gan „Wirtschaft ist nicht alles, 
aber ohne Wirtschaft ist alles 
nichts!“, gelte heute mehr denn 
je. Für den Verbandschef ist die 
bayerische Wirtschaft der Dreh- 
und Angelpunkt der kommuna-
len Steuereinnahmen und damit 
kommunaler Investitionen.

Wichtiger denn je seien der 
gesellschaftliche Zusammenhalt 
und der soziale Friede. Auch gel-
te es, eine weitere Landflucht 
zu verhindern, die Infrastruktur 
auszubauen und die Digitalisie-
rung – gerade auch in der Ver-
waltung – voranzutreiben. Im-
mer noch seien 70 Prozent der 
Verwaltungsverfahren schrift-
lich und mit persönlichem Er-
scheinen verknüpft.

(Fortsetzung von Seite 1)
tenden Ausfälle bei der Gewer-
besteuer von rund 12 Milliar-
den Euro werden je zur Hälf-
te von Bund und Ländern über-
nommen.
• Bei der Finanzierung des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs 
der Kommunen unterstützt der 
Bund die Länder bei der Finan-
zierung. Dazu erhöht er in die-
sem Jahr einmalig die Regiona-
lisierungsmittel um 2,5 Milliar-
den Euro.
• Für Kosten aus den Zusatz-
versorgungssystemen der DDR 
stockt der Bund seinen An-
teil von derzeit 40 % ab dem 
1.1.2021 auf 50 % auf.
• Die nationale Klimaschutz- 
initiative sieht Förderprogram-
me in einer Größenordnung von 
jährlich 300 Mio. Euro vor, die 
auch durch einen kommunalen 
Eigenanteil mitfinanziert werden. 
• Für die Jahre 2020 und 2021 
werden zusätzliche 150 Millio-
nen Euro für Sportstätten zur 
Verfügung gestellt. Dazu wird 
der „Investitionsplan Sportstät-
ten“ von 110 Millionen Euro auf 
260 Millionen Euro aufgestockt. 

Damit kommunale Unterneh-
men den bereits um die Mög-
lichkeit der Betriebsmittelfinan-
zierung ergänzten KfW-Förder-
kredit „IKU –Investitionskredit 
Kommunale und Soziale Un-
ternehmen“ noch besser nut-
zen können, wird die bisherige 
Deckelung der jeweiligen Kre-
ditsumme von 50 Millionen Eu-
ro aufgehoben.

Söder setzt auf  
Anspringen der Konjunktur

Durch das Konjunkturpa-
ket wird Deutschland nach An-
sicht von CSU-Chef Markus Sö-
der nicht dauerhaft überschul-
det. Es sei eine große Sum-
me vereinbart worden, die 
aber wegen der Rücklage des 
Bundes vertretbar sei, erklär-
te der bayerische Ministerprä-
sident. Viele der beschlosse-
nen Maßnahmen seien befris-
tet, „wir setzen auf das Ansprin-
gen der Konjunktur“. Gerade 
für ein exportorientiertes Land  
wie Deutschland sei es jetzt 
entscheidend, dass die Binnen-
nachfrage gesteigert werde.

Der Vorsitzende des Bayeri-

Was den flächendeckenden 
Erhalt der medizinischen Grund- 
und Regelversorgung anbelangt, 
scheint sich die Stimmung der-
zeit zu Gunsten der Kreiskran-
kenhäuser zu drehen. Der jahre-
lange Ruf aus Berlin nach ledig-
lich 50 Häusern für Bayern (ak-
tuell 372) ist vorerst verstummt. 
Auch die ursprünglich geplante 
Reform der Notfallversorgung 
mit empfindlichen Eingriffen  
in die Entscheidungsstrukturen 
vor Ort sowie die Pflegeperso-
naluntergrenzen, die teilweise 
zu abgemeldeten Stationen und 
aus dem Urlaub zurückgerufe-
nen Pflegekräften geführt ha-
ben, scheinen noch einmal auf 
den Prüfstand zu kommen. Auf 
diese Weise könnte Corona zur 
Blaupause für die Flächenver-
sorgung und die Bettenkapazi-
täten werden. Bernreiter glaubt 
dies allerdings erst, „wenn es im 
Gesetzblatt steht“.

Für die Zukunft gut gerüstet

Trotz Corona-Krise fühlen sich 
Bayerns Landräte für die Zu-
kunft gut gerüstet. Neben der 
Mitwirkung an einem stabilen 
Verlauf der Pandemie fokussie-
ren sie ihre Kräfte deswegen vor 
allem auf Megathemen, wie das 
Ankurbeln der Wirtschaft unter 
Berücksichtigung ökologischer 
Aspekte und die Weiterentwick-
lung dessen, was sie unter dem 
Stichwort „Heimat 2030“ bereits 
in der zurückliegenden Kom-
munalwahlperiode angesto- 
ßen und aufgebaut haben.  DK

schen Städtetags, Altoberbür-
germeister Dr. Kurt Gribl, be-
grüßt das beschlossene Kon-
junkturpaket des Bundes: „In 
dem Konjunkturpaket sind 
neben den Bürgern und der 
Wirtschaft auch die Kommu-
nen und ihre Verkehrsunter-
nehmen deutlich berücksich-
tigt. Insbesondere die erhöhte 
Übernahme der von den Städ-
ten und Landkreisen zu zahlen-
den Kosten der Unterkunft für 
Hartz-IV-Empfänger durch den 
Bund und die Kompensation der 
krisenbedingten Gewerbesteu-
erausfälle bedeuten spürbare 
Hilfen für die Städte, Gemein-
den und Landkreise. Es kommt 
jetzt darauf an, dass der Frei-
staat die vom Bund bereitge-
stellten Mittel für die Kompen-
sation der Gewerbesteueraus-
fälle mit Landesmitteln ausrei-
chend ergänzt und dass schnell 
ein einfacher und an den Steu-
erausfällen orientierter Vertei-
lungsmaßstab geregelt wird. Da-
mit kann die wegbrechende In-
vestitionskraft der Städte und 
Gemeinden entscheidend ge-
stützt werden.“

Positive Resonanz  
aus den kommunalen  
Spitzenverbänden

Der Städtetag begrüßt außer-
dem die angekündigten Maß-
nahmen zur Stärkung des Öf-
fentlichen Personen Nahver-
kehrs, des Öffentlichen Gesund- 
heitsdienstes und der Kranken-
häuser. Gribl: „Das Paket der 
Bundesregierung stärkt Bürger, 
Wirtschaft und Kommunen. Der 
Umfang von 130 Milliarden Euro 
ist der historischen Herausfor-
derung angemessen.“

Der Bayerische Gemeinde-
tag sieht in dem beschlosse-
nen Paket ein deutliches Zei-
chen für den Willen der Bun-
desregierung, Deutschland 
schnell aus der gegenwärtigen 
Krise zu führen und spricht von 
einem „gelungenen Kompro-
miss des Koalitionsausschus-
ses“. Dass der Bund sich ver-
pflichtet, zusammen mit den 
Ländern den hälftigen Gewer-
besteuerausfall der Gemein-
den und Städte zu überneh-
men, findet größte Zustimmung. 
Der Kommunalverband appel-

liert an die Bayerische Staats- 
regierung, das geplante Vorha-
ben des Bundes kraftvoll zu un-
terstützen.

Auch durch die Erhöhung des 
Anteils an den Kosten für die Un-
terkunft von Bedürftigen durch 
den Bund werde eine spürbare 
Entlastung der Kommunen ein-
treten. Die Gemeinden, die sich 
als Umlagezahler an diesen Kos-
ten beteiligen, würden entlas-
tet. Positiv bewertet wird auch 
die beabsichtigte Stärkung des 
öffentlichen Nahverkehrs und 
des Gesundheitssektors. 

Stärkung der Kaufkraft  
von Familien

Die Stärkung der Kaufkraft 
von Familien könnte die Kon-
junktur dabei am wirkungsvolls-
ten beleben. Die Senkung der 
Mehrwertsteuer, wenn auch 
nur befristet, komme allen Bür-
gerinnen und Bürgern zu Gu-
te und sollte starke Kaufanrei-
ze auslösen. Die zusätzlichen 
300 Euro für jedes Kind lösten 
sicher keinen Kaufrausch aus, 
sind aus Sicht des Gemeinde-
tags aber ein akzeptables sozi-
alpolitisches Zeichen. Wichtiger 
sei in diesem Zusammenhang 
die beschlossene Förderung für 
den Kita-Ausbau. Begrüßt wer-
den zudem die Beschleunigung 
des Ausbaus von Ganztagsschu-
len und Ganztagsbetreuung und 
der Umstand, dass digitales Ler-
nen stärker in den Fokus der 
Bundesregierung und der Län-
der gekommen ist. Der Digital-
pakt Schule soll um förderfähige 
Investitionen erweitert werden 
und der Bund will sich finanziell 
bei der Ausbildung und Finan-
zierung von EDV-Administrato-
ren beteiligen. 

Die beschlossenen Maßnah-
men zur Belebung der Wirt-
schaft sollten ebenfalls konjunk-
turbelebende Wirkung entfalten 
und so das Land nachhaltig und 
schnell zu neuer Stärke führen. 
Laut Verbandspräsident Dr. Uwe 
Brandl muss allerdings das Prob-
lem der Altschulden vieler Kom-
munen noch gelöst werden. Das 
Thema bleibe auf der Agenda, 
weil gerade jetzt die Kluft zwi-
schen Arm und Reich noch grö-
ßer werden könnte.

Mit Erleichterung hat der Prä-

sident des Bayerischen Land-
kreistags, Christian Bernreiter, 
auf das vorgelegte Konjunktur-
paket reagiert. Es biete die gro-
ße Chance, die Wirtschaft anzu-
kurbeln „und wird uns dabei un-
terstützen, unsere immensen 
kommunalen Herausforderun-
gen in Angriff zu nehmen und 
unsere Aufgaben weiter erfül-
len zu können“.

Verlässliche Auffanglösung 
für Gewerbesteuerausfälle

Der kommunale Solidarpakt 
2020 sei eine gute Antwort auf 
die Forderung der bayerischen 
Landrätinnen und Landräte 
nach einer verlässlichen Auf-
fanglösung für Gewerbesteu-
erausfälle. Bernreiter zufolge 
„können wir mit den beschlos-
senen Geldern der bayerischen 
Wirtschaft unter die Arme grei-
fen, weil wir zum Beispiel weiter 
in Schulbauten, Straßeninstand-
setzungen, aber auch die Digi-
talisierung investieren können. 
Zudem werden insbesonde-
re die Mehrwertsteuersenkung 
und die Sonderabschreibungs-
möglichkeit für bewegliche An-
lagegüter die große Chance bie-
ten, die Konjunktur wieder an-
zukurbeln.“

Der Bayerische Landkreis-
tag sei froh darüber, dass der 
Bund den kommunalen Ret-
tungsschirm nicht an das sog. 
Altschuldenproblem gekoppelt 
hat, sondern jetzt bundesweit 
allen Landkreisen Mittel für Zu-
kunftsaufgaben zur Verfügung 
stellt. Jetzt gehe es darum, die 
Hilfen bei den Gewerbesteuer-
ausfällen umlagefähig zu gestal-
ten. Bernreiter: „Auch unsere 
Forderung nach einer Hilfe bei 
den zu erwartenden Mehrkos-
ten bei Hartz IV wurde mit ei-
ner Erhöhung der Bundesbetei-
ligung von 50 auf 75 % an den 
Kosten der Unterkunft berück-
sichtigt. Das ist eine echte Stär-
kung und wir danken unserem 
Ministerpräsidenten sowie allen 
bayerischen Verantwortungs-
trägern, die sich so für uns in 
Berlin eingesetzt haben.“

Begrüßt wird insbesondere 
auch die angekündigte massi-
ve Beschleunigung des 5G-Aus-
baus, eine langjährige Forde-
rung des Bayerischen Land-
kreistags. Bis 2025 soll ein flä-
chendeckendes 5G-Netz in ganz 

Deutschland aufgebaut werden. 
Dafür ist geplant, die neue Mo-
bilfunkinfrastrukturgesellschaft 
des Bundes mit 5 Mrd. Euro aus-
zurüsten. Sobald die Mobilfunk-
betreiber in Kürze definiert ha-
ben, in welchen Bereichen sie 
ihre Ausbauverpflichtungen er-
füllen, wird in den verbleiben-
den weißen Flecken der Ausbau 
durch diese Mittel ermöglicht. 

Im Bereich des Öffentlichen 
Nahverkehrs, einer zentralen 
Herausforderung in Ballungsge-
bieten und im ländlichen Raum 
gleichermaßen, ist aus Bernrei-
ters Sicht positiv, dass sich der 
Bund mit 2,5 Mrd. Euro betei-
ligt, wie von den Verkehrsmi-
nistern gefordert. Gleichwohl 
beziehe sich das Konjunktur-
paket auf zwei Jahre und dürf-
te daher nicht einmal die Hälf-
te der erwarteten Minderein-
nahmen und Mehrausgaben ab-
decken. Nach Einschätzung der 
Verkehrsministerkonferenz lie-
ge der Ausgleichsbedarf allein 
bis Ende 2020 bundesweit bei 
mindestens 5 Mrd. Euro. Da-
her sei auch der Freistaat gefor-
dert, ähnlich wie Baden-Würt-
temberg, sich an dem Rettungs-
schirm zu beteiligen. Zudem sei 
ein Notifizierungsverfahren bei 
der EU notwendig. Wenn dieses 
nicht rasch durchgeführt wer-
de bzw. keine Überbrückungs-
möglichkeiten geschaffen wür-
den, könnte der Rettungsschirm 
gerade für viele kleinere Unter-
nehmen im ländlichen Raum 
zu spät kommen. Daher laute 
die Prämisse: Schnelligkeit statt 
Perfektion. 

Stärkung des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes

Wie Bernreiter abschließend 
betonte, sei auch die Stärkung 
des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes ein wichtiges Zeichen. 
Mit dem „Pakt für den öffentli-
chen Gesundheitsdienst“ wür-
den die Strukturen des ÖGD 
langfristig verbessert. „Die Un-
terstützung des Bundes bei För-
derprogrammen begrüßen wir 
sehr, da sie unseren kommuna-
len Investitionen zu Gute kom-
men werden. Wir gehen davon 
aus, dass dies auch im Kranken-
hausbereich so sein wird und 
ein Bekenntnis zur dezentralen 
Krankenhausstruktur noch er-
folgen wird.“  DK

Milliardenhilfen für Kommunen ...

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Klimaschutz bleibt Megathema
Klimaschutzgesetz in erster Lesung im Landtag

Der Landtag hat sich in erster Lesung mit dem neuen Baye-
rischen Klimaschutzgesetz befasst. Begleitet wird das Gesetz 
von einem umfassenden 10-Punkte-Plan zum Klimaschutz. 

Er enthält rund 100 konkrete Maßnahmen – vom Moor-
schutz bis zum Ausbau der erneuerbaren Energien. Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber betonte dazu im Landtag: 
"Wir wollen Klimasicherheit für Bayern. Das Klimaschutzge-
setz ist unser Fahrplan für einen erfolgreichen Einsatz gegen 
CO2-Emissionen. Bayern soll bis spätestens 2050 klimaneutral 
werden.  Der Klimawandel ist nicht verhandelbar. Wir müssen 
klug und eng verzahnt mit Bund und EU mit dieser globalen He-
rausforderung umgehen. Unser Ziel ist es, Ökonomie und Öko-
logie zu vereinen. Wenn wir das Schwungrad der Wirtschaft 
wieder anwerfen, brauchen wir Investitionen in Nachhaltig-
keit und eine erneuerbare Zukunft. Mit einer Klima-Milliarde 
bis zum Ende der Legislaturperiode setzt der Freistaat ein star-
kes Signal." Das Gesetz wird nun an die Ausschüsse verwiesen.

Neben klaren Klimazielen sieht das Klimaschutzgesetz als 
wesentliche Neuerung eine Kompensation verbleibender 
Treibhausgasemissionen staatlicher Behörden durch eine ei-
gene Kompensationsplattform in Bayern vor. Im Bildungs-
bereich ist vorgesehen, dass staatliche Erziehungs- und Bil-
dungsträger das Thema Klima bereits frühzeitig behandeln. 
Um die Gesellschaft mitzunehmen und für Klimaschutz zu 
motivieren, wird außerdem ein neuer Klimaschutzpreis aus-
gelobt. Mit dem neuen Gesetz soll der Gedanke des Klima-
schutzes auch in weiteren einschlägigen Fachgesetzen veran-
kert werden, etwa dem Abfallwirtschaftsgesetz.

Bayern ist auf Grund seiner geografischen Lage bereits 
heute vom Klimawandel spürbar betroffen. Die mittlere Jah-
restemperatur im bayerischen Alpenraum hat sich über die 
letzten 100 Jahre doppelt so stark erhöht wie im globalen 
Durchschnitt. Die Folgen des Klimawandels wie etwa Trocken-
heit oder Starkregen sind bereits heute auch in Bayern Fakt. 
Bis Ende des Jahrhunderts droht ein Temperaturanstieg in 
Bayern um bis zu 3,6 Grad.

Weitere Informationen: www.stmuv.bayern.de/themen/
klimaschutz/klimaschutzgesetz/index.htm.  r
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»Also, ich sehe eine 
neue Zeit der Gelassenheit«

Und was sehen Sie? Kommunen, Bürger 
und Unternehmen, die Online-Dienste der 
eGovSuite nutzen, entdecken ein ganz 
neues Zeitgefühl.

z.B. AKDB eGovSuite und 
 Bürgerservice-Portal
Bei Behördengängen Urlaub nehmen, Schlange stehen oder 
hektisch auf die Tube drücken? Nie mehr! Aufs Amt kann 
man auch ganz entschleunigt zu jeder Tages- und Nachtzeit. 
Mit der AKDB eGovSuite und ihren über 120 OZG-konformen 
Online-Diensten. Das sorgt für entspannte Bürger und zufrie-
dene Unternehmer. Und entlastet neben Ihren Verwaltungs-
Mitarbeitern auch noch das Klima.
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AKDB-Seminarprogramm für das zweite Halbjahr 2020: 

Vielseitig und  
zielgruppenorientiert 

Das neue Seminarprogramm der AKDB für das zweite Halbjahr 
2020 ist erschienen. Es bietet durch einen Mix aus Online- und 
Präsenz-Formaten ein umfassendes und abwechslungsreiches 
IT-Fortbildungsangebot für nahezu alle Aufgabenbereiche der 
Kommunalverwaltung. 

Qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind gerade 
in außergewöhnlichen Situationen wie derzeit für eine effizi-
ente und kundenfreundliche Verwaltung unverzichtbar. Die 
Anwenderinnen und Anwender kommunaler Software müs-
sen sowohl fachlich als auch in Bezug auf ihre Software auf 
dem aktuellen Stand sein, um die derzeitigen Herausforde-
rungen bewältigen zu können. 

Präsenzveranstaltungen – Webinare – Onlineschulungen

Seit 11. Mai finden wieder Präsenzschulungen in allen Fach-
bereichen an allen AKDB-Schulungsstandorten statt. Dabei 
werden im Rahmen eines umfassenden Hygienekonzeptes al-
le gesetzlich vorgeschriebenen Sicherheitsmaßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit von Teilnehmern und Referenten ein-
gehalten. 

Neben den Präsenzveranstaltungen stellt die AKDB ein brei-
tes Angebot an Webinaren und Onlineschulungen bereit. Die-
ses Angebot hat bereits während der Schulungspause an den 
Schulungsstandorten die Vermittlung wichtiger Schulungsin-
halte sichergestellt. Es bietet darüber hinaus auch jetzt, wo 
viele Menschen im Homeoffice sind oder Reisen mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln vermeiden möchten, die ideale Mög-
lichkeit, sich digital weiterzubilden. Das Angebot an Webina-
ren und Onlineschulungen wird kontinuierlich in den verschie-
denen Fachbereichen ausgebaut. 

Tagesaktuelle Information

Die Webseite der AKDB informiert im Bereich Fortbildung 
unter www.akdb.de/fortbildung/seminare tagesaktuell über 
das Seminarangebot und unter www.akdb.de/fortbildung/
webinare entsprechend über anstehende Webinare und On-
lineschulungen. Interessierte können sich ganz einfach und 
bequem über die AKDB-Webseite anmelden. Neben der On-
line-Anmeldemöglichkeit steht hier auch der Seminarkatalog 
als pdf-Datei zur Verfügung. Die Print-Version des Seminarka-
talogs wurde bereits an die Kunden versandt. r

Mehrwertsteuersenkung:

Was kommt auf  
die Kommunen zu?

Mit rund 20 Mrd. Euro soll die vorübergehende Senkung der Mehr-
wertsteuer die Verbraucher im Rahmen des Konjunkturpaketes ent-
lasten. Für die Wirtschaft, aber auch für die Kommunen stellt die 
Umsetzung einen nicht zu unterschätzenden Aufwand dar. Die AKDB 
wird ihre Kunden durch Informationen und gezielte Hilfestellungen 
bei den notwendigen Umsetzungstätigkeiten unterstützen. 

Konzept für  
Microservices-Architektur

Eine erfolgreiche Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
setzt funktionierende Online-Verwaltungsleistungen auf allen fö-
deralen Ebenen voraus. Um diese erfolgreich zu bewältigen, muss 
der Grad der Nachnutzung deutlich angehoben werden. Die kom-
munalen Spitzenverbände haben daher ein erstes Konzept zu Nach-
nutzung und Betrieb von Online-Verwaltungsleistungen erarbeitet.

Der Koalitionsausschuss der 
Bundesregierung hat mit der Ver-
lautbarung vom 3. Juni 2020 be-
schlossen, den Mehrwertsteu-
ersatz vom 1. Juli bis zum 31. 
Dezember 2020 von 19 auf 16 
Prozent und den ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz von 7 Pro-
zent auf 5 Prozent zu senken. 
Diese Änderungen bei den Um-
satzsteuersätzen sind in zweifa-
cher Hinsicht einmalig: Zum ers-
ten Mal seit Einführung des gel-
tenden Umsatzsteuersystems im 
Jahr 1968 wird der Umsatzsteu-
ersatz gesenkt. Einmalig ist auch, 
dass die Änderung des Steuersat-
zes nur für einen begrenzten Zeit-
raum Anwendung finden soll. 

Hoher Umsetzungsaufwand

Während Verbraucher und  
Ökonomen die Senkung der 
Mehrwertsteuer überwiegend 
begrüßen, weisen Teile der Wirt-
schaft auf den hohen Umset-
zungsaufwand hin. Dieser fiel zu-
letzt 2007 bei der Erhöhung des 
Mehrwertsteuersatzes von 16 auf 
19 Prozent an. Auch Kommunen 
sind von der notwendigen Umset-
zung der Steueränderung betrof-
fen. Herausfordernd ist insbeson-
dere die knappe, noch zur Verfü-
gung stehende Zeit und die noch 
nicht vorliegenden entsprechen-
den gesetzlichen Grundlagen. 

Zum aktuellen Zeitpunkt ste-
hen auch detailliertere Ausfüh-
rungsbestimmungen vom Bun-
desfinanzministerium bzw. den 
kommunalen Spitzenverbänden 
aus, die spezifizieren, wie die Um-
setzung in den jeweiligen Fachbe-
reichen erfolgen soll. Unabhängig 
davon unterstützt die AKDB die 
Anwender ihrer Verfahren umfas-

send mit Hilfestellungen und An-
leitungen. Im Wesentlichen be-
trifft dies: 
• OK.FIS Doppik / Kameral
• OK.FIS Veranlagung
• OK.CASH (nur soweit Gebühren 
mit Mehrwertsteuerbezug abge-
rechnet werden)
• Reisekosten
• AutiSta
• Versorgungsunternehmen
• TERA-Verfahren 

Seit dem 9. Juni 2020 stehen 
im AKDB-Kundenportal Erstin-
formationen zu den jeweiligen 
Verfahren bereit, bei denen ein 
grundsätzlicher Anpassungsbe- 
darf durch die Anwender besteht. 
Weitere aktualisierte Informatio-
nen werden dort laufend zu den 
jeweiligen Verfahren bereitge-
stellt. Hierzu zählen Video-An-
leitungen, Checklisten und An-
leitungen, wie die erforderlichen 
Steuersätze bzw. Stammdaten im 
Verfahren selbst geändert wer-
den können. 

Ebenso weist die AKDB auf 
mögliche Sonderkonstellationen 
hin, die zusätzliche Arbeiten not-
wendig werden lassen können. 
Selbstverständlich haben Kun-
den jederzeit die Möglichkeit, 
bestimmte Arbeiten als Dienst-
leistung durch die AKDB durch-
führen zu lassen. Mit Webinaren 
wird die AKDB bei der Beantwor-
tung spezifischer Fragen unter-
stützen. 

Auch die Rechnungsschreibung 
der AKDB ist durch die Senkung 
der Mehrwertsteuer betroffen. 
Die Rechnungsstellung der AKDB 
für steuerpflichtige Dauerleistun-
gen (z. B. Pflege und Kundenbe-
ratung) wird um wenige Wochen 
verschoben und voraussichtlich 
im Juli 2020 erfolgen. r

Die Kommunen, Haupt-Anbieter 
potenzieller Online-Verwaltungs-
leistungen, benötigen nachnutz-
bare elektronische Dienste, ide-
alerweise in Form von Microser-
vices. Ergänzend zu den FIM-Inter- 
operabilitätsstandards XProzess, 
XZufi und XDatenfelder sollen ein-
zelne, in sich geschlossene Verfah-
renslogiken als Microservices ent-
wickelt und so im Zusammenspiel 
mit Komponenten wie Bürgerkon-
to, E-Payment und E-Akte lauffähi-
ge Prozesse ermöglichen. Die Kom-
munalverbände fordern daher den 
Weiterbetrieb der Digitalisierungs-
labore des IT-Planungsrates und 
die Entwicklung nachnutzbarer 
Microservices in diesen Laboren.

Um eine bundesweite Nachnut-
zung dieser Microservices zu ge-
währleisten, ist aus ihrer Sicht die 
Einrichtung eines bundesweiten 
„Code Repository“ unerlässlich. 
Dieser Speicher müsse den Be-
stand der in den Digitalisierungs-
laboren zu entwickelnden Micro-
services abbilden und es Ländern 
und Kommunen ermöglichen, ein-
zelne Services zu prüfen und gege-
benenfalls zu nutzen. Darüber hi-
naus komme eine Öffnung dieses 
Repository für weitere, außerhalb 
der Labore in Ländern und Kom-
munen entwickelte Applikationen 
in Betracht. Auf diese Weise kön-
ne eine bundesweite, qualifizier-
te Landkarte aller nachnutzbaren 
Online-Services entstehen und die 
Umsetzung des OZG wesentlich 

beschleunigt werden. Daher wird 
die Einrichtung einer bundeswei-
ten föderierten Microservices-Ar-
chitektur für Bund, Länder und 
Kommunen gefordert.

Je nach Größe und Verwaltungs-
kraft kämen die Kommunen so-
wohl als Mitnutzer dieser Archi-
tektur als auch als Anbieter ei-
gener Services in Betracht. Viele 
Kommunen seien selbst oder mit-
tels kommunaler IT-Dienstleister 
in der Lage, Containersysteme mit 
einer entsprechenden Server-Ar-
chitektur einzusetzen. Die hier-
für erforderliche Einrichtung von 
z.B. Docker-Plattformen sei in eini-
gen Kommunen erfolgt und zudem 
technisch-organisatorisch leistbar. 

Entsprechende Architektur- 
überlegungen auf Bundesebene 
müssten die kommunale Ebene 
von Anfang an mit einbeziehen, 
betonen die Kommunalverbän-
de. Der IT-Planungsrat und sei-
ne Arbeitsstruktur, beispielswei-
se FITKO, sollten die Kommunen 
bei der Einrichtung und Nutzung 
der Container-Architektur mit  
einer entsprechenden verbind-
lichen Standardisierungsagenda 
für eine bundesweite Microser-
vice-Architektur unterstützen. 
Ebenso sollten eine Macro-Archi-
tektur durch den IT-Planungsrat 
konzipiert sowie Standards für 
Monitoring, Logging und Opera-
tionsdatenbanken als Leitlinie für 
ebenenübergreifend vernetzte 
Systeme entwickelt werden. DK

22 Landkreise wollen Smarte 
LandRegionen werden

Der Deutsche Landkreistag unterstützt Smarte LandRegionen. 
Dieses Modellprojekt dient der Förderung und Erprobung inno-
vativer Ansätze neuer und übertragbarer digitaler Lösungen in  
ländlichen Räumen. 

Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hans-Günter Henneke dazu: „Das  
aktuelle Corona-Geschehen führt 
allen vor Augen, dass digitale  
Dienste beispielsweise bei der 
Gesundheitsversorgung oder bei 
der Bildung dringend flächende-
ckend vorhanden sein müssen. 
Die Landkreise wollen Innova- 
tionstreiber sein, wenn es dar-
um geht, neue digitale Angebo-
te und Instrumente zu entwi-
ckeln und zu erproben. Daher ko-
operieren wir sehr gern mit dem 
Bundeslandwirtschaftsministeri-
um und freuen uns auf eine gu-
te und gewinnbringende Zusam-
menarbeit. Den 22 Landkreisen, 
die die erste Hürde genommen 
haben und in jedem Fall auch 
unmittelbar profitieren werden, 
drücken wir die Daumen.“

Henneke ist davon überzeugt, 
dass vom Projekt ein kraftvoller 
Impuls ausgehen kann. „Digitale 
Technologien lassen sich für die 
Landkreise in vielfältiger Weise 
nutzbar machen. Im Bereich der 
Daseinsvorsorge können Digitali-
sierung die Behörden agiler und 
Apps das Leben der Menschen 
leichter machen. Digitale Dienste 
sind ein wesentlicher Baustein für 
gleichwertige Lebensverhältnis-
se und zur kraftvollen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Ent-
wicklung in allen Landesteilen.“ 
Für die Landkreise könnten digi-
tale Angebote im Bereich der me-
dizinischen Versorgung, der Pfle-

ge, Bildung oder Mobilität Entfer-
nungen überwinden und demo-
grafisch bedingte Probleme lösen 
helfen. Die eingegangenen Be-
werbungen aus allen Flächenlän-
dern, die zudem in der Mehrzahl 
aus sehr ländlich geprägten Land-
kreisen stammen, belegten, dass 
sich die ländlichen Räume längst 
auf den Weg gemacht hätten.

Für das Modellprojekt stehen 
insgesamt 25 Mio. Euro zur Ver-
fügung. In den kommenden vier 
Jahren werden die Landkreise 
bei der Umsetzung ihrer digitalen 
Strategie vom Fraunhofer-Institut 
für Experimentelle Software Ent-
wicklung (IESE) und dem Kompe-
tenzzentrum Ländliche Entwick-
lung (KomLE) bei der Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Er-
nährung bei der Realisierung 
ihrer Projektideen unterstützt. 

Am Ende eines mehrstufigen 
Wettbewerbs wird voraussicht-
lich im Spätsommer dieses Jah-
res eine unabhängige Jury sieben 
Modelllandkreise auswählen, die 
dann aktiv die digitalen Dienste 
gestalten. Weitere 15 Landkreise 
werden in diesen Prozess beglei-
tend einbezogen.

Die Bewerbungsphase starte-
te im Dezember 2019. 68 Land-
kreise hatten sich beworben, 22 
von ihnen haben sich nun in der 
ersten Runde qualifiziert. Aus 
Bayern sind dies Bad Kissingen, 
Neustadt an der Waldnaab und 
Wunsiedel im Fichtelgebirge. r
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Vom Zuschussgeschäft zum Erfolgsmodell: 

Perspektiven zur Weiterentwicklung 
kommunaler Glasfasernetze

Von Rechtsanwalt Dr. Henrik Bremer* | WIRTSCHAFTSRAT ∙ Recht
Der Breitbandausbau durch Kommunen und Kreise kommt vor-
an. Diesen Eindruck gewinnen wir in den von uns betreuten Ver-
gabeverfahren deutschlandweit stärker denn je. Wo Ausbaumaß-
nahmen der Privatwirtschaft ausblieben, fruchten inzwischen 
vielerorts die oft von Bund und Land geförderten kommunalen 
Eigeninitiativen: Etliche Gemeinden und Landkreise engagieren 
sich mittlerweile beim Ausbau der Glasfasernetze – teils als 
bloße Zuwendungsgeber, teils als Eigentümer und Verpächter 
passiver Netzinfrastruktur.

Zahlreiche Kommunen oder 
Trägerorganisationen mit städti-
scher Beteiligung halten dadurch 
erstmals Eigentum an Telekom-
munikationsnetzen – vor allem 
infolge des geförderten Ausbaus 
in den bisher besonders unter-
versorgten weißen Flecken. Die 
Errichtung zukunftsfähiger digi-
taler Infrastruktur steht damit 
jedoch erst am Anfang: Noch 
mangelt es vielen kommuna-
len Glasfasernetzen an einer 
auskömmlichen aktiven Ver-
sorgungsquote von 75 bis 90 % 
der hergestellten Teilnehmeran-
schlüsse. In den weit größeren 
grauen Flecken fehlt es häufig 
sogar per se an gigabitfähigen In-
ternetanschlüssen – bis zur No- 
velle der Bundesförderrichtlinie 
steht hier der Ausbau noch weit-
gehend aus. 

Eigenes Glasfasernetz 
effizient verwerten

Gleichzeitig bilden die neu er-
richteten oder zumindest pro-
jektierten kommunalen Breit-
bandnetze ein Sprungbrett zur 
Weiterentwicklung digitaler In- 
frastruktur insgesamt. Potenzia-
le ergeben sich dabei nicht bloß 
aus dem Zugewinn an Lebens-
qualität, Wettbewerbsfähigkeit 
und Leistungsstärke der Verwal-
tung durch schnelle Internetzu-
gänge. Ebenso verspricht die ef-
fiziente Verwertung des eigenen 
Glasfasernetzes eine Aufbes-
serung der kommunalen Haus-
haltslage und damit eine besse-
re Ausstattung für die übrigen 
Herausforderungen von Städten 
und Gemeinden im 21. Jahrhun-
dert: Erfolgreiche Open-Access- 
Modelle beispielsweise steigern 
regelmäßig die Netzauslastung 
und erhöhen die Verpachtungs-
erlöse des Netzeigentümers. 
Hierzu sind die entsprechenden 
Kooperationsvereinbarungen so 
zu gestalten, dass Netzbetreiber 
und mitnutzende TK-Unterneh-
men einander ergänzen, statt 
bloß um bereits versorgte Kun-
den zu konkurrieren. 

Eine zusätzliche Chance zur 
Aufwertung kommunaler Glas-
faserinfrastruktur bietet die ge-
förderte Netzerweiterung in 
grauen Flecken. Sie erfordert bei 
Ausschöpfung der voraussicht-

lich verfügbaren Bundes- und 
Landesmittel nur einen kommu-
nalen Eigenanteil von 10-20% 
der zuwendungsfähigen Inves-
titionskosten. Und auch dieser 
lässt sich etwa über Pachterlöse 

Einfluss. Nicht zuletzt aufgrund 
der schwächelnden Gewerbe-
steuereinnahmen in der Coro-
na-Krise verdient dieser Ansatz 
gewiss mancherorts eine Über-
legung.

Vielversprechende  
ÖPP-Modelle...

Gerade ÖPP-Modelle bilden 
zudem eine vielversprechende 
Ausgangsbasis, um sich zusätzli-
che Wertschöpfungsquellen im 
Zusammenhang mit digitaler In-
frastruktur zu erschließen. Hier-
zu zählt das Angebot von An-
schlusspunkten für 5G-Basissta-
tionen – sowohl für die flächen-
deckende Versorgung als auch 
für Campusnetze. Ein ähnliches 
Modell ist ferner durch die Be-
reitstellung öffentlichen WLANs 
denkbar: So zeigen etwa die 
Stadtwerke Norderstedt, wie 
sich WLAN eigenwirtschaftlich 
als leistungsstarkes LTE-Substi-
tut im öffentlichen Raum etab-
lieren lässt, indem angrenzende 

RA Dr. Henrik Bremer.  r

jenseits der Zweckbindungsfrist 
langfristig decken. Bei umsichti-
ger beihilferechtlicher und ver-
gaberechtlicher Strukturierung 
entsprechender Projekte ist da-
her mit überschaubaren eigenen 
Kosten eine Kommunalisierung 
zukunftsweisender Infrastruktur 
möglich, die Gemeinden langfris-
tiges Anlagevermögen und Ein-
flussmöglichkeiten sichert. 

Langfristige Perspektive

Das Eigentum an Glasfaser-
netzen eröffnet Kommunen dar- 
über hinaus eine langfristige 
Perspektive, um ihren Kapital-
einsatz zu begrenzen oder gar 
zurückzuführen: In Betracht 
kommen Gestaltungsvarianten 
zur Einbeziehung privater Inves-
toren für weitere Ausbauvorha-
ben im Rahmen eines ÖPP-Mo-
dells. Hierdurch spart eine Kom-
mune bei der Weiterentwick-
lung der Glasfaserinfrastruktur 
eigenes Eigenkapital und kann 
sich in der Finanzierung tenden-
ziell darauf beschränken, Haf-
tungsbrücken als Voraussetzung 
für zinsgünstiges Fremdkapital 
bereitzustellen. Gleichzeitig pro-
fitiert die öffentliche Hand von 
den Veräußerungserlösen für 
den verkauften Teil ihrer Beteili-
gung, behält aber dennoch über 
die verbleibenden Anteile ihren 

Restaurants, Cafés und der Ein-
zelhandel zur Ausstrahlung ei-
nes Netzes für Kunden auf ihre 
Verkehrsflächen ein Entgelt ent-
richten.

...und Pilotprojekte

Um solche Chancen zu nutzen, 
bedarf es freilich einer geschick-
ten Kombination aus voraus-
schauender gesellschaftsrechtli-
cher Strukturierung, intelligenter 
Ausschöpfung von Fördermög-
lichkeiten und wechselseitig vor-
teilhaften Kooperationen mit hilf-
reichen Partnern wie ortsansässi-
gen TK-Unternehmen. 

Erfreulicherweise begegnen 
uns im Zuge unserer Beratungs-
tätigkeit zu den skizzierten An-
sätzen bereits vielversprechende 
Pilotprojekte mancher Gemein-
den, die sich vergabe-, beihilfe- 
und kommunalwirtschaftsrecht-
lich tragfähig konzipieren lie-
ßen. Das stimmt uns zuversicht-
lich, dass der häufig aus der Not 
geborene kommunale Glasfaser-
ausbau bei umsichtiger Nutzung 
seiner Potenziale zum Erfolgs-
modell taugt und der öffentli-
chen Hand und den Regionen ei-
nen nachhaltigen Mehrwert ver-
schaffen kann. r

*Der Autor ist Partner der Kanz-
lei WIRTSCHAFTSRAT Recht.

Angriffe mit Verschlüsselungstrojanern auf Kommunalverwaltungen:

Kein Lösegeld zahlen,  
jede Erpressung anzeigen

Welt-, aber auch deutschlandweit kommt es immer häufiger mit 
Hilfe von Verschlüsselungs-Schadprogrammen (Ransomware) zu 
kriminell motivierten Angriffen auf die informationstechnische Inf-
rastruktur von Kommunalverwaltungen bzw. kommunalen Einrich-
tungen. Vor diesem Hintergrund haben die kommunalen Spitzen-
verbände gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt (BKA) und dem 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) Empfeh-
lungen zum Umgang mit Lösegeldforderungen veröffentlicht.

Tatsache ist: Jede Lösegeld-
zahlung macht eine Erpressung 
zum Erfolg für den Erpresser 
und motiviert diesen und ande-
re potenzielle Angreifer zur Fort-
setzung und Weiterentwicklung 
der Angriffe. Außerdem besteht 
das Risiko, dass nach einer Zah-
lung nicht das erhoffte Ergebnis 
eintritt oder weitere Forderun-
gen erhoben werden. 

Empfohlen wird allen Kom-
munalverwaltungen, sich im Fal-
le von Erpressungsversuchen 
grundsätzlich nicht auf Löse-
geldzahlungen einzulassen, je-
den Erpressungsversuch zur An-
zeige zu bringen sowie das je-
weilige Landes-CERT oder das 
BSI zu informieren (www.allianz- 
fuercybersicherheit.de/ACS/DE/
Meldestelle/meldestelle.html). 

Um die Auswirkungen auf Verfüg-
barkeit und Integrität der IT-Sys-
teme im Falle eines Ransomwa-
re-Angriffs zu minimieren, sollten 
Kommunalverwaltungen Vorkeh-
rungen für rechtzeitige systema-
tische Präventions-, Detektions- 
und Reaktionsmaßnahmen sowie 
ein effektives Notfall- und Infor-
mationssicherheitsmanagement 
treffen.

Wie die Präsidenten des Deut-
schen Städtetages, des Deut-
schen Landkreistages und des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes, Oberbürgermeister 
Burkhard Jung (Leipzig), Landrat 
Reinhard Sager (Kreis Osthol-
stein) und Erster Bürgermeis-
ter Dr. Uwe Brandl (Abensberg) 
betonten, „dürfen wir derarti-
gen Lösegeldforderungen nicht 
nachgeben. Es muss klar sein, 
kommunale Verwaltungen sind 
nicht erpressbar. Sonst werden 
den Kriminellen Anreize gebo-
ten, ihre Handlungen fortzuset-
zen. Hier muss die Haltung un-
serer Verwaltungen glasklar und 
nicht verhandelbar sein.“

Null-Toleranz-Politik

Jeder Erpressungsversuch 
muss aus ihrer Sicht konsequent 
zur Anzeige gebracht und ver-
folgt werden. Für derartige An-
griffe auf die Funktionsfähigkeit 
kommunaler Dienstleistungen, 
die Daten von Bürgerinnen und 
Bürgern und deren Steuergeld, 
müsse eine Null-Toleranz-Poli-
tik gelten. Gleichzeitig verdeut-
lichten die Präsidenten, dass die 
Städte, Landkreise und Gemein-
den weiter entschlossen da- 
ran arbeiten, ihre IT-Systeme vor 
jeglichen Angriffen bestmöglich 
zu schützen.

Nach Auffassung von Holger 
Münch, Präsident des Bundes-
kriminalamtes (BKA), sollten be-
troffene Kommunen niemals auf 
Erpressungsversuche von Cy-
berkriminellen eingehen. Denn 
damit unterstützten sie das „Ge-
schäftsmodell“ der Erpresser. Zu-
dem zeige sich in vielen Fällen, 
dass Geschädigte ihre Zahlungen 
umsonst leisten: Die Daten blie-
ben verschlüsselt und die Täter 
setzten ihre Straftaten ungehin- 
dert fort. Kommunalverwaltun-
gen könnten dazu beitragen, die-
ses Muster zu durchbrechen: „In-
dem sie die zuständigen Behör-
den alarmieren und damit die 
Strafverfolgung ermöglichen. Und 
indem sie präventive Maßnah-
men ergreifen, um ihre Compu-
tersysteme wirksam zu schützen.“

BSI berät Kommunen

Laut Arne Schönbohm, Prä-
sident des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informations-
technik (BSI), sind konsequent 
umgesetzte IT-Sicherheitsmaß-
nahmen der beste Schutz vor 
Lösegeldforderungen durch Cy-
ber-Kriminelle. „Dies ist ein kon-
tinuierlicher Prozess, den das 
Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik unter-
stützt, etwa mit dem IT-Grund-
schutz-Profil für Kommunen. 
Neben den essenziellen Präven-
tionsmaßnahmen bietet das BSI 
auch Informationen zur Ersten 
Hilfe bei IT-Sicherheitsvorfäl-
len an. Ein effektives Notfallma-
nagement kann die Auswirkun-
gen eines Cyber-Angriffes ent-
scheidend minimieren.“ Das BSI 
stehe auch Kommunen hierfür 
gerne beratend zur Seite. DK

Digitalisierungsmotor 
für Deutschland

EQT und OMERS vereinen Deutsche Glasfaser und inexio  
zu einem starken privatwirtschaftlichen Glasfaserausbauer in Deutschland

Die zuständigen Wettbewerbsbehörden haben den Erwerb von 
Deutsche Glasfaser durch EQT und OMERS offiziell genehmigt – 
die neue Unternehmensgruppe nimmt ab sofort ihre Arbeit auf. 
So wird sich der privatwirtschaftliche Ausbau von FTTH-Glasfa-
sernetzen („Fiber To The Home“ – Glasfaser bis ins Haus) in den 
kommenden Jahren massiv beschleunigen. Der Plan: Mehr als 
6 Millionen Anschlüsse für Privathaushalte, Unternehmen und 
staatliche Einrichtungen. Damit wird die neue Unternehmens-
gruppe den größten Teil der heute noch nicht mit Gigabit-fähigen 
Internetanschlüssen versorgten Gebiete in Deutschland mit FTTH 
erschließen.

„Die industrielle Revolution 
im 18. und 19. Jahrhundert war 
ein langer und beschwerlicher 
Weg in die prosperierende Ge-
sellschaft, in der wir heute le-
ben. Unsere Herausforderung 
heute ist die digitale Revoluti-
on. Wenn wir unsere Wirtschaft 
und Gesellschaft für die Zukunft 
stärken wollen, müssen wir jetzt 
gemeinsam die Infrastruktur da-
für ausrollen – und da ist die Pri-
vatwirtschaft in der Führungs-
rolle“, sagt Uwe Nickl, CEO von 
Deutsche Glasfaser. 

Finanzkraft und Kompetenz

„Aufgrund der Corona-Kri-
se stehen öffentliche Haushal-
te unter einem enormen Druck, 
weil sich die Ausgaben mas-

siv erhöhen und die Einnahmen 
wegbrechen. Wir werden in den 
nächsten Monaten bundesweit 
verstärkt mit vielen Kommunen 
sprechen, um unsere Hilfe beim 
Ausbau der digitalen Infrastruk-
tur anzubieten. So wollen wir 
die Weichen für die wirtschaft-
liche Zukunft Deutschlands stel-
len und auch die Schienen dafür 
bauen – mit eigener Finanzkraft 
und weniger Steuergeldern“, 
so Uwe Nickl weiter. Die neue  
Unternehmensgruppe wird in 
den kommenden Jahren vorerst  
7 Milliarden Euro in den Glasfa-
serausbau investieren.

Netzausbau beschleunigen

David Zimmer, Geschäftsfüh-
rer von inexio: „Wir wollen ge-
meinsam nichts weniger, als die 
Industrialisierung von Glasfa-
sernetzen in Deutschland vor-
anzutreiben. Durch die gebün-
delten Kompetenzen der Teams 
von inexio und Deutsche Glas-
faser bringen wir dafür die ide-
alen Voraussetzungen mit. So 
werden wir gemeinsam wei-
terwachsen, Prozesse synchro-
nisieren und optimieren, den 
Netzausbau beschleunigen und  
damit die Schlagkraft beim pri-
vatwirtschaftlichen Glasfaser- 
ausbau insgesamt massiv erhö-
hen. Wir setzen dabei insbeson-
dere auf Open-Access-Partner-
schaften. Unsere Ziele sind klar 
definiert und ambitioniert – und 
wir brennen darauf, jetzt ge-
meinsam loszulegen.“

Verlässlichkeit 
und Nachhaltigkeit

EQT und OMERS gehören zu 
den führenden Glasfaserinves-
toren weltweit und verfolgen ei-
nen langfristigen Investitionsan-
satz, was dem weiteren Aufbau 
einer nachhaltigen digitalen Inf-

rastruktur in Deutschland zu Gu-
te kommen soll. Matthias Fack-
ler, Partner bei EQT Partners. 
„Mit Unterzeichnung des Inves-
titionsvorhabens Anfang 2020 
sind wir eine dauerhafte Verein-
barung eingegangen. Wir wollen 
das Wachstum der neuen Deut-
sche Glasfaser Unternehmens-
gruppe begleiten. Daran hat sich 
auch durch die aktuelle Krisen-
zeit nichts geändert. Im Gegen-
teil, niemals war das Bewusst-
sein für die Notwendigkeit einer 
stabilen digitalen Infrastruktur 
größer als jetzt. Wir freuen uns 
nun mit der Genehmigung der 
Kartellbehörden zwei Glasfaser-
spezialisten den nötigen Schub 
zu geben, die unterversorgten 
weißen und grauen Flecken vor 
allem im ländlichen Deutsch-
land anzugehen.“

Investition in einen 
starken Player

Ralph Berg, Global Head of In-
frastructure bei OMERS: „Unser 
Engagement ist langfristig und 
in die Zukunft gerichtet. Beson-
ders das geschäftliche und tech-
nische Know-how von Deutsche 
Glasfaser hat uns überzeugt. 
Das gilt insbesondere für die zu-
kunftssichere FTTH-Infrastruk-
tur. Mit der Investition in einen 
starken Player, der eine so nach-
haltige Infrastruktur im großen 
Stile ausrollt, setzen wir auf eine 
sichere Grundlage.“ 

EQT ist eine börsennotierte 
schwedische Investmentgesell-
schaft mit aktuell 41 Milliarden 
Euro an verwaltetem Beteili-
gungsvermögen. EQT hat 2019 
die Mehrheitsanteile am saar-
ländischen Telekommunikati-
onsunternehmen inexio über-
nommen und ist im Besitz einer 
Reihe führender Glasfasernetz-
betreiber in Europa. OMERS In-
frastructure investiert weltweit 
im Namen von OMERS, dem 
leistungsorientierten Vorsorge-
plan für Angestellte der kana-
dischen Provinz Ontario, in In-
frastrukturen. OMERS ist einer 
der größten kanadischen Pen-
sionsfonds mit einem Anlage-
vermögen von ca. 70 Milliarden 
Euro. In Deutschland bestehen 
OMERS-Beteiligungen unter an-
derem an Tank&Rast sowie an 
VTG. r



D I G I TA L I S I E R U N G  ·  I T 7GZ 18. Juni 2020
AdvertorialAdvertorial

Die Auswirkungen der Krise als
Motor der Digitalisierung?

Von Christian Seidl, Geschäftsführer TIE Kinetix GmbH und E-Rechnungsexperte

Die aktuelle Krise macht Deutschland aus ökonomischer Sicht 
schwer zu schaffen. IT-Unternehmen sind momentan einer der 
wichtigsten Treiber der Wirtschaft. Diese Unternehmen helfen 
mit ihren Cloud-Diensten bei der Bewältigung der Pandemie und 
unterstützen Dienstleister und Unternehmer dabei ihr Geschäft 
am Laufen zu halten. Auch Kommunen und kommunale Betriebe 
können mit der richtigen IT-Lösung die Vorteile der Digitalisierung 
nutzen und so Verzögerungen in Prozessabläufen während und 
nach der Krise verhindern.

Was in der Vergangenheit 
Normalität war, zeigt sich nun 
als Problem – viele Beschäftig-
te arbeiten derzeit von Zuhause 
aus und müssen zusätzlich viele 
ungeplante Aufgaben überneh-

talisierung der Rechnungspro-
zesse in Kommunen und Städ-
te ist oft das Resultat fehlen-
der Hilfestellung durch die Lan-
desregierung. Denn hier gibt es 
deutliche Verzögerungen, z.B. 

sich positiv auf Bearbeitungszeit, 
Kontroll- und Erfassungsauf-
wand sowie Zahlungsfristen und 
Fehlervermeidung auswirken. 

Das richtige Fachwissen und 
die jahrelange Erfahrung macht 
hier den Unterschied. Die Ent-
scheidung, für einen Anbieter, 
der über eine solide und be-
währte Technologie verfügt, die 
die neuesten Integrations-, Kom-
munikations und Sicherheits-
standards verwendet und Kom-
munen und kommunale Betrie-
be helfen kann, ihre Lieferanten 
an die elektronische Rechnungs-
stellung anzubinden, ist der 
Schlüssel zum Erfolg der elektro-
nischen Rechnungsstellung. 

Kommunen und kommunale 
Betriebe, die sich dazu entschei-
den, sich mit Experten, die das 
fachliche und auch das Prozes-
suale Verständnis mitbringen, 
in Kontakt zu setzen, werden 
somit die Zukunft der Digitali-
sierung mitgestalten. Die Lösun-
gen von TIE Kinetix empfangen, 
senden, übersetzen und kom-
munizieren seit über 30 Jah-
ren Milliarden von Dokumen-
ten mit ERP- und Buchhaltungs-
systemen wie SAP, Microsoft, 
Oracle, Sage, Exact, Unit 4 und 
mehr. Täglich nutzen Tausende 
von Kunden und Partner die In-
tegrationssoftware und -dienst-
leistungen. Dank der mehr als 
30-jährigen Erfahrung in der 
globalen Forschung, Entwick-
lung und Beteiligung an europä-
ischen ICT Entwicklungsprojek-
ten sind die Mitarbeiter von TIE 
Kinetix Experten auf dem Ge-
biet der elektronischen Rech-
nungsstellung. r

Christian Seidl, Geschäftsführer TIE Kinetix 
GmbH und E-Rechnungsexperte.  r

men. Dadurch fallen viele manu-
elle Prozessfreigaben aus! Kom-
munen und kommunale Betrie-
be müssen seit 18. April 2020 
die elektronische Rechnung in 
einem digitalen Format anneh-
men und auch weiterverarbei-
ten können. Es wird dringend 
geraten anzufangen und es gilt 
jetzt die Zeit für das Projekt der 
E-Rechnung zu nutzen.

Die Verzögerung bei der Digi-

Die Komplexität bei der Bear-
beitung vieler Rechnungen ist 
oft hoch, insbesondere bei auf-
wendigen Projekten oder wenn 
mehrere Standorte beteiligt 
sind. Das Fehlerrisiko der manu-
ellen Bearbeitung kann viel Geld 
kosten. Die elektronische Rech-
nungsstellung bietet Kommu-
nen und kommunalen Betrieben 
und deren Lieferanten gleicher-
maßen wesentliche Vorteile, die 

bei dem Erlass der 
E-Rechnungsverord-
nungen oder bei der 
Bereitstellung ent-
sprechender Portale. 
Daher müssen öffent-
liche Verwaltungen 
selbst Impulse setzten 
und aktiv nach flexib-
len und zukunftsorien-
tierten Lösungen su-
chen. Es gilt einerseits 
die gesetzlichen An-
forderungen zu erfül-
len und andererseits 
in und nach der Kri-
se von den deutlichen 
Vorteilen der E-Rech-
nung zu profitieren. 
Diese sind nicht nur 
möglichst auf Papier 
zu verzichten sondern 
durch die elektroni-
sche Abbildung der 
Prozesswege sehr effi-
zient zu werden. 

Weiterführender  
Link:

www.tiekinetix.com/
erechnung

KI-Forschung:

Bayern knüpft  
landesweites Netzwerk

Bayern arbeitet mit Hochdruck daran, seine Stellung als einer der 
führenden Standorte für Künstliche Intelligenz (KI) weiter auszu-
bauen, unter anderem in Deggendorf, Passau, Bayreuth, Coburg, 
Bamberg und Regensburg. Als Teil seiner Strategie spannt der Frei-
staat im Rahmen der Hightech Agenda Bayern (HTA) ein landes-
weites, thematisch fokussiertes Netzwerk in der KI-Forschung auf. 

50 KI-Professuren wurden zur 
gezielten Stärkung des KI-Zent-
rums in München und den Kno-
tenpunkten in Würzburg, Erlan-
gen-Nürnberg und Ingolstadt ge-
setzt, 50 weitere KI-Professu-
ren wurden im Rahmen eines 
KI-Wettbewerbs vergeben. Da-
durch soll der Lehre an den Hoch-
schulen und damit der Ausbil-
dung dringend benötigter Fach- 
und Führungskräfte in allen Regi-
onen Bayerns ein kräftiger Schub 
verliehen werden und eine breite 
Verankerung der KI an den baye-
rischen Hochschulen erfolgen. 

Laut Wissenschaftsminister 
Bernd Sibler „legen wir mit ins-
gesamt 100 neuen Professuren 
auf diesem Zukunftsgebiet die 
Grundlage dafür, dass Bayern 
als Wissenschaftsstandort seine 
Sichtbarkeit und Wettbewerbs-
position auf diesem begehrten 
Markt entscheidend verbessern 
kann. Das ist auch mit Blick auf 
die Belebung der Wirtschaft und 
von Wertschöpfungsketten nach 
der Corona-Pandemie wertvoll.“

Bayerns Digitalministerin Ju-
dith Gerlach begrüßt das Er-
gebnis des Wettbewerbs für 50  
neue KI-Lehrstühle an bayeri-
schen Hochschulen: „Dass künf-
tig in allen sieben bayerischen 
Regierungsbezirken neue Profes-
suren für Künstliche Intelligenz 
eingerichtet werden, ist eine wei-
tere Stärkung des ohnehin schon 
kräftigen Digitalstandorts Bay-
ern. Ich gratuliere den Hochschu-
len, die sich bei diesem Wettbe-
werb durchgesetzt haben und 
jetzt bis 2023 Schritt für Schritt 
Forschung und Lehre im Bereich 
der KI ausbauen können. Die 
Künstliche Intelligenz ist eine der 
zentralen Schlüsseltechnologien  
der Zukunft. Mit dem Ausbau 
der KI-Lehrstühle wird Bayern 
auf diesem wichtigen Feld weiter 
ganz vorne mit dabei sein.“

Technische Hochschule  
Deggendorf

Der Technischen Hochschule 
Deggendorf (THD) kommt dabei 
als wichtigem Vernetzungspunkt 
im ostbayerischen Raum eine 
wichtige Rolle zu: Im Rahmen des 
KI-Wettbewerbs konnten drei 
Projektanträge für KI-Professu-
ren der THD die Expertenkom-
mission überzeugen.

Die KI-Professur „Sensorba-
sierte KI-Systeme in der Pfle-
ge“ erforscht, wie Daten aus ver-
schiedenen Quellen mit Hilfe von 
Künstlicher Intelligenz in Hand-
lungsvorschläge für Pflegeper-
sonal, Angehörige und Pflegebe-
dürftige übersetzt werden kön-
nen. Auch der Gesundheitszu-
stand soll in gewissem Rahmen 
vorhergesagt werden können. 

Unter der Federführung der 
Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg besteht bei 
diesem Projekt eine Zusammen-
arbeit auch mit anderen Hoch-
schulen. Verbundthemen sind das 
digitale Krankheitsmanagement, 
die personalisierte Diagnostik so-
wie die damit zusammenhängen-
de Therapie und Versorgung.

Um die Nutzung von Geoda-
ten geht es bei der Professur „Big 
Geospatial Data and Spatial AI“. 
Der sogenannte Smart City An-
satz, also das Konzept, Städte effi-
zienter, technologisch fortschritt-
licher, grüner und sozial inklusi-
ver zu gestalten, soll mit Unter-
stützung Künstlicher Intelligenz 
auf den ländlichen Raum über-
tragen werden. Die Professur ist 
an der Fakultät für Angewandte 
Informatik der THD angesiedelt 

und direkt mit dem KI-Knoten-
punkt an der Hochschule für An-
gewandte Wissenschaften (HAW) 
Würzburg-Schweinfurt verzahnt.

Mit der Professur „KI und Da-
tensicherheit“ wird ein wichtiger 
Beitrag zur Erhöhung der Cyber-
sicherheit von IT-Systemen durch 
KI-befähigte Sicherheitsmecha-
nismen geleistet. Aufgrund an-
steigender Komplexität dieser 
Systeme ergibt sich der Bedarf an 
Methoden zum intelligenten Tes-
ten von Maßnahmen der IT-Si-
cherheit, sowie zur effizienten Er-
kennung und Abwehr von Cyber-
angriffen. 

Die Professur ist ebenfalls der 
Fakultät Angewandte Informatik 
zugeordnet und eng an das Ins-
titut ProtectIT der THD angebun-
den. Sie ist außerdem Teil des pa-
rallelen Antrags KI Campus Ost-
bayern des Verbunds der ostbay-
erischen Hochschulen, TRIO. Der 
KI Campus Ostbayern etabliert 
eine Kooperation, die den fach-
lichen Austausch und die Einbin-
dung in das bayerische KI-Netz-
werk sicherstellt und damit des-
sen Wirkung in die gesamte 
ostbayerische Region hinein ge-
währleistet.

Universität Passau

Die Universität Passau profi-
tiert von den 50 neuen bayeri-
schen KI-Professuren im Rahmen 
des KI-Wettbewerbs mit drei Pro-
fessuren. Die Professur „Nach-
vollziehbare KI-basierte betrieb-
liche Informationssysteme“ soll 
Theorien, Methoden und Werk-
zeuge erforschen, um den öko-
nomisch sinnvollen Grad an 
Nachvollziehbarkeit der KI-ba-
sierten Dienste während Ent-
wicklung, Betrieb und Wartung 
zu ermitteln und umzusetzen.

An der Schnittstelle zwischen 
Software Engineering und Künst-
licher Intelligenz ist die Professur 
„AI Engineering“ angesiedelt. Ziel 
ist die Erforschung und Entwick-
lung neuer KI-Engineering Metho-
den durch Kombination etablier-
ter Software Engineering Techni-
ken mit dem Maschinellen Lernen. 
Die Professur „Künstliche Intelli-
genz im Strafrecht“ widmet sich 
wiederum u.a. der Erforschung 
der theoretischen Grundlagen 
und Grenzen von Normensyste-
men zur Künstlichen Intelligenz.

Universität Bayreuth

Die Universität Bayreuth konn-
te im Mai 2020 im Rahmen ei-
nes bayernweiten Wettbewerbs 
drei Professuren gewinnen. Ne-
ben der bisherigen Forschung 
rund um die Künstliche Intelli-
genz wird man in Bayreuth künf-
tig auch auf den Feldern Materi-
alanalyse, Energiemanagement 
sowie an der Schnittstelle von 
Mathematik, Informatik und Ro-
botik forschen.

Die drei neu bewilligten Pro-
fessuren adressieren zentra-
le KI-Forschungsbereiche. Da-
zu zählen insbesondere das In-
telligente Energiemanagement 
im Zusammenhang mit erneuer-
baren Energien, das maschinelle 
Lernen für den Einsatz auf mobi-
len Endgeräten und die nachhal-
tige Materialforschung. 

Mit zwei ihrer eingereichten 
Anträge überzeugte die Hoch-
schule für angewandte Wis-
senschaften (HAW) Coburg im 
KI-Wettbewerb. Im Fokus der 
neuen KI-Professuren stehen da-
bei die Weiter- und Neuentwick-
lung von Methoden zur Erklär-
barkeit von Künstlicher Intelli-

genz (KI) im Anwendungsfeld 
Versicherung sowie die Entwick-
lung von Lernverfahren des Data 
Stream Mining, die insbesondere 
verteilt und ressourceneffizient 
Daten in Datenströmen gruppie-
ren, klassifizieren, interpretieren 
und vorhersagen können. 

Künftig wird es an der HAW 
Coburg im Bereich der versi- 
cherungswissenschaftlichen For-
schung und Lehre eine Profes-
sur zu „Explainable and Respon-
sible Artificial Intelligence in In-
surance“ geben. Es soll erforscht 
werden, wie es gelingt, dass die 
Versicherungskunden Vertrauen 
in neue Versicherungsangebote 
entwickeln, die mithilfe von Me-
thoden der Künstlichen Intelli-
genz zustande kommen. Im Fokus 
der in der Fakultät Wirtschafts-
wissenschaften angesiedelten 
Professur stehen demnach Me-
thoden zur Realisierung von ver-
trauenswürdiger KI-Software. Die 
zweite Professur beschäftigt sich 
mit „Data Stream Mining“.

Konkret geht es darum, wie Da-
ten, die beim Streamen perma-
nent anfallen, analysiert und aus-
gewertet werden können. Ein An-
wendungsbeispiel für diesen Be-
reich der Künstlichen Intelligenz 
ist beispielsweise die Material-
analytik, wo mittels Sensoren an-
dauernd Daten erfasst werden, 
z.B. im Rahmen der Wartung von 
Maschinen oder der adaptiven 
Fertigung. Die Professur wird in 
der Fakultät Elektrotechnik und 
Informatik beheimatet sein und 
soll eng mit der Universität Bay-
reuth zusammenarbeiten, die mit 
einem entsprechenden Konzept 
im Wettbewerb ebenfalls erfolg-
reich war.

Otto-Friedrich-Universität 
Bamberg

Sieben Professuren verein-
te die Otto-Friedrich-Universi-
tät Bamberg beim KI-Wettbe-
werb auf sich. Seit mehr als zehn 
Jahren betreibt sie in ihrer Fa-
kultät für Wirtschaftsinforma-
tik und Angewandte Informa-
tik Forschung und Lehre in den 
Bereichen Künstliche Intelligenz 
und Maschinelles Lernen. Da-
bei verfügt sie über einen Studi-
enschwerpunkt Künstliche Intel-
ligenz und zeichnet sich durch 
zahlreiche Forschungsbeiträge 
im Bereich menschenzentrierter 
KI-Systeme aus. 

Die sieben im Rahmen des 
KI-Wettbewerbs neu bewillig-
ten Professuren adressieren so 
unterschiedliche KI-Forschungs-
bereiche wie die automatisierte 
Textanalyse in den Geistes- und 
Humanwissenschaften, vertrau-
enswürdige KI-Systeme und den 
effizienten Einsatz von Künstli-
cher Intelligenz in Unternehmen. 

Die OTH Regensburg hatte drei 
Professuren gewonnen. Diese 
neuen Stellen sollen insbesonde-
re das Innovationspotenzial des 
neu geschaffenen Regensburg 
Center of Artificial Intelligence 
(RCAI) stärken, an dem die OTH 
Regensburg künftig ihre breit an-
gelegte Forschung im Bereich der 
künstlichen Intelligenz (KI) bün-
deln und ausbauen will.

Die neu bewilligten Professu-
ren adressieren zentrale KI-For-
schungsbereiche. Dazu zählen 
insbesondere die KI-gestütz-
te Mobilität und die Künstliche 
Intelligenz im Bereich der Infra-
struktur und Stadtentwicklung. 
In enger Kooperation mit Kom-
munen und Unternehmen sollen 
beispielsweise Infrastrukturlö-
sungen, insbesondere unter den 
Aspekten des autonomen Fah-
rens, erarbeitet werden. Zudem 
sollen Algorithmen zur intelligen-
ten Datenverarbeitung für Sen-
sorsysteme und Sensornetzwer-
ke auf eingebetteten Systemen 
untersucht werden. DK
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Mit BIM zu einer 
effizienten  Bauplanung
Building Information Modeling ist mehr als eine digitale 
Darstellung von Bau vorhaben. Viel mehr ermöglicht es einen 
effizienteren Planungsprozess. So werden bspw. Nachtrags-
kosten für Umplanungen und Fehlerbehebung reduziert.

TÜV SÜD Advimo unterstützt Bauherren als erfahrener 
BIM-Manager von Beginn an. Wir beraten Sie: 089 4110968-80

TÜV SÜD Advimo GmbH    Grillparzerstraße 12a    81675 München
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Gebäudeverwaltung digitalisieren:

Mit CAFM alles unter einem Dach
Von Matthias Mosig, Head of Digital Transformation, TÜV SÜD Advimo 

Die richtige Software vereinfacht und optimiert das Gebäudema-
nagement – von der Planung über den Bau bis zum Betrieb. TÜV 
SÜD zeigt, wie Kommunen Prozesse verschlanken, Kosten redu-
zieren und Arbeits- und Umweltschutz verbessern.

Bei der Verwaltung ihrer Lie-
genschaften stehen Kommunen 
heute vor wachsenden Heraus-
forderungen: Qualifizierte Mit-
arbeiter sind schwer zu halten, 
die gesetzlichen Anforderungen 
steigen und die Gebäudetechnik 
wird immer komplexer. Gleich-
zeitig gilt es, zahlreiche Bedürf-
nisse zu berücksichtigen: Sind 
die Flächen optimal ausgelastet, 
funktionsfähig und bedarfsge-
recht? Wurde der Haushaltsplan 
eingehalten und ist der Wer-
terhalt gesichert? Nicht zuletzt 
spielt neben der Betreiberver-
antwortung die Energieeffizienz 
eine immer größere Rolle. 

Viele Aufgaben, eine Lösung

Während etwa die Flugzeu-
gentwicklung oder der Schiffbau 

schon lange sogenannte digitale 
Zwillinge nutzen, ist die Digitali-
sierung in der Baubranche und 
im Gebäudebetrieb noch nicht 
so weit fortgeschritten. Dabei 
lassen sich mit einem digitalen 
Zwilling auch Bauprojekte und 
das Gebäudemanagement er-
heblich optimieren. Gebäude-
technische Lösungen und Me-
thoden wie digitale Projekträu-
me, Common Data Environment 
(CDE), Building Information Mo-
delling (BIM) oder ein compu-
tergestütztes Gebäudemanage-
ment (CAFM, Computer-Aided 
Facility Management) sind noch 
viel zu wenig verbreitet. 

Zentrales Bindeglied

CAFM ist häufig noch das zen-
trale Bindeglied aller für die  

Gebäudeverwaltung relevan- 
ten Anwendungen und Syste-
me. Es bringt bereits durch ei-
ne gemeinsame Datenablage 
stets aktuelle Stammdaten und 
durch standardisierte Prozesse 
wesentliche Verbesserungen. 
Enthalten sind häufig unter an-
derem das Miet-, Flächen- oder 
Umzugsmanagement, Neben-
kostenabrechnung, Wartung, 
Prüfung und Instandsetzung so-
wie das Kostencontrolling und 
die Haushaltsplanung. Idealer-
weise wird es direkt mit kauf-
männischen Programmen für 
Beschaffung, Rechnungs- und 
Personalwesen gekoppelt.

Einhaltung gesetzlicher  
Vorgaben und Normen

Bürger, Mieter und Dienst-
leister greifen dann über eige-
ne Portale direkt auf die für sie 
relevanten Informationen zu. 
Die Daten der Architekten und 
Fachplaner werden bei Neu- 

oder Umbauprojekten direkt 
ins System importiert. Proto-
kollfunktionen helfen Betrei-
bern, die gesetzlichen Vorga-
ben und Normen sowie Ge-
währleistungs- und Prüffristen 
einzuhalten.

Alle Verwaltungsebenen 
profitieren

So profitieren alle Verwaltungs-
ebenen: Die Bereitstellung kauf-
männischer und Performance-
daten schafft eine vollständige 
Kostentransparenz und erleich-
tert Reportings und Analysen. 
Das hilft den Fachbereichen bei 
der Haushaltsplanung und er-
leichtert auf Sachgebietsebene 
die Terminplanung oder Quali-
tätskontrolle. Mit Funktionen für 
das operative Tagesgeschäft, kön-
nen Mitarbeiter konkrete Dienst-
leistungen effizienter planen und 
ausführen. Die Amtsleitung er- 
hält effektivere Steuerungsme- 
chanismen und die Kommune 
spart erhebliche Kosten – ganz 
überwiegend bei der Instandhal- 
tung, aber auch beim Control- 
ling, Daten- und Flächenmana- 
gement bis hin zur Reinigung 
und Pflege von Außenanlagen. 

Systematisierte IT  
als Erfolgsschlüssel

Um das volle Potenzial von 
CAFM auszuschöpfen, sollten 
Kommunen die Anwendungen 
umfassend für alle wesentlichen 
Bereiche des Gebäudemanage-
ments implementieren. Für den 
Erfolg ist eine vollständige und 
aktuelle Datenbasis entschei-
dend. Dies sollte bereits im Rah-
men von Bauprojekten berück-
sichtigt werden. 

Strukturiertes und 
transparentes Vorgehen

TÜV SÜD Advimo unterstützt 
Gemeinden bei jedem Arbeits-
schritt mit einem strukturierten 
und transparenten Vorgehen – 
von der Projektinitiierung über 
das Erstellen des Lastenhefts und 
das Vergabeverfahren bis zur Im-
plementierung und Nutzung. 

Wichtige Phasen sind bereits 
zu Beginn die Aufnahme und 
Analyse der Ist-Prozesse, die 
Definition optimierter Soll-Pro-
zesse und die Abstimmung auf 
das künftige Betreiberkonzept. 
Einmal richtig aufgesetzt lassen 
sich dann auch Methoden wie 
BIM leichter und erfolgsverspre-
chend integrieren. r

Gigabit-Internet 
für das digitale 
Klassenzimmer

LEW TelNet bringt Glasfaseranschlüsse an Schulen im Landkreis 
Günzburg / Umsetzung über Förderprogramm des Freistaats

Schulen benötigen schnelles Internet für digitales Lehren und 
Lernen, in der jetzigen Situation ebenso wie im normalen 
Schulbetrieb. Der sichere Umgang mit digitalen Medien ge-
hört zu den Schlüsselkompetenzen, die Heranwachsende für 
die Berufswelt von morgen mitbringen müssen. Damit E-Lear-
ning funktioniert, brauchen Schulen eine zuverlässige und leis-
tungsstarke Internetversorgung. LEW TelNet, das Telekommu-
nikationsunternehmen der LEWGruppe, erschließt insgesamt 
28 Schulen in der Region mit Glasfaseranschlüssen und WLAN. 
An fünf Schulen im Landkreis Günzburg ist die Glasfaseranbin-
dung nun fertig gestellt und ermöglicht Bandbreiten von bis zu 
1 Gibt/s pro Schulstandort.

Zukunftssicheres Lernen

Von schnellem Internet pro-
fitieren im Stadtgebiet Günz-
burg das Dossenberger-Gym-
nasium, die Dominikus-Zim-
mermann-Realschule und die 
Berufsschule sowie in Krum-
bach die Joseph-Bernhart- 
Fachakademie für Sozialpäda-
gogik. An der Grund- und Mit-
telschule in Offingen ist der 
Glasfaserausbau ebenfalls ab-
geschlossen.

„Digital gut aufgestellt“

„Wir treiben die Digitalisie-
rung an allen unseren Schulen 
im Landkreis voran und freuen 
uns, dass der Glasfaserausbau 
zügig voran geht. Die aktuellen 
Herausforderungen haben uns 
einmal mehr gezeigt, wie wich-
tig es ist, digital gut aufgestellt 
zu sein. Mit dem Breitbandaus-
bau durch Glasfaser schaffen 
wir die Voraussetzungen da-
für“, stellt Dr. Hans Reichhart, 
Landrat des Landkreises Günz-
burg, fest.

Förderprogramm 
des Freistaats

LEW TelNet setzt den Glasfa-
serausbau in Schulen im Rah-
men eines Förderprogramms 
des Freistaats Bayern um: Schu-
len sollen über gigabitfähige 
und durchgängige Glasfaser-
leitungen an das Internet an-
gebunden werden. Die Förde-
rung umfasst die Anbindung an 
das Glasfasernetz einschließ-
lich Netzabschlusseinheit und 
die Schaffung oder Erweite-

rung einer WLAN-Infrastruk-
tur. Der Regelfördersatz liegt 
bei 80 Prozent. Der Förder-
höchstbetrag beträgt pro Schu-
le 50.000 Euro für den Glasfa-
serausbau und 5.000 Euro für 
die WLAN-Erschließung. An-
meldungen für das Förderpro-
gramm sind noch bis zum 31. 
Dezember 2021 möglich.

LEW TelNet mit 
eigenem Glasfasernetz

„Ein Glasfaseranschluss ist 
die zukunftssichere Anbindung 
an das Internet. Das hat sich ak-
tuell auch in der Corona-Krise 
gezeigt: Bei vielen Kunden mit 
bestehenden Glasfaserdirekt-
anschlüssen konnten wir Über-
tragungskapazitäten schnell er- 
höhen und so einen Bedarf an 
höherer Bandbreite problem-
los abdecken. Mit unserem ei-
genen, rund 3.200 Kilometer 
langen Glasfasernetz haben 
wir hier in der Region die ideale  
Infrastruktur“, betont Bernd 
Scherer, Key Account Manager 
bei LEW TelNet. r

Bundesverband Breitbandkommunikation BREKO:

Digitalisierung und Nachhaltigkeit
Mit seinem Positionspapier „Glasfasernetze und digitale Anwen-
dungen für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland und Eu-
ropa“ zum Thema Nachhaltigkeit hat sich der BREKO klar posi-
tioniert und konkrete Forderungen an die Politik formuliert. So 
fordert der Bundesverband Breitbandkommunikation, Digitalisie-
rung und Glasfasernetze als wichtige Hebel für das Erreichen der 
Klima- und Nachhaltigkeitsziele anzuerkennen. Zudem plädiert er 
für den Start einer europäischen Kampagne zu Digitalisierung und 
Nachhaltigkeit im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im 2. Halbjahr 2020.

Gefordert seien hierbei die 
Umsetzung von Digitalisie-
rungsprozessen in der Verwal-
tung, unter anderem auch für 
mehr Tempo im Glasfaseraus-
bau, eine „Glasfaser-Prämie“ 
für Bürger und Unternehmen 
zur Stimulierung der Nachfrage 
und Beschleunigung des Aus-

baus, die Unterstützung alterna-
tiver Verlegemethoden, die ei-
nen ressourcenschonenden und 
schnelleren Glasfaserausbau er-
möglichen, sowie die Einführung 
eines europäischen Programms 
für Fachkräftequalifizierung, -ge-
winnung und -austausch für die 
Digitalisierung und den Glasfa-
serausbau in Europa.

Glasfasernetze als 
wichtiger Baustein

„Wenn wir es ernst meinen 
mit dem European Green Deal 
und den Klimazielen 2030, müs-
sen wir Nachhaltigkeit und Digi-
talisierung zusammen denken 
und stärker miteinander ver-
knüpfen. Glasfasernetze, die ei-
nen nahezu unbegrenzten Da-
tentransport ermöglichen, sind 
dabei ein wichtiger Baustein und 
die Grundlage für den Einsatz 

von digitalen Anwendungen zur 
Energie- und Ressourcenopti-
mierung.

Die Politik muss die Digitali-
sierung unter Einsatz der Glas-
fasernetze als wichtigen Hebel 
für die Erreichung der Klima- 
und Nachhaltigkeitsziele an-
erkennen und in ihre Strategi-
en einbeziehen“, unterstreicht 
Prof. Dr. Gerold Janssen vom 
Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung in Dresden 
und Mitglied des BREKO-Bei-
rats, der an der Erstellung des 
Papiers wesentlich mitgewirkt 
hat. 

Start der „Unternehmens-
gruppe Deutsche Glasfaser“

Als starkes Zeichen für die 
Leistungsfähigkeit des eigen-
wirtschaftlichen Glasfaseraus- 
baus in Deutschland wertet der 
BREKO den Start der „Unterneh-
mensgruppe Deutsche Glasfa-
ser“. Für BREKO-Geschäftsfüh-
rer Dr. Stephan Albers ist der 
Startschuss für die neue „Glas-
faserfabrik“ eine Bestätigung, 
dass die BREKO-Unternehmen 
die maßgeblichen Treiber des 
echten Glasfaserausbaus bis in 
die Gebäude und Wohnungen 
sind.

Grundlage für die digitale 
Zukunft Deutschlands

„Es bleibt dabei: Während ei-
nige Unternehmen noch von 
gigabitfähigen Netzen reden 
bzw. den Glasfaserausbau für 
die Zukunft ankündigen, bau-
en die knapp 200 BREKO-Netz-
betreiber bereits heute echte 
Glasfasernetze und errichten 
damit die Grundlage für die di-
gitale Zukunft Deutschlands“, 
betont Albers. „Die Corona-Kri-
se zeigt, dass wir die Digitalisie-
rung und den Glasfaserausbau 
möglichst schnell vorantrei-
ben müssen. Dieses Ziel ver-
folgen unsere Netzbetreiber, 
in dem sie immer mehr Kom-
munen ans Glasfasernetz an-
schließen. Welches Potenzial 
im Markt steckt, zeigt das Bei-
spiel der Unternehmensgruppe 
Deutsche Glasfaser.“

Ergänzende staatliche 
Förderung nicht mit 
der Gießkanne

Klar ist für Albers aber auch: 
„Dort wo es nicht anders geht, 
brauchen wir eine ergänzende 
staatliche Förderung, allerdings 
nicht mit der ‚Gießkanne‘, son-
dern punktgenau für die immer 
noch unterversorgten Gebie-
te. Denn gerade jetzt in der Co-
rona-Krise wird ganz deutlich, 
dass staatliche Förderung auch 
wegen der nur begrenzt verfüg-
baren Ressource Tiefbau dort 
gebraucht wird, wo die Versor-
gung der Menschen und Unter-
nehmen besonders schlecht ist 
und diese auch auf absehba-
re Zeit nicht von den digitalen 
Möglichkeiten profitieren kön-
nen. Es wäre auch vor dem Hin-
tergrund deutlich verringer-
ter Einnahmen der öffentlichen 
Hand nicht vermittelbar, wenn 
jetzt Gebiete staatlich geför-
dert würden, die schon über ei-
ne gute Breitbandversorgung 
verfügen.“ DK

UNESCO-Welterbetag:

Virtuelle Spaziergänge in Bayern
Am UNESCO-Welterbetag luden die deutschen Welterbestät-
ten zum Erkunden und Experimentieren ein. Aufgrund der Co-
vid-19-Pandemie fand der Aktionstag unter dem Motto „Welter-
be verbindet“ in diesem Jahr erstmals digital statt.

46 der weltweit mehr als 1.000 
UNESCO-Welterbestätten liegen 
in Deutschland, davon sechs in 
Bayern. Virtuelle Spaziergänge 
auf der neuen Plattform www.
unesco-welterbetag.de ermög-
lichten das Erkunden von Orten 
des Menschheitserbes, die aktu-
ell nicht oder nur schwierig zu-
gänglich sind. Das Projekt Daily 
Drone zeigte zudem alle deut-
schen Stätten aus der Luft.

Würzburger Residenz 
und Hofgarten

Auch das Würzburger UNESCO  
Welterbe, die Residenz und der 
Hofgarten, konnten virtuell be-
sichtigt werden. Interviews mit 
lokalen Welterbeexperten gaben 
persönliche Einblicke in die täg- 
lichen Herausforderungen der  
Erhaltungs- und Vermittlungsar- 
beit. Dr. Alexander Wiesneth,  
Oberkonservator der Bayerischen 
Verwaltung der staatlichen Schlös 
ser, Gärten und Seen, und zustän-
dig für die Residenz, gab ein kur-
zes Interview. Kinder konnten 
sich mit Hilfe von Malvorlagen, 
Bastelanleitungen und Erklärvi-
deos kreativ mit dem Welterbe 
auseinandersetzen. Die Fotoak-
tion #WelterbeVerbindet gab In- 
teressierten die Möglichkeit, den 
UNESCO-Welterbetag selbst  
mitzugestalten. In einer digitalen 
Ausstellung werden seit 7. Juni 
2020 alle eingereichten Fotos 
präsentiert.

Bamberger Altstadt

Seit 1993 zählt die Altstadt von 
Bamberg zum deutschen Welter-
be. Das Team des Zentrums Welt- 
erbe Bamberg hatte sich etwas 
Besonderes einfallen lassen und 
hierfür einen Film produziert, der 
Bambergs Gärtnertradition in den 

Mittelpunkt stellt und alte Gemü-
sesorten präsentiert. Als Spezial-
gast trat „Zwiebert“ auf, das Mas-
kottchen der Bamberger Gärt-
nerstadt. Begleitet wurde der Film 
von einem Grußwort von Ober-
bürgermeister Andreas Starke.

Regensburger Altstadt

Die Altstadt von Regensburg mit 
Stadtamhof ist seit 2006 Mitglied 
der Familie der deutschen Welter-
bestätten. Virtuelle Spaziergänge, 
Erklärvideos, Malvorlagen, Bastel- 
anleitungen, Interviews – die Pa-
lette der Beiträge auf der Platt-
form war breit und richtete sich an 
Kinder und Erwachsene gleicher-
maßen. Auch Oberbürgermeis-
terin Gertrud Maltz-Schwarz-
fischer und Kulturreferent Wolf-
gang Dersch kamen zu Wort und 
gaben ihren ganz persönlichen 
Einblick ins Welterbe Regensburg.

Augsburger 
Wassermanagement-System

Digital erkundet werden konn-
te zudem das weltweit einzig- 
artige Wassermanagement-Sys-
tem von Augsburg, das für Fort-
schritt, Ästhetik und Nachhal-
tigkeit steht. 22 Objekte, darun-
ter ein Kanalsystem, Wassertür-
me mit Pumpwerken aus dem 
15. bis 17. Jahrhundert, drei mo-
numentale Brunnen von beson-
derer künstlerischer Qualität so-
wie Wasserkraftwerke, die auch 
heute noch umweltfreundlichen  
Strom erzeugen, wurden 2019 
zum UNESCO-Welterbe ernannt. 
Durch seine kontinuierliche Nut-
zung und stetige Erweiterung 
prägte das Augsburger Wasser-
management-System die Wasser- 
kunst der Renaissance und die 
technologischen Entwicklungen 
der Industriellen Revolution ent-

scheidend mit. 
Ein kleiner Film auf YouTube 

befasste sich wiederum mit der 
Wieskirche im oberbayerischen 
Steingaden. Für Erklärungen und 
Anmerkungen sorge dabei Wies-
kurat, Msgr. Gottfried Fellner. 
Die prächtig ausgestattete Wall-
fahrtskirche wurde 1983 zum 
Weltkulturerbe erklärt.

Markgräfliches Opernhaus 
Bayreuth

Virtuell begehbar war schließ-
lich auch das markgräfliche 
Opernhaus in Bayreuth, das als 
das bedeutendste und bester-
haltene Beispiel für eine baro-
cke Theaterkultur, die noch heu-
te authentisch erlebt werden 
kann, gilt. Es repräsentiert die 
höfische Opernhausarchitektur 
des 18. Jahrhunderts und gilt als 
eines der wichtigsten baulichen 
Zeugnisse der absolutistischen 
Gesellschaft. 2012 wurde das 
Markgräfliche Opernhaus Bay-
reuth in die Welterbeliste der 
UNESCO eingeschrieben. DK
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Flexible FTTX-Lösungen 
für den Breitbandausbau

Dura-Line Mikrorohrinfrastrukturen als Schlüssel für ein langlebiges passives Netzwerk 
Von Jürgen Albrecht l Key Account Manager Süd-Ost Deutschland

Passive Glasfaserinfrastrukturen bieten nicht nur die Möglichkeit, 
Glasfaser bis zu den privaten Haushalten zu bringen, sondern 
schließen auch Rechenzentren, Bürogebäude und öffentliche Ein-
richtungen an das Glasfasernetz an. Die Grundlage des passiven 
Netzes sind Mikrorohrlösungen. 

Diese Lebensadern der Inf-
rastruktur machen nur ca. 3 % 
der Investitionskosten aus, bil-
den aber die Grundlage, den Bu-
siness Case auf Jahrzehnte abzu-
sichern.

Für jedes Verlegeverfahren 
die optimale  
Mikrorohrlösung!

Aus wirtschaftlichen Gründen 
werden die vorgeschriebenen 
Verlegetiefen oft unterschrit-
ten. Hinzu kommt, dass immer 
häufiger alternative Verlegever-
fahren zum Einsatz kommen. In 

Summe heißt das: Mit der Art 
des Verlegeverfahrens entschei-
den Sie sich auch für eine Rohr-

handenen Kabelschutzrohren 
kann über Einzelrohre oder über 
DI-Rohrbündel erfolgen. Letz-
tere können auch über kurze Di-
stanzen eingeschoben werden.

Außerordentliche  
Lieferperformance,  
hohe Flexibilität,  
garantierte Qualität

Durch unsere internationa-
le Präsenz mit Werken in Motz 

Jürgen Albrecht, Key Account Manager Süd-Ost Deutschland.
  Bild: Dura-Line

Qualität, die nicht nur von der 
Deutschen Telekom, sondern 
auch von vielen internationalen 
Incumbents geschätzt wird. Un-
sere Mitarbeit in Gremien und 
Prequalifizierungsmaßnahmen 
lassen erkennen, dass Dura-Line 
ein akzeptierter Lieferant für ei-
ne erkennbare hohe Qualität ist. 

Wichtige Qualitätsmerkmale

Damit die Brauchbarkeitsdau-
er auch tatsächlich an die gefor-
derten 50 Jahre herankommt 
und eine langlebige Netzsi-
cherheit gewährleistet wird, ist 
es erforderlich, beim Beschaf-
fungsprozess auf mehrere Pa-
rameter zu achten, als nur auf 
die Dimensionierung. Dura-Line 
Mikrorohre und Rohrverbän-
de werden nach DIN 16874 aus 
Polyethylen mit hoher Dichte nach einer kundenspezifischen 

Vorgabe. Weitere wichtige Qua-
litätsmerkmale sind die Ovalität, 
Homogenität, Anzahl der innen-
liegenden Riefen und keine Mi-
nustoleranz für einen optimalen 
Innendurchmesser und der Ein-
blaslängen für LWL-Kabel.

Dokumentation  
im kompletten  
Fertigungsprozess

Um dies konsequent sicher-
zustellen, werden unsere Einzel-
rohre und Rohrverbände nicht 
nur während der Produktion, 
sondern auch auf der Trommel 
kalibriert. Jede Trommel erhält 
nach der Fertigung eine eige-
ne Produktionsnummer. Damit 
können wir gewährleisten, dass 
alle Schritte von der Produktion 
der Einzelrohre über die Bünde-

lung bis hin zur Auslieferung do-
kumentiert werden.

Die hohe Qualität unserer 
Produkte ist der Garant für die 
Langlebigkeit Ihrer Mikrorohr-
systeme und wird durch das ex-
terne akkreditierte Prüfinsti-
tut SKZ Würzburg fremd über-
wacht!

Schulung und  
Rundum-Service

Die Dura-Line begleitet po-
tenzielle Auftragnehmer, Pro-
jektverantwortliche, Planer mit 
einem Schulungsprogramm, wie 
z.B. Baustelleneinweisungen, 
Verlegeschulungen, Projektbe-
gleitung und eine fachliche Un-
terstützung, um weiteres ak-
tuelles Fachwissen zu passiven 
Netzinfrastrukturen, zu vermit-
teln.  r

(Frankreich), Sochaczew (Polen) 
und Tlumacov (Tschechien) bie-
ten wir eine außerordentliche 
Lieferperformance, hohe Flexi-
bilität, sowie eine garantierte 

(PE-HD) hergestellt! Das Grund-
material ist transluzent oder 
durchgefärbt. Die Farbgebung 
der Röhrchen folgt der DIN EN 
60794-1(VDE 0888-100-1) oder 

lösung. Dura-Line bietet neben 
den bekannten erdverlegbaren 
Rohrverbänden auch das so ge-
nannte DuraAir als oberirdische 
Lösung, sowie den spülbohr- 
fähigen DuraDrill-Rohrverband 
an. Die Nachbelegung von vor-

Weitere Informationen
Erfahren Sie mehr über die Welt der Mikrorohr-Systemlö-
sungen: juergen.albrecht@duraline.com l 0151 111 39891

Dura-Line l DuraMulti.  Bild: Dura-Line  
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Bayerischer Datenschutzbericht 2019: 

Im Zeichen der Konsolidierung
Die Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung sowie klassische 
datenschutzrechtliche Fragen und Probleme aus dem Behördenall-
tag stehen im Mittelpunkt des Tätigkeitsberichts 2019, den der bay-
erische Landesbeauftragte für Datenschutz, Thomas Petri, jüngst 
vorstellte. Seinen Ausführungen zufolge stand das vergangene Jahr 
im Zeichen einer Konsolidierung und Differenzierung: Alte Daten-
schutzprobleme stellten sich vor dem Hintergrund des gewandel-
ten Rechtsrahmens neu, bisher unbekannte Probleme traten hinzu.

Einen ersten Schwerpunkt des 
Tätigkeitsberichts bilden die 
grundsätzlichen Themen wie et-
wa die Identifizierung betroffe-
ner Personen bei der Geltendma-
chung von Betroffenenrechten. 
Hier waren Petri zufolge Empfeh-
lungen zu formulieren, die es Bür-
gerinnen und Bürgern nicht unnö-
tig erschweren, Rechte etwa auf 
Auskunft oder auf Berichtigung 
gegenüber einem Verantwortli-
chen geltend zu machen, zugleich 
aber gewährleisten, dass nicht - 
gerade beim Recht auf Auskunft 
- schützenswerte Daten an nicht-
berechtigte Dritte gelangen.

Beim Beitrag zu Beschäftig-
tenfotos für Marketingmaßnah-
men öffentlicher Stellen geht es 
u.a. um die in der Datenschutzli-
teratur viel diskutierte Frage des 
Verhältnisses von (Kunst-)Urhe-
berrecht und Datenschutzrecht. 
Einer Nutzung von Beschäftig-
tenfotos steht Petri in diesem Zu-
sammenhang kritisch gegenüber.

Der Tätigkeitsbericht bildet 
zahlreiche Probleme zwischen 
Bürgern und Behörden im Daten-
schutz ab. Dabei geht es einmal 
mehr auch um das Polizeiaufga-
bengesetz. So war ein 78-jähri-
ger Mann als möglicher pädophi-
ler Gefährder in Polizei-Daten-
banken gelandet, nachdem er 
auf einem Spielplatz eine Hüpf-
burg für seinen Enkel fotografiert 
hatte und besorgte Eltern die Po-
lizei alarmierten. Sein beschlag-
nahmtes Smartphone erhielt der 
Rentner erst nach einem Monat 
wieder zurück. „Mit seinem Ein-
verständnis wurde eine Videose-
quenz von dem Telefon gelöscht, 

obwohl weder rechtlich prob-
lematische Daten noch Aufnah-
men der besagten Kinder von 
der Hüpfburg darauf erkennbar 
waren“, schreibt der Landesda-
tenschutzbeauftragte.

Obwohl das für Sexualdelikte 
zuständige Kommissariat „zu dem 
Schluss kam, dass keine Hinweise 
auf eine sexuelle Motivation des 
Rentners vorlagen, zog der Vorfall 
auf Landes- und sogar auf Bun-
desebene zahlreiche Speicherun-
gen zur ‚polizeilichen Gefahren-
abwehr‘ nach sich“, berichtet Pe-
tri. Erst auf Intervention des Da-
tenschutzbeauftragten seien die 
Akten des Mannes, darunter auch 
ein DNA-Test sowie Finger- und 
Handflächenabdrücke, wieder von 
der Polizei gelöscht worden.

Datenschutzfragen der Kommu-
nalpraxis stellen einen weiteren 
Schwerpunkt des Tätigkeitsbe-
richts dar. Systematisch beleuch-
tete Bayerns oberster Datenschüt-
zer die datenschutzrechtlichen 
Hintergründe der Behandlung von 
Bausachen im Gemeinderat –  in 
der Hoffnung, dass dies vielerorts 
die Sensibilität schärft und zu ei-
ner datenschutzgerechten Vor-
bereitung und Durchführung der 
Gremiensitzungen verhilft.

Bei der Nutzung von Video-
technik in Bürgerversammlungen 
spricht sich Petri für eine restrikti-
ve Handhabung aus. Nach seinen 
Worten „eröffnet die fortschrei-
tende Digitalisierung immer neue  
Möglichkeiten für Information  
und Partizipation. Auch viele  
bayerische Kommunen wollen 
neue Formate für sich nutzen. 
Allerdings dürfen bei allem Ver-

ständnis für die Chancen der Di-
gitalisierung die hiermit verbun-
denen datenschutzrechtlichen 
Risiken nicht ausgeblendet wer-
den. Aus gutem Grund ist nicht 
alles, was technisch möglich ist 
auch (datenschutz-)rechtlich er-
laubt. Dies gilt auch für den im 
Berichtszeitraum an mich heran-
getragenen Wunsch, Bürgerver-
sammlungen live ins Internet zu 
übertragen, damit interessier-
te Bürger diese ortsungebunden 
verfolgen können.“

IT-Outsourcing

Noch nicht abgeschlossen sind 
die Diskussionen zum IT-Outsour-
cing im kommunalen Bereich. 
Petri zufolge variiert die Spann-
breite des IT-Outsourcings im 
kommunalen Bereich erheblich. 
Neben vergleichsweise unproble-
matischen Anfragen zu Erstellung 
und Betrieb von kommunalen 
Homepages durch externe Anbie-
ter sowie der Videoüberwachung 
kommunaler Einrichtungen durch 
Externe habe er auch von Fällen 
einer vollständigen Auslagerung 
der kommunalen Informations-
technologie erfahren.

Die Praxis vieler bayerischer 
Kommunen, Bürgerdaten an ex-
terne Dienstleister auszulagern, 
ist aus Sicht des Landesdaten-
schutzbeauftragten bedenklich. 
Darauf weise exemplarisch ein 
pressewirksamer Fall hin, in dem 
von einem Landratsamt geleas-
te Festplatten nach Rückgabe 
an den Leasinggeber dort unter 
Missachtung technischer Stan-
dards entsorgt und dabei perso-
nenbezogene Daten von Bürgern 
offenbart wurden. Petri: „Um der 
eigenen Verantwortung gerecht 
zu werden, muss eine Kommune 
nicht nur Dienstleister sorgfältig 
und streng auswählen, vielmehr 
muss sie auch im Fall einer Aus-
lagerung Fachwissen vorhalten  
und bereit sein, sich mit IT- 

Vorgängen auseinanderzuset-
zen.“

Da sich viele Kommunen auf-
grund der voranschreitenden Di-
gitalisierung mit dem Thema 
IT-Outsourcing beschäftigen, hat 
Petri einen Abstimmungsprozess 
zu Grenzen und Voraussetzungen 
des IT-Outsourcings im kommu-
nalen Bereich angestoßen. Hier-
an nehmen im Rahmen einer Ar-
beitsgruppe neben ihm auch das 
Bayerische Innenministerium, der 
Bayerische Kommunale Prüfungs-
verband, das Bayerische Landes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik, der Bayerische 
Städtetag und der Bayerische Ge-
meindetag teil.

Ziel ist es, einen abgestimmten 
Anforderungskatalog zu erarbei-
ten, der den Kommunen bei der 
Entscheidung hilft, ob und inwie-
weit ein IT-Outsourcing im Einzel-
fall zulässig ist. Dieser Anforde-
rungskatalog, der fachgesetzliche, 
datenschutz- und haushaltsrecht-
liche sowie technisch-organisa-

torische Kriterien enthalten soll, 
wird derzeit von der Arbeitsgrup-
pe abgestimmt. 

Technische Fragen

Ein dritter Schwerpunkt des Tä-
tigkeitsberichts liegt bei techni-
schen und organisatorischen Fra-
gen, wobei ein grundsätzlicher 
Beitrag zum Thema „Künstliche 
Intelligenz“ im Zentrum steht. 
Versucht wird, über zahlreiche Fa-
cetten dieses komplexen Themas 
zu informieren und den Entwick-
lungsstand in Bayern sowie da- 
tenschutzrechtliche Handlungs- 
bedarfe aufzuzeigen. Darüber hin- 
aus berichtet der Datenschützer 
über seine Arbeit auf dem The-
menfeld „Datenschutz-Folgenab-
schätzung“ und gibt insbesonde-
re bayerischen Behörden prak-
tische Hinweise zur Prävention 
gegen das Eindringen von Schad-
software in IT-Systeme oder  
zur Überwachung von Auftrags-
verarbeitern bei Fernzugriffen.

Was das laufende Jahr anbe-
langt, ist für Petri die Corona-Kri-
se der thematische Schwerpunkt 
der Datenschützer. Sowohl der 
Umgang mit Videokonferenzen 
als auch die geplante Einführung 
einer App zur Aufspürung von In-
fektionsketten seien gute Beispie-
le, wie die Pandemie den Daten-
schutz beeinträchtige.

Bei der App wäre es daten-
schutzrechtlich bedenklich, wenn 
die Informationen nicht freiwil-
lig „gespendet“ würden, stellte 
Petri fest. Bei Videokonferenzen 
von Mitarbeitern im Homeoffice 
gebe es immer wieder Fälle, bei 
denen unbeabsichtigt Daten wei-
tergegeben würden. Das begin-
ne bereits damit, dass nicht in al-
len technischen Systemen sicher-
gestellt werden könne, dass auch 
Unbefugte an Konferenzen teil-
nehmen könnten. Fragwürdig sei-
en auch bei Prüfungen in Video-
formaten Vorgaben, dass Prüflin-
ge ihre Wohnung abfilmen soll-
ten, um teilnehmen zu dürfen. DK
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Herstellung im Landkreis Günzburg:

Schutzausrüstung aus 
dem 3D-Drucker

Durch sehr viel privates Engagement konnten in den vergangenen 
zwei Wochen über 1.300 Schutzvisiere für Kliniken und Arztpraxen 
im Landkreis Günzburg beschafft werden. Das Besondere daran: 
Die Halterungen und Versteifungen kommen aus dem 3-D Drucker. 

Die Idee dazu kam von einem 
Landkreisbürger. Über das Inter-
net hatte er von ähnlichen Akti-
onen in anderen Landkreisen er-
fahren, ein Muster gedruckt und 
dem Kreisklinikum zur Ansicht ge-
schickt. Dort war man so begeis-
tert, dass gleich eine Großbestel-
lung folgte. Um das Unterfangen 
zu koordinieren und die Verteilung 
zentral zu gestalten nahm sich der 
Katastrophenschutz des Landkrei-
ses Günzburg der Organisation an.

Über 1.300 Schutzvisiere

Nach einem Aufruf über die 
Günzburger Zeitung und über das 
Radio haben sich in kürzester Zeit 
über 70 Personen gemeldet, die 
einen 3D-Drucker zu Hause ha-
ben. 45 Drucker konnten die Da-
tei und das Material verarbeiten. 
Dabei wird PET- oder PLA-Plas-
tik erhitzt, verflüssigt und über ei-
ne Düse als dünner Strahl auf ei-
nen Träger aufgebracht. Auf der 
Trägerplatte erkaltet das Materi-
al wieder und wird fest. Schicht 

für Schicht entsteht so ein gan-
zes Modell. In diesem Fall eine 
Kopfbandhalterung und eine Ver-
steifung auf Höhe des Kinns, um 
ein Schutzvisier aus Plexiglas an-
zubringen. Die Plexiglasscheiben 
wurden dann von der Firma Car-
magnani Lasertechnik in Günz-
burg und von Erodiertechnik Nau- 
mann in Leipheim zum Selbst- 
kostenpreis hergestellt. Im Land-
ratsamt, im Katastrophenschutz 
wurden die Sets schließlich zusam-
mengesetzt und mit Gummibän-
dern versehen. In kürzester Zeit 
konnten so über 1.300 Schutzvi-
siere an Kliniken und Arztpraxen 
im Landkreis verteilt werden. Die 
Schilde sind leicht, flexibel und 
mehrfach desinfizierbar.

Diese tolle Aktion zeigt, wie 
schnell mit neuen Technologien 
und viel bürgerschaftlichem En-
gagement auch in Krisenzeiten 
schnell geholfen werden kann.  
Die Landkreisverwaltung be-
dankt sich bei allen Unterstüt-
zern für das unermüdliche Dru-
cken bei Tag und Nacht. hajo

Digitalministerin Dorothee Bär im Münchner PresseClub:

„Ich wünsche mir weniger Skepsis“
„Die Digitalisierung ist nur mit einem großen Knall durchzuset-
zen“, kündigte Dorothee Bär, Staatsministerin bei der Bundes-
kanzlerin und Beauftragte in der Bundesregierung für Digitalisie-
rung (CSU), zu Beginn des Gesprächs im PresseClub in München 
an, das per Livestream übertragen wurde. Bär hätte jedoch eher 
wirtschaftliche Gründe und kein Virus erwartet, das den digitalen 
Alltag aller Menschen grundlegend verändern sollte.

Die Verbreitung des Virus Co-
vid-19 hat dabei sowohl Stärken 
als auch Schwächen im Bereich 
der Digitalisierung in Deutsch-
land deutlich gemacht. „Wir wa-
ren zum Beispiel bei der Netzsta-
bilität besser, als wir gedacht hät-
ten. Aber bei der Bildung hat sich 
gezeigt, dass wir nicht gut aufge-
stellt sind“, kritisierte Bär. Denn 
das Homeschooling sei besonders 
für Alleinerziehende eine immen-
se Belastung. „Wie sollen Kinder 
versorgt werden, wenn für ein El-
ternteil kein Homeoffice möglich 
ist, sondern Vater oder Mutter au-
ßer Haus arbeiten muss, zum Bei-
spiel als Kassiererin. Zu den An-
forderungen, die die Schule stellt, 
kommen bei einigen auch noch 
die Vereine hinzu. Gerade Müt-
ter haben eine viel zu geringe Lob-
by, die sie da unterstützen könnte, 
und erreichen jetzt in der Krise ih-
re absoluten Belastungsgrenzen“, 
gab Bär zu bedenken.

Videokonferenzen:  
ein Hybrid für die Zukunft?

Einen riesigen Vorteil sieht die 
Digitalministerin darin, dass vie-
le Menschen gezwungen waren, 
Technik auszuprobieren, vor der 
sie normalerweise zurückschre-
cken – vom Lehrer bis zum Bürger. 
„Es ist absolut wichtig, Technik er-
lebbar zu machen – und dazu war 
jetzt Jeder gezwungen. Dann rea-
lisieren die Menschen, dass es in 
vielen Bereichen eine Erleichte-
rung ist, damit zu arbeiten“, sag-
te sie. Ihr Wunsch sei, dass zum 
Beispiel der Einsatz von digitalen 
Konferenzen auch nach der Kri-
se zu einem festen Bestandteil 
in der Arbeitswelt werde. „War-
um müssen jede Woche alle Mit-
glieder zum Parteivorstand aus 
ganz Bayern anreisen? Ich hof-

fe sehr, dass wir zu einer gesun-
den Mischung kommen. Vor der 
Krise waren rund zehn Prozent 
der Meetings digital, obwohl viel 
mehr digital hätten sein können. 
Inzwischen ist es umgekehrt. Eine 
50/50-Lösung von digitalen und 
persönlichen Treffen wäre opti-
mal“, schlug Bär vor. Sie sieht da- 
rin auch die Möglichkeit, Konfe-
renzen als Hybrid anzubieten. So 
hätten auch Menschen mit per-
sönlichen Einschränkungen die 
Chance teilzunehmen, indem sie 
sich per Video dazuschalten.

Keine Denkverbote

Für die Zukunft, sagte Bär, sei 
es vor allem wichtig zu vermit-
teln, dass es zur digitalen Kom-
petenz nicht viel brauche. „Nö-
tig sind ein mobiles Endgerät oder 
Desktop, Internet und natürlich 
die Software zur Videokonferenz, 
beispielsweise eine App. Die ent-
scheidende Frage ist: Hat jeder die 
Möglichkeit, teilzunehmen? Glück-
licherweise haben wir mit dem ‚Di-
gitalPakt Schule‘ Gelder zur Verfü-
gung gestellt, die u.a. Familien oh-
ne entsprechende Mittel ermög-
lichen, Endgeräte zu bekommen“, 
sagte Bär. Zudem forderte sie, in 
alle Richtungen zu denken und 
sich keine Denkverbote aufzuerle-
gen. „Wir müssen uns fragen, was 
wir aus der Krise lernen können. 
Sind Schulen beispielsweise in 
der Lage für höhere Klassen künf-
tig einen kompletten Homeschoo-
ling-Tag pro Woche einzurichten? 
Oder ist es möglich für Kinder, die 
mit ihrer Mutter in Kur sind, sich 
digital zum Unterricht zuzuschal-
ten?“, fragte die Ministerin.

Blockchain für Kommunen

Auch beim Thema Blockchain 

sei noch viel mehr möglich – 
nicht nur auf Bundesebene son-
dern auch in den Kommunen. Im 
September 2019 hat die Bundes-
regierung die Blockchain-Strate-
gie für Deutschland auf den Weg 
gebracht. Blockchains sind spezi-
elle, kryptographisch verkettete 
Datenstrukturen, die ihre Daten-
sätze in einer kontinuierlich er-
weiterbaren Liste dezentral spei-
chern. Diese Dezentralität und 
Partizipation zeichnen die Block-
chain-Technologien aus: Sie er-
lauben es, Beteiligung, Souverä-
nität und Gemeinsamkeiten aus-
zubauen – ein Aspekt, den vor al-
lem Kommunen für sich nutzen 
können.

Bär nannte in dem Zusammen-
hang auch die Bedeutung von 
bürgerschaftlichem, ehrenamt-
lichem Engagement. „Wenn es 
beispielsweise um Lärmbelästi-
gung im Wohnumfeld geht, glau-
ben Bürger oft nicht den gemes-
senen Werten. Was wäre, wenn 
sie diese über Blockchain weiter-
geben?“, fragte die Ministerin. Es 
müsse deutlich werden, dass es 
bei der Technologie um weit mehr 
gehe, als nur um elektronische 
Zahlungsmittel. Die Use Cases, 
die Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium derzeit ermitteln, könn-
ten entscheidend dazu beitragen, 
die Potenziale der Blockchain ver-
ständlich und ihren Nutzen greif-
bar zu machen. „Ich bin mir sicher, 
dass Blockchain sehr bald ganz 
selbstverständlich in unseren Ar-
beitsalltag einfließen wird“, be-
teuerte Bär.

Baustein Tracing-App

Eine Tracing-App zur Eindäm-
mung der Corona-Krise sieht sie 
allerdings nur als einen Baustein 
von vielen. Mit der App könnte 
die Nachverfolgung von Anste-
ckungen und Infektionsketten au-
tomatisiert und damit viel schnel-
ler und genauer ablaufen. Derzeit 
machen Gesundheitsämter die-
se Arbeit. „Die App kann die Ein-
dämmung der Pandemie aber nur 
unterstützen. Die grundlegenden 

Schutzmaßnahmen, bis es Me-
dikamente und Impfungen gibt, 
bleiben vor allem Abstand hal-
ten, Maske tragen und Händewa-
schen. Zur Verzögerung führt vor 
allem die Diskussion über die Art 
und Weise der Speicherung – zen-
tral oder dezentral“, erklärte Bär. 
Die deutschen Datenschutzregeln 
würden strikt eingehalten, hieß 
es nach der Bund-Länder-Konfe-
renz. Lediglich epidemiologisch 
relevante Kontakte der vergan-
genen drei Wochen würden ano-
nymisiert ausschließlich auf dem 
Handy des Benutzers ohne die Er-
fassung des Bewegungsprofils ge-
speichert. Dabei gehe es um eine 
Nachverfolgung („Tracing“), nicht 
um Echtzeit-Daten („Tracking“). 
Die Installation der App ist zudem 
freiwillig. „Für eine hohe Akzep-
tanz ist vor allem Vertrauen in der 
Bevölkerung wichtig“, unterstrich  
Bär zur Einführung der App.

Stabile Netze

Wovon Bär überrascht war: Kei-
ne Beschwerden über mangelnde 
Netzstabilität. „Ich wohne in ei-
nem der ländlichsten Landkreise 
Bayerns – dazu zählen Steigerwahl 
und Röhn – und erstaunlicherwei-
se klagte in den letzten Monaten 
niemand über Funklöcher“, sag-
te sie. Am Geld scheitere der Aus-
bau der Netzabdeckung übrigens 
nicht. Mittel könnten nur nicht 
abgerufen werden. „Das liegt zum 
einen daran, dass wir nicht genü-
gend Tiefbaukapazitäten haben 
und auch an Bürgerinitiativen, die 
sich gegen den Bau von Masten in 
den Gemeinden gründen“, erklär-
te Bär. Im Durchschnitt dauere es 
somit zwischen 18 und 24 Mona-
ten, bis ein neuer Mobilfunkmast 
errichtet sei. In Sachen Mobil-
funknetz 5G erschwere die Akzep-
tanz für die neue Mobiltelefonie 
zunehmend die Verbreitung von 
Fakenews. „In den vergangenen 
zwei Jahren erreichten mich mehr 
Anschriften, die den Stopp von 5G 
forderten, als Beschwerden über 
schlechte Anbindung“, kritisierte 
die Ministerin. Hinzu kämen nun 
Verschwörungstheorien, die Ver-
strahlung als Grund für die Aus-
breitung des Virus sähen.

Gleichstellung  
als Querschnittsthema

Was das Thema Gleichstellung 
in der Gesellschaft angeht, setzte 
Bär gleich in der Schule an. „Es ist 
wichtig, dass Geschlechterunab-
hängigkeit bereits in der Grund-
schule beginnt. Dabei muss ein 
Umdenken im alltäglichen Reden 
stattfinden. Wie kann es sein, dass 
es immer noch schick ist, zu sagen: 
„Mathe ist doof“? Wenn Frau-
en als eher sprachbegabt gese-
hen werden, sollten sie auch Pro-
grammiersprachen lernen“, for- 
derte Bär. Zudem sei es wichtig, 
bereits in der Grundschule Ba-
siswissen zu vermitteln, wie die 
Funktion eines Algorithmus. „Wir 
brauchen die Neugierde für die-
se Themen nicht wecken, sondern 
müssen sie stillen!“

Aus der Komfortzone

Um die Gleichstellung von 
Männern und Frauen auch im Be-
rufsalltag zu fördern, sei neben 
mehr Akzeptanz für das Führen in 
Teilzeit auch eine bessere Bezah-
lung für systemrelevante Berufe 
wichtig. „Mit freiwilliger Selbst-
verpflichtung passiert in den Un-
ternehmen jedoch nicht viel, 
manche müssen zur Geschlech-
tergerechtigkeit gezwungen wer-
den“, sagte Bär. In der Krise läge 
nun eine Chance, grundsätzliche 
Strukturen neu zu überdenken. 
„Ich wünsche mir generell weni-
ger Skepsis. In den letzten Mona-
ten musste jeder etwas machen, 
was er sich vorher nicht hätte vor-
stellen können. Wir mussten alle 
unsere Komfort-Zone verlassen. 
Und das rate ich jedem: Einfach 
mal machen, statt darüber nach-
zudenken, ob man Dinge auspro-
bieren sollte“, zieht Bär abschlie-
ßend ihr Fazit zum Gespräch. r

Anna Schmid und Bernhard Bacherle von der Führungsgruppe  
Katastrophenschutz präsentieren Schutzausrüstung aus dem 3-D- 
Drucker. Bild: Führungsgruppe Katastrophenschutz im Landkreis Günzburg

Bundesumweltministerin Schulze:

Corona-Digitalisierungsschub  
für den Umweltschutz nutzen
Die Maßnahmen im Zusammenhang mit der Covid-19-Pande-
mie haben zu erheblichen Folgen für Digitalisierung und Um-
welt geführt. Dazu gehören weniger Verkehr, mehr Datenvolumen 
und ein verändertes Einkaufsverhalten. Das ist das Ergebnis einer  
Datenrecherche, die das Wuppertal-Institut und Ernst & Young (EY) 
im Auftrag des Bundesumweltministeriums durchgeführt haben und 
die Bundesumweltministerin Svenja Schulze in Berlin vorgestellt hat.

Schulze zufolge „erleben wir in 
diesen Monaten der Pandemie ei-
nen Bruch mit vielen Routinen, 
die wir vor Corona hatten. Viele 
von uns reisen weniger, verbrin-
gen mehr Zeit in Videokonferen-
zen oder kaufen häufiger online 
ein. Niemand will, dass das Leben 
auf Dauer so bleibt, wie es in der 
Pandemie war. Aber manche neue 
Routine sollten wir uns erhalten, 
weil es Umwelt und Lebensqua-
lität dient. Deutschland hat wäh-
rend des Corona-Lockdowns ei-
nen echten Digitalisierungsschub 
erlebt. Für die Umwelt bietet das 
Chancen und Risiken. Jetzt kommt 
es darauf an, durch kluge Poli-
tik die Chancen für den Umwelt-
schutz zu nutzen und die Risiken 
zu minimieren.“

Der Personenverkehr ging 
durch die Corona-bedingten Ein-
schränkungen deutlich zurück, so 
die Zwischenbilanz von Wupper-
tal Institut und EY. Ein Viertel al-
ler Arbeitnehmer arbeitete dem-
nach zeitweise im Home-Office. 
In einer Umfrage erwarten jeweils 
rund ein Drittel der Befragten, 
dass Meetings auch in den kom-
menden Jahren durch Videokon-
ferenzen ersetzt werden und dass 
weniger berufliche Reisen statt-
finden werden. Die Studienauto-
ren gehen davon aus, dass sich der 

gesamte Personenverkehr um bis 
zu acht Prozent reduzieren lasse, 
wenn Home-Office und virtuelle 
Arbeitsformen gefördert werden.

Schulze: „Weniger Pendelver-
kehre und weniger Geschäftsrei-
sen sind auch eine Chance für Le-
bensqualität und Umwelt. Darum 
habe ich mich als Umweltminis-
terin im Rahmen des Konjunktur-
pakets dafür eingesetzt, die Ab-
schreibungsmöglichkeiten für die 
Digitalisierung der Wirtschaft zu 
erweitern. Damit wollen wir An-
reize setzen für Investitionen in 
die digitale Infrastruktur und die 
Ausstattung der Mitarbeiter.“

Ein weiteres Ergebnis der Stu-
die ist das Wachstum beim On-
line-Shopping. Umfragen zeigen 
zwar ein erhöhtes Interesse an 
regionalen Produkten. Allerdings 
fehlt hier noch häufig der Zugang. 
Die Studienautoren sehen daher 
ein Potenzial in der Förderung re-
gionaler digitaler Plattformen.

Analog zum Rückgang des Ver-
kehrs ist das Datenvolumen wäh-
rend der Corona-Zeit um rund 
zehn Prozent angestiegen – ge-
trieben vor allem durch Strea-
ming und Videokonferenzen. 
Ohne flankierende Maßnahmen 
dürfte dieser Anstieg auch zu ei-
nem höheren Energieverbrauch 
führen. r

Bund unterstützt Digitalisierung 
in Landshut

MdB Florian Oßner: Unternehmen brauchen schnelle Liquiditätshilfe

CSU-Bundestagsabgeordneter Florian Oßner hat sich noch vor 
der Corona-Kontaktsperre mit dem Wirtschaftsförderer der Stadt 
Landshut, Michael Luger, über Unterstützungsmöglichkeiten des 
Bundes für die Digitalisierung und die Wirtschaft vor Ort ausge-
tauscht. Seither stehen beide im regelmäßigen Kontakt, was die  
weiteren Krisenmaßnahmen betrifft.

Dabei ging es auch um die Um-
setzung des Digitalisierungspro-
jekts 5-Safe zur Verbesserung der 
Schulwegsicherheit mit 5G-Tech-
nologie. Im Rahmen der Diskussi-
on um die schleppende Vergabe 
von Krediten an Unternehmen in 
der Corona-Krise sagte Oßner zu, 
sich als Mitglied des Haushalts-
ausschusses des Bundestages 
weiter dafür einzusetzen, dass 
betroffene Firmen Finanzierungs-
sicherheit bekommen. 

Umfangreiches  
Kreditprogramm

„Wir haben im Haushaltsaus-
schuss ein umfangreiches Kre-
ditprogramm aufgelegt, das den 
Unternehmen helfen soll. Da ist 
es problematisch, wenn das von 
Bank zu Bank unterschiedlich ge-
handhabt wird“, so Oßner. Bei der 
Prüfung der Sicherheiten solle ei-
ne Firma vernünftig darlegen, dass 
es eine Zukunftsperspektive gebe.

„Es ist unerlässlich, dass die 
Unternehmen, die vor der Coro-
na-Krise gesund und erfolgreich 
waren, jetzt schnell und mög-
lichst unbürokratisch Unterstüt-
zung erhalten“, betonten der 
Wirtschaftsförderer und Oßner 

unisono. Der Abgeordnete er-
gänzte: „Dafür wirken wir wei-
terhin in enger Abstimmung mit 
Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier auf die Finanzwirt-
schaft ein. Neuerdings ist auch 
ein KfW-Schnellkredit mit erleich-
tertem Zugang und 100 Prozent 
Haftungsfreistellung möglich.“

Verwaltung läuft 
trotz Corona weiter

Parallel zu den Corona-Maß-
nahmen läuft auch in der Lands-
huter Stadtverwaltung die fachli-
che Arbeit so gut wie möglich wei-
ter. Dazu gehört laut Luger unter 
anderem das Projekt 5-Safe, bei 
dem mit mobilem Internet der 
fünften Generation das schulische 
Mobilitätsmanagement im Stadt-
gebiet verbessert und eine Ver-
kehrssteuerung in Echtzeit entwi-
ckelt und erprobt werden soll. 

Oßner hatte im Dezember stell-
vertretend für die Stadt Landshut 
im Bundesverkehrsministerium in 
Berlin den Förderbescheid in Hö-
he von rund 94.400 Euro entge-
gengenommen. Konkret geht es 
nun darum, die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, dass mit 
5G-Technologie der Individual-

verkehr um die Schulen zu den 
Stoßzeiten so gesteuert werden 
kann, dass Gefahrensituationen 
vermindert werden. „Dafür sollen 
in naher Zukunft Verkehrsströme 
in Echtzeit verfolgt, Gefahrensi-
tuationen erkannt und Lösungs-
maßnahmen eingeleitet werden.  
Zum Beispiel sollen Autofahrer 
auf kritische Situationen hinge-
wiesen und wenn möglich auf  
Ausweichstrecken umgeleitet 
werden“, erklärte Luger. Für die 
Umsetzung könnten zum Beispiel 
kabellose Sensoren in der Um-
gebung von Schulen installiert 
werden, um die Verkehrslage in 
Echtzeit zu erfassen und zu ana-
lysieren. 

Infrastrukturförderung 
par excellence

Die Stadt Landshut hat mehr 
als 30 Schulen und Bildungsein-
richtungen. Täglich sind mehr als 
15.000 Schüler dorthin unter-
wegs. Durch das schnelle Wachs-
tum der Stadt steigen die Schüler-
zahlen und das Verkehrsaufkom-
men stetig an. „Dieses Projekt un-
terstützt der Bund sehr gern. Das 
ist Infrastruktur- und Mobilitäts-
förderung par excellence für ei-
ne sichere Zukunft“, so der Infra-
strukturpolitiker Oßner. „Das tech-
nische Knowhow brauchen wir ge-
rade auch nach der Corona-Krise 
dringend vor Ort, um weitere Ide-
en in anderen Gesellschaftsberei-
chen vorantreiben zu können.“ r



KO M M U N I K AT I O N S T E C H N I K  ·  I T  ·  B R E I T B A N D 11GZ 18. Juni 2020

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de

MNET_EXP_Anzeige-140x105mm_Highspeed-Heimat_2005.indd   2MNET_EXP_Anzeige-140x105mm_Highspeed-Heimat_2005.indd   2 08.05.20   13:5608.05.20   13:56

Schneller und günstiger: 

Das neue M-net- 
Gigabit Portfolio 2020

Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net hat sein Privatkun-
denangebot für Internet und Telefon runderneuert. Mit dem neu-
en Gigabit Portfolio 2020 bietet M-net seinen Kunden in den städ-
tischen Glasfaser-Gebieten München, Augsburg und Erlangen ab 
sofort mehr Auswahl im Sortiment bei attraktiven Preisen. Brand-
neu ist der Highspeed-Tarif Surf&Fon-Flat 600 mit 600 Megabit 
pro Sekunde im Download. Der Tarif mit 100 Mbit/s wurde um 5 
Euro monatlich reduziert, die Surf&Fon-Flat 300 ist nun sogar für 
10 Euro weniger im Monat zu haben. 30 Euro Online-Rabatt, Fle-
xibilitätsgarantie, mehr Upload sowie Spezialtarife für junge Leu-
te und Gamer runden das neue Sortiment ab.

„Damit unsere Kunden die Po-
tenziale der Digitalisierung voll 
ausschöpfen können, benötigen 
sie die richtigen Internetproduk-
te“, erklärt Martin Breuer, Seni-
or Produktmarketing Manager Pri-
vatkunden bei M-net: „Daher ist es 
wichtig, das eigene Angebot kon-
sequent weiterzuentwickeln. Mit 
dem Gigabit Portfolio 2020 erwei-
tern wir nicht nur das Sortiment 
um einen Tarif mit 600 Mbit pro 
Sekunde im Download. Gleichzei-
tig bieten wir mehr Upload-Band-
breite, verringern die Komplexität 
bei Zusatzoptionen und machen 
darüber hinaus die Preise für unse-
re Kunden noch attraktiver.“

Neuer Tarif Surf&Fon- 
Flat 600 und mehr Upload

M-net präsentiert mit der 
Surf&Fon-Flat 600 einen gänzlich 
neuen Tarif für Privatkunden in 
den städtischen Glasfaser-Gebie-
ten München, Augsburg und Er-
langen. Der Highspeed-Anschluss 
liefert 600 Mbit/s im Download 
sowie schnelle 200 Mbit/s im 
Upload. In diesem Zuge wurden 
auch die Upload-Geschwindigkei-

ten in den Tarifen Surf&Fon-Flat 
300 und 1000 auf 100 bzw. 300 
Mbit/s um bis zu 50 Prozent er-
höht. Die Upload-Rate ist vor al-
lem beim Hochladen großer Da-
teien oder hochauflösender Vi-
deotelefonie ein entscheidender 
Faktor. Über sie ist eine schnelle 
und stabile Verbindung sowie ein 
scharfes Videobild sichergestellt. 
Glasfaser punktet an dieser Stel-
le besonders: Anders als bei der 
DSL- oder Kabelversorgung ist ei-
ne stabile Bandbreite garantiert 
und die Leitung muss nicht – bei-
spielsweise zu Stoßzeiten – mit 
anderen Anschlüssen im Haus ge-
teilt werden. Darüber hinaus ist 
die Übertragung per Glasfaser 
auch deutlich sicherer, zuverläs-
siger und energieeffizienter als al-
ternative Technologien.

Flexibilitätsgarantie und 
30 Euro Online-Rabatt

Eine weitere Besonderheit im 
Angebot ist die Online-Flexibi-
litätsgarantie. Dank ihr können 
Kunden die Surf&Fon-Flats 300 
sowie 600 unverbindlich testen 
und bei Wunsch nach sechs Mo-

naten in einen kleineren Tarif 
(mind. Surf&Fon-Flat 100) wech-
seln. Dementsprechend kosten 
die Tarife 100, 300 und 600 in den 
ersten sechs Monaten jeweils nur 
14,90 Euro. Ab dem siebten Mo-
nat beträgt der Preis pro Mo-
nat nur 39,90 Euro für die 100er 
Surf&Fon-Flat, 44,90 Euro für die 
300er Surf&Fon-Flat und 59,90 
Euro für die 600er Surf&Fon-Flat. 
Bei allen drei Tarifen erhalten 
Kunden einen Online-Vorteil von 
30 Euro. Neukunden, die sich 
jetzt für einen Tarif von M-net 
entscheiden, sparen zudem den 
einmaligen Bereitstellungspreis 
– egal ob der Tarif online oder im 
Shop abgeschlossen wird. Dies 
entspricht einem weiteren Kos-
tenvorteil von fast 50 Euro.

Komfort-Anschluss  
jetzt immer inklusive

Um die Komplexität im Sorti-
ment zu verringern, hat jeder Ta-
rif im Gigabit Portfolio 2020 ab so-
fort den Komfort-Anschluss mit 
Telefon-Flat inklusive. Der Vor-
teil: Der Anschluss bietet zusätz-
liche Leistungen wie zwei Leitun-
gen (Sprachkanäle), standardmä-
ßig drei Rufnummern (auf Wunsch 
erweiterbar auf bis zu 10 Rufnum-
mern) und zusätzliche Leistungs-
merkmale wie Anklopfen, Rück-
frage/Makeln und Dreierkonfe-
renz. Für den Komfort-Anschluss 
empfiehlt M-net die HomeBox 
Komfort. Sie ist mit den Surf&-
Fon-Flat Tarifen 300 und 600 ohne 
Zusatzkosten erhältlich und kos-
tet im Tarif Surf&Fon-Flat 100 nur 

4,90 Euro zusätzlich pro Monat.

Fernsehspaß und Spezialtarife

Generell gilt: Je hochwertiger 
der Anschluss, desto mehr Zu-
satzleistungen sind inbegriffen. 
Die Surf&Fon-Flat 1000 mit ei-
nem Gigabit pro Sekunde Down-
loadgeschwindigkeit ist erstmals 
für unter 100 Euro verfügbar. 
Mit diesem Tarif ist der Premium 
WLAN-Router „HomeBox Kom-
fort“, das Fernsehangebot TVplus 
sowie das HD-Paket ohne weite-
re Zusatzkosten erhältlich. Im Ta-
rif 600 bietet M-net bei der Bu-
chung von TVplus für nur 4,90 
Euro pro Monat das HD-Paket 
kostenfrei dazu an. Wer den Ta-
rif Surf&Fon-Flat 300 abschließt, 
kann den vollen Fernsehgenuss 
mit den Zusatz-Optionen TVplus 
und HD-Paket für jeweils nur 4,90 
Euro pro Monat direkt dazu wäh-
len. Auch die speziellen Tarife 
für Gamer oder junge Nutzer hat 
M-net überarbeitet: Ganz neu ist 
die Surf-Flat 300 GAMER für nur 
34,90 Euro monatlich. Die Surf-
Flats 100 GAMER und 100 YOUNG 
sind ab sofort für nur 29,90 Euro 
pro Monat verfügbar.

M-net bietet jede Surf&Fon- 
Flat für 5 Euro weniger pro Monat 
auch als reine Surf-Flat ohne Tele-
fonie. Alle Tarife sind Online un-
ter www.m-net.de, in den M-net 
Shops und Partnershops vor Ort, 
bei den M-net Serviceberatern im 
Außendienst und direkt per Tele-
fon bestellbar. Die Verfügbarkeit 
ist abhängig von der Art der Ge-
bäudeerschließung.

Geschäftskunden: Starke  
Gigabit-Anschlüsse nun 
auch für kleine Unternehmen

Nicht nur Privatkunden kön-
nen künftig höhere Bandbreiten 
bei M-net buchen. Auch für Ge-
schäftskunden mit einem Pre-
mium IP-Anschluss stehen künf-
tig Bandbreiten von bis zu 1.000 
Mbit/s im Downstream und 300 
Mbit/s im Upstream zur Verfü-
gung. Im ersten Schritt stehen die 
neuen Geschäftskunden-Angebo-
te für Mehrgeräte-Anschlüsse mit 
bis zu zehn Einzelrufnummern zur 
Verfügung, ab September 2020 
auch für Anlagen-Anschlüsse mit 
Durchwahlrufnummern.

Mit der Einführung der neuen 
Tarife gestaltet M-net seine Ge-
schäftskunden-Angebote noch 
attraktiver und ermöglicht es 
auch kleinen Unternehmen wie 
Architekturbüros, Anwaltskanz-
leien oder Arztpraxen, höchste 
Bandbreiten zu nutzen. So kostet 
der M-net Premium IP 1000 nur 
99,90 Euro pro Monat zuzüglich 
Mehrwertsteuer.

Im Gegensatz zu Privatkunden- 
anschlüssen verfügen Geschäfts-
kundenanschlüsse über Busi-
ness-Optionen wie eine feste 
IP-Adresse, fest vereinbarte Ent-
störzeiten und persönliche An-
sprechpartner. r

Bundesnetzagentur:

Jahresbericht zu 
Breitband und Mobilfunk

Detaillierte Ergebnisse ihrer Breitbandmessung 2019 sowie Fakten 
zum Mobilfunkausbau hat die Bundesnetzagentur in ihrem Jahresbe-
richt veröffentlicht. Laut Präsident Jochen Homann „zeigen sich gegen-
über den Vorjahren erneut wenige Veränderungen. Über alle Band-
breiteklassen und Anbieter hinweg erreichen Kunden oft nicht die 
maximale Geschwindigkeit, die ihnen in Aussicht gestellt wurde. Somit 
besteht nach wie vor Handlungsbedarf bei den Breitbandanbietern.“

Laut Jahresbericht erhielten im  
Download 70,1 % der Nutzer 
(2017/2018: 71,3 %) bei statio-
nären Breitbandanschlüssen min-
destens die Hälfte der vertraglich 
vereinbarten maximalen Daten-
übertragungsrate. Bei 16,4 % der 
Nutzer (2017/2018: 12,0 %) wur-
de diese voll erreicht oder über-
schritten. 

Die Ergebnisse fielen zwischen 
den einzelnen Bandbreiteklassen  
und Anbietern wieder unter-
schiedlich aus. Die meisten Kun-
den waren auch im aktuellen 
Berichtszeitraum mit der Leis-
tung des Anbieters zufrieden 
(Noten 1 bis 3). Ihr Anteil ist mit 
61,4 % weiterhin leicht rückläufig 
(2017/2018: 62,0 %).

Auf dem Breitbandmarkt wur-
den im Jahr 2019 verstärkt An-
schlüsse mit hohen vermarkteten 
Bandbreiten nachgefragt. Von den 
35,1 Mio. aktiven Breitbandan-
schlüssen in Festnetzen erhöh-
te sich der Anteil der gebuchten 
Anschlüsse mit mindestens 100 
Mbit/s 2019 auf rund 26 Prozent 
(2018: knapp 20 Prozent). Eine 
vermarktete Bandbreite von min-
destens 1 Gbit/s wiesen zu diesem 
Zeitpunkt ca. 0,2 Mio. Anschlüsse 
auf. Noch 2,9 Mio. Breitbandkun-
den nutzten Ende 2019 Anschlüs-
se mit einer vermarkteten Daten-
rate von weniger als 10 Mbit/s.

Beim Ausbau der Mobilfunk-
netze ist die Zahl der Funkbasis-
stationen 2019 auf 190.595 an-
gestiegen (Ende 2018: 181.640), 
davon 62.567 LTE-Basisstatio-
nen (2018: 54.911). 57.457 Basis-
stationen entfielen auf UMTS/3G 
(2018: 57.180) und 70.432 auf GS-
M/2G (2018: 69.549). Zudem wur-
den 139 5G-fähige Basisstationen 
in Betrieb genommen. In der Pra-
xis werden vielfach Basisstatio-
nen eingesetzt, die unterschiedli-
che Technologien wie GSM, UMTS 
und LTE abdecken. Ende 2019 be-
trägt die Zahl der Antennenstand-
orte daher 81.282.

Die Digitalisierung hat zur Folge, 
dass das Datenvolumen in Fest- 
und Mobilfunknetzen erneut ge-
stiegen ist. 2018 betrug das im 
Festnetz erzeugte Datenvolumen 
rund 46.000 Mio. GB. Vorläufige 
Berechnungen prognostizieren für 
2019 ein Gesamtvolumen von et-
wa 52.000 Mio. GB. Dies entsprä-
che einem durchschnittlichen Da-
tenverbrauch in Höhe von ca. 124 
GB pro Nutzer. Im Mobilfunk fal-
len die jährlichen Zuwachsraten 
mittlerweile etwas geringer aus. 

Eine baldige Sättigung ist dennoch 
nicht absehbar. 2019 wurden über 
die Mobilfunknetze rund 2.757 
Mio. GB Daten übertragen, im 
Vorjahr waren es 1.993 Mio. GB.
Die Nutzung von SMS ist weiter 
rückläufig. 2019 wurden 7,9 Mrd. 
SMS versendet, (2018: 8,9 Mrd.). 
Fakt ist: Die Netzabdeckung mit 
Mobilfunk entspricht in Deutsch-
land weiterhin nicht dem Stan-
dard, den die Bürger vieler ande-
rer europäischer Staaten gewohnt 
sind. Auch der Landkreis Schwein-
furt ist davon betroffen. Landrat 
Florian Töpper begrüßt daher das 
nun angekündigte Vorgehen der 
Bundesnetzagentur. Diese hat die 
Mobilfunknetzbetreiber aufgefor-
dert, die Versorgungsauflagen, die 
bis Anfang 2020 hätten erfüllt sein 
sollen, bis spätestens 31. Dezem-
ber 2020 vollständig nach zu erfül-
len. Für den Fall, dass die vollstän-
dige Erfüllung nicht fristgerecht 
erreicht wird, hat die Bundesnetz-
agentur angekündigt Zwangsgel-
der festzusetzen oder Geldbußen 
verhängen zu wollen.

Töpper zufolge „haben die Mo-
bilfunkanbieter, obwohl sie dafür 
fast fünf Jahre Zeit hatten, es nicht 
geschafft, die Autobahnen und 
Schienenstrecken vollständig mit 
Mobilfunk zu versorgen. Bei künf-
tigen Versteigerungen von Mobil-
funklizenzen müssen kürzere und 
verbindlichere Zwischenziele vor-
gegeben werden, damit endlich 
auch in den Landkreisen flächen-
deckend mobiles Internet bereit-
gestellt wird.“

Die Versorgungsauflagen sahen 
vor, dass bis Anfang 2020 bundes-
weit mindestens 98 Prozent der 
Haushalte sowie die Hauptver-
kehrswege (Bundesautobahnen 
und Schienennetz) mit Mobilfunk 
versorgt hätten sein müssen. Wei-
tergehende Versorgungsauflagen, 
etwa bezogen auf die gesamte Flä-
che oder auf Bundes- und Staats-
straßen, wurden bisher vom Bun-
desministerium für Verkehr und 
Infrastruktur und der Bundesnetz-
agentur nicht bei der Vergabe von 
Mobilfunklizenzen eingefordert.

Aus Sicht von Landrat Töpper 
muss der ländliche Raum auch bei 
dieser Infrastruktur gleichwerti-
ge Entwicklungschancen haben. 
Er bekräftigt die Forderung des 
Deutschen Landkreistags, dass 
weitergehende Versorgungsauf-
lagen oder ein verpflichtendes 
nationales Roaming bei künftigen 
Lizenzversteigerungen erfolgen 
sollen. DK

Open Source in Kommunen
Ergebnisse einer KGSt-Umfrage mit Unterstützung des Deutschen Städtetags und der Vitako

Die öffentliche Verwaltung in Deutschland ist sowohl auf Bundes- und 
Länderebene als auch auf kommunaler Ebene zunehmend abhängig 
von einzelnen Software-Anbietern. Dies kann den Handlungsspiel-
raum bei Beschaffung, Entwicklung und Einsatz von Informations- 
und Kommunikationstechnologie einschränken und damit die sog. 
digitale Souveränität der öffentlichen Verwaltung gefährden.

Ob und warum die kommuna-
le Ebene eine Abhängigkeit von 
Software- und Cloud-Anbietern 
sieht und welche Konsequenzen 
diese mit sich bringt, war Kern ei-
ner Umfrage der KGSt mit Unter-
stützung des Deutschen Städteta-
ges und der Vitako. An der Umfra-
ge nahmen insgesamt 162 Stadt-, 
Kreis- oder Gemeindeverwaltun-
gen bzw. kommunale Rechen- 
zentren teil.

Das Ergebnis zeigt, dass ca. 23 
Prozent der Befragten die Abhän-
gigkeit von Software- oder Cloud- 
anbietern als „sehr kritisch“ be-
werten, 35 Prozent bewerten sie 
als eher kritisch und noch 29 Pro-
zent als teilweise kritisch. Nach 
Ansicht der teilnehmenden Kom-
munen und Rechenzentren fällt 
die „fremdgesteuerte Innovation“ 
bei den „Schmerzpunkten“ am 
stärksten ins Gewicht. 

Durch die Einführung neuer Pro-
duktversionen ohne Wahlmöglich-
keit lässt sich beispielsweise nicht 
steuern, welche Funktionen und 
Features es für den digitalen Ar-
beitsplatz vor Ort wirklich braucht 
oder eben nicht braucht. Dies kann 
außerdem zu Problemen beim Be-
trieb von Fachapplikationen füh-
ren, die in einem immer komple-
xeren Netz aus in Verbindung ste-
henden Anwendungen viel Auf- 
klärungsaufwand bedeuten kön-
nen. 

Erst danach geben die befrag-
ten Kommunen an, dass die recht-
liche Unsicherheit, beispielswei-
se im Bereich des Datenschutzes, 
problematisch ist. Gerade die ver-
mehrten „Cloud Only“-Strategien 
vieler Hersteller trügen dazu bei.

Durch den Einsatz proprietä-
rer Software kann eine Verwal-
tung auch in ihrer Flexibilität ein-

geschränkt sein, weil etwa Kom-
patibilitäten zu Drittanbietern 
fehlen oder nur mit erhöhtem 
Aufwand und eingeschränkter 
Funktionalität hergestellt werden 
können. Auch dieser Schmerz-
punkt wird von den teilnehmen-
den Kommunen und Rechenzen-
tren angegeben. Es folgen ggf. 
unkontrollierbare Kosten durch 
nicht transparente Lizenzmodel-
le. Im Zusammenhang mit den 
Cloud-Strategien sind einige Preis- 
und Lizenzmodellanpassungen für 
den Auftraggeber schwerer steu-
erbar. Hinzu kommt die Gefahr 
eines Vendor-Lock-In. Dieser be-
schreibt eine mögliche Abhän-
gigkeit vom Cloud-Anbieter. Das 
Schlusslicht möglicher Schmerz-
punkte bildet die Informationssi-
cherheit.

Kein einheitliches Bild

Gleichzeitig hat die Umfrage  
aber auch gezeigt, dass gerade in 
„anwendernahen“ Bereichen häu-
fig noch von Open-Source-Soft-
ware (OSS) abgesehen wird. Die 
Nutzerakzeptanz und -gewohn-
heit ist bei proprietärer Software 
offenbar höher bzw. wird höher 
eingeschätzt. 

Im Bereich der IT-Infrastruk-
tur in „anwenderferneren“ Berei-
chen setzen dagegen viele Verwal-
tungen und Rechenzentren bereits 
erfolgreich OSS ein. Laut Umfrage 
wird damit experimentiert und ge-
testet. Die kommunale IT zeigt sich 
also grundsätzlich offen gegen-
über „Open Source“, zumindest so 
lange, wie sie in ihrem „Revier“ ar-
beitet und nicht auf die Unterstüt-
zung und Akzeptanz der Fachberei- 
che und Nutzenden angewiesen 
ist.

Viele Fachverfahren sind stand- 
ardmäßig nur mit gängigen, pro-
prietären Produkten kompati-
bel. Auch das ist aktuell noch ein 
Hemmschuh für den vermehrten 
Einsatz von Open Source. Offe-
ne Standards und Schnittstellen 
sind daher ein wichtiger Schritt in 
Richtung Open Source. Erst wenn 
an dieser Stelle mehr Flexibilität 
gegeben ist, scheint auch ein in-
tensiverer Einsatz von OSS realis-
tisch. 

Rund die Hälfte der befragten 
Kommunen und Rechenzentren 
gibt an, dass Open Source für sie 
im Beschaffungs- und Vergabe-
verfahren keine besondere Rolle 
spielt. Knapp 40 Prozent der be-
fragten Kommunen und Rechen-
zentren führt eine bedarfsgetrie-
bene Recherche nach Lösungen 
durch. OSS wird in diesem Zuge 
auf ihre Eignung geprüft und ggf. 
gezielt beschafft und eingesetzt. 

Die Nutzerstimmen zur Befra-
gung zeigen, dass aktuell häu-
fig die proprietäre Software auf-
grund einer höheren Funktionali-
tät und Kompatibilität den Vorzug 
erhält. Gerade für kleine Kommu-
nen sei es schwieriger, einen Zu-
gang zu Open Source-Produk-
ten zu erhalten. Gerade hier fehl-
ten Know-how und Kapazitäten 
für das Erproben, Weiterentwi-
ckeln und den Support. Hier biete 
der Einsatz proprietärer Software 
Vorzüge. Gleichzeitig wurde dar-
auf hingewiesen, dass ein sukzes-
siver, vermehrter Einsatz von OSS 
nur durch größere Zusammen-
schlüsse gelingen kann. 

Fazit: Die Dringlichkeit des The-
mas wird erkannt, aber ein Um-
stieg als schwer umsetzbar emp-
funden. Ein klares, einheitliches 
Bild „pro“ oder „contra“ Open 
Source gibt es unter den befrag-
ten Kommunen und Rechenzent-
ren nicht. Für viele Verwaltungen 
stellt sich die Frage, wie ein dau-
erhafter Support und eine Wei-
terentwicklung der OSS gelin-
gen kann. DK
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Weniger Spurenstoffe 
durch Ozonung

Die Wasserwirtschaft warnt vor der zunehmenden Belastung der Ge-
wässer durch Schadstoffe und insbesondere Spurenstoffe. Dabei sind 
kommunale Kläranlagen für viele anthropogenen Spurenstoffe ein 
wesentlicher Eintragspfad in den Wasserkreislauf. Diskutiert wird in 
diesem Zusammenhang, ob die generelle Einführung einer vierten 
Reinigungsstufe in den Anlagen sinnvoll ist oder eine Stärkung des 
Verursacherprinzips sich besser für den Gewässerschutz eignet. Am 
Standort Weißenburg in Bayern wurden wichtige Prozessparameter 
einer großtechnischen vierten Reinigungsstufe gewonnen.

Chemische Substanzen, die in 
geringsten Konzentrationen vor-
kommen, stehen seit einigen Jah-
ren im Fokus von Wissenschaft 
und Wasserwirtschaft, denn auf-
grund der Fortschritte in der Ana-
lytik können Wissenschaftler in-
zwischen geringste Stoffkonzent-
rationen in der Umwelt nachwei-
sen. Viele Spurenstoffe gelangen 
mit dem Abwasser der Haushalte 
in die kommunalen Kläranlagen.

Die in Kläranlagen eingesetzten 
biologischen Aufbereitungsverfah- 
ren können zwar einige organi-
sche Spurenstoffe im Abwasser re-
lativ gut beseitigen. Andere Subs-
tanzen dagegen, darunter auch 
Arzneimittel, werden nicht oder 
nur ungenügend entfernt. Daher 
werden bundesweit Verfahren 
der vierten Reinigungsstufe er-
probt, die Spurenstoffe zum Bei-
spiel durch Ozon oder Aktivkohle 
aus dem Abwasser entfernen. 

Pilotprojekt in Weißenburg

In Bayern wurden vor allem se-
kundäre Mikroplastik-Partikel im 
Chiemsee, Starnberger See, Am-
mersee und Altmühlsee festge-
stellt. Der Freistaat verfolgt ei-
ne schrittweise Vorgehensweise 

hinsichtlich des Umgangs mit an-
thropogenen Spurenstoffen und 
der Frage der Notwendigkeit ei-
ner vierten Reinigungsstufe. Dazu 
hat die Stadt Weißenburg im Rah-
men eines Pilotprojektes mit För-
derung des Freistaates Bayern auf 
der Kläranlage Weißenburg (Aus-
baugröße 35.000 EW) eine groß-
technische Anlage zur Elimination 
von Spurenstoffen errichtet. Trä-
ger des Vorhabens ist die Stadt 
Weißenburg.

Ausschlaggebend für die Aus-
wahl des Standortes war, neben 
den guten Voraussetzungen für die 
Umsetzbarkeit auf der Kläranlage, 
vor allem die Einleitung des Abwas-
sers in die Schwäbische Rezat, die 
aufgrund der niedrigen Abflüsse als 
wasserwirtschaftlich sensibles Ge- 
wässer gilt.

Deutlich höhere 
Reduktionsraten

Das Pilotprojekt in Weißenburg 
startete im Mai 2014 mit dem Ziel 
praktische Erkenntnisse zu Be-
messung, Betrieb und der Leis-
tungsfähigkeit sowie zu den wich-
tigsten Prozessparametern einer 
großtechnischen vierten Reini-
gungsstufe zu gewinnen. Weite-

re wesentliche Zielsetzungen in 
diesem Pilotvorhaben waren die 
Auswirkungen der vierten Reini-
gungsstufe auf die Zustände im 
Gewässer vor und nach der Inbe-
triebnahme zu untersuchen. Die 
Ergebnisse wurden im vergange-
nen Jahr in einem Abschlussbe-
richt zusammengefasst. Im Hin-
blick auf die Reinigungsleistung in 
der vierten Reinigungsstufe zeig-
te sich die Kombination von Ozo-
nung mit einer nachgeschalteten 
Adsorptionsstufe am wirksams-
ten. Im Vergleich zu den Einzel-
verfahren konnten deutlich hö-
here Reduktionsraten bei Spuren-
stoffen erzielt werden. So wurde 
eine gemittelte Elimination der 
zwölf Indikatorsubstanzen von 
rund 92 Prozent erreicht. Die vier-
te Reinigungsstufe in Weißenburg 
ist so ausgelegt, dass etwa 86 Pro-
zent der Jahresabwassermenge 
behandelt werden können. Damit 
ergab sich eine rechnerische Ge-
samtreduktion in der Kläranlage 
von 75 Prozent bzw. 82 Prozent im 
Jahresdurchschnitt. 

Wirtschaftlichkeit belegt

Nach circa einem Jahr Optimie-
rungsphase wurde am Standort 
Weißenburg ein Zustand erreicht, 
der es dem Betreiber ermöglich-
te, die Anlage betriebssicher wei-
ter zu betreiben. Zur Einstellung 
eines dauerhaft sicheren Betrie-
bes muss das Verhalten der An-
lagen- und Messtechnik weiter 
überprüft werden. Optimierungs-
potenziale bestehen insbesonde-
re bei den optischen Messgerä-

ten, der Ozonanlage (Vermeidung 
von Stillstandzeiten) sowie bei der 
Regelung der Ozondosierung. Die 
untersuchte Verfahrenskombina-
tion sei somit technisch und wirt-
schaftlich umsetzbar, lautete das 
Fazit im Abschlussbericht. 

EU in der Pflicht

Eine Deloitte-Studie im Auf-
trag des europäischen Wasser-
verbands EurEau kommt zu dem 
Schluss, dass die Umweltbelas-
tung durch Mikroverunreinigun-
gen europaweit besser reduziert 
werden könnte, wenn die EU die 
bestehenden Rechtsvorschriften 
konsequenter umsetzen würde. 
Der Umweltausschuss des Euro-
paparlaments (ENVI) erklärte An-
fang März 2020 in einer Entschlie-
ßung, dass die EU-Maßnahmen 
für eine vernünftigere Verwen-
dung und Entsorgung von Arz-
neimitteln ergreifen sollte, um Ri-
siken für die Umwelt und die öf-
fentliche Gesundheit zu minimie-
ren. Gleichzeitig forderte er neue 
Maßnahmen zur Bekämpfung der  
Umweltbelastung durch Arznei-

mittel. Hintergrund ist die im 
März 2019 von der Europäischen 
Kommission vorgelegte Arznei-
mittel-Strategie. 

Kunststoff  
erfolgreich entfernt 

Das Umweltbundesamt (UBA) 
hat sich dem Thema der Duftstof-
fe aus Wasch- und Reinigungsmit-
teln, die in die Kläranlagen gelan-
gen, gewidmet. Sie sollten nach 
Auffassung des UBA systematisch 
recherchiert und dokumentiert 
werden. Die Entfernung von Kunst-
stoff einschließlich Mikroplastik 
aus Abwasser durch Kläranlagen 
mit biologischer Reinigungsstufe 
ist dem UBA zufolge sehr erfolg-
reich - bei Mischwasserabschlägen 
und Abwasser aus der Trennka-
nalisation müsse die Behandlung 
aber verbessert werden. Von Be-
deutung ist aber auch das Verhal-
ten der Verbraucher. Eine Kampa-
gne in Nordrhein-Westfalen setzt 
beispielsweise beim Problembe-
wusstsein der Bevölkerung an.

Die Bundesregierung bereitet 
aktuell Maßnahmen vor, um Flüs-

se und Seen in Deutschland bes-
ser vor Spurenstoffen zu schüt-
zen. In einer einjährigen Pilotpha-
se sollen im Rahmen von Run-
den Tischen erste Maßnahmen 
bundesweit entwickelt und test-
weise umgesetzt werden. So er-
hält die Kläranlage Tübingen ei-
ne Ozonungsanlage, die Spuren-
stoffe aus dem Abwasser heraus-
filtert. Auch Baden-Württemberg 
plant den Ausbau der vierten Rei-
nigungsstufe zur Spurenstoffeli-
mination in den kommenden Jah-
ren weiter vorantreiben.

Das baden-württembergische 
Umweltministerium hat sich be-
reits im August 2019 zur großflä-
chigen Belastung des Bodens und 
des Grundwassers in Mittelba-
den durch poly- und perfluorierte 
Chemikalien (PFC) geäußert. Nach 
Ansicht des Ministeriums sei die 
Verunreinigung nicht nur in qua-
litativer, sondern auch in quanti-
tativer Hinsicht ein Problem. Ei-
ne großflächige Sanierung der be-
lasteten landwirtschaftlichen Flä-
che von derzeit knapp 900 Hektar 
sei jedoch mit verhältnismäßigen 
Mitteln nicht möglich. red

DWA-Positionen:

Europäische Kommunalabwasser- 
Richtlinie in der Evaluation

Die Europäische Kommunalabwasserrichtlinie wird von der  
Europäischen Kommission evaluiert („Fitness Check“). Im Rah-
men dieses Prozesses bringt die DWA in einem Positionspapier 
Forderungen für eine Weiterentwicklung der Richtlinie in Rich-
tung eines sachgerechten und zukunftsweisenden Gewässer-
schutzes in die Diskussion ein.

Die Reduzierung des Nährstof-
feintrags in die Gewässer ist we-
sentlich, um einen guten ökologi-
schen Gewässerzustand nach der 
Wasserrahmenrichtlinie zu errei-
chen. Daher sollte aus DWA-Sicht 
die gezielte Stickstoff- und Phos-
phorelimination europaweit für 
größere Kläranlagen Standard 
werden. Dadurch könnten auch 
Synergien im Hinblick auf eine 
Verminderung von Spurenstoffen 
erzielt werden. Hierdurch wür-
den gleichzeitig deutlich mehr re-
levante Spurenstoffe in den Klär-
anlagen zurückgehalten, wie wis-
senschaftliche Studien belegen.

Europaweit einheitlich formu-
lierte Anforderungen zur Nieder-
schlagswasserbehandlung sind 
derzeit noch nicht sachgerecht 
und sollten den Mitgliedsstaaten 
überlassen bleiben. Notwendig 
sei jedoch, dass die Grundsätze  
einer Regenwasserbewirtschaf-
tung bzw. eines Regenwasserma-
nagements europaweit einheitlich 
klarer zum Ausdruck kommen. 

Wassersensible Gestaltung

Maßnahmen, für die die Mit-
gliedsstaaten nach einer ange-
passten Richtlinie Anreize schaf-
fen sollten, seien solche mit de-
zentralem Regenwasserrückhalt, 
Versickerung, Verdunstung, Re-
genwassernutzung, verzögerte 
(offene) Ableitung zur Reduzie-
rung/Begrenzung der Regenwas-
serabflüsse in die Kanalisation 
einschließlich der Schmutzfrach-
ten sowie die fallspezifische Be-
handlung verschmutzter Regen-
wasserabflüsse in der Trennkana-
lisation. Dabei könnten die Mit-
gliedstaaten nach dem Vorbild 
der EU-Hochwasserrichtlinie ver-
pflichtet werden, entsprechen-
de Managementpläne vorzuse-
hen. In diesem Zusammenhang 
lassen sich auch Synergien für ei-
ne wassersensible Gestaltung ur-
baner Räume und damit für ei-
ne verbesserte Anpassung an die 
Auswirkungen des Klimawandels 
erzielen (z. B. im Zusammenhang 
mit Sturzfluten).

Die zunehmende Verschmut-
zung der Umwelt durch Plastik 
stellt ein Problem dar, das gelöst 
werden muss. Die DWA begrüßt 
daher die intensiven quellenbe-
zogenen Maßnahmen auf euro-
päischer Ebene im Rahmen der 
Plastikstrategie, weil sie auf Ver-
meidung abzielt. Bei dem ver-

stärkt wahrgenommenen Pro-
blem der Verschmutzung durch 
Mikroplastik müssten allerdings 
noch erhebliche Wissenslücken 
geschlossen werden. Dazu sei-
en zunächst harmonisierte und 
standardisierte Mess- und Ana-
lyseverfahren sowie einheitliche 
Begriffe zu entwickeln. Hierbei 
sei eine internationale Verständi-
gung wünschenswert. 

Problem Mikroplastik

In Kläranlagen werden regel-
mäßig zwischen 95 und über 99 
Prozent der zufließenden Mikro-
plastikfracht entfernt. Der Plas-
tikanteil im Abwasserstrom geht 
bei einer Behandlung weitgehend 
in den Klärschlamm über. Für 
den Bereich der landwirtschaft-
lichen Klärschlammverwertung, 
der in Deutschland aufgrund der 
Umsetzung der neuen Abfallklär-
schlammverordnung sehr stark 
zurückgeht, müsse durch geeig-
nete Maßnahmen der Qualitätssi-
cherung ein weitgehender Schutz 
vor Einträgen von Plastik in die 
Umwelt erfolgen. 

Die Vorgaben der Düngemit-
telverordnung sehen bereits vor,  
dass Fremdbestandteile aus 
Kunststoff deutlich reduziert 
werden oder innerhalb bestimm-
ter Fristen abbaubar sein müs-
sen. Alternativ sollte der Klär-
schlamm energetisch verwer-
tet werden, da Plastikteilchen im 
Verbrennungsprozess sicher ent-
sorgt werden können. Aus Sicht 
der DWA sind Regelungen zu Mi-
kroplastik in der Kommunalab-
wasserrichtlinie nicht sachge-
recht. Schließlich sollten Kunst-
stoffe durch umweltverträgliche 
Materialien oder Verfahren er-
setzt oder Kunststoffe recycling-
fähig produziert und gleichwertig 
wiederverwendet werden. 

Stoffeinträge aus der Herstel-
lung und Verwendung pharma-
zeutischer, industrieller und kos-
metischer Produkte gelangen in 
die Gewässer. Aus Gründen ei-
nes besseren Gewässerschut-
zes fordert die DWA eine aktive 
Politik zur Vermeidung bzw. Ver-
ringerung von schädlichen Stof-
feinträgen. Dort wo gewässer-
bezogen oder nutzungsbezogen 
Handlungsbedarf besteht, kön-
ne die Errichtung weitergehen-
der Reinigungsstufen auf kom-
munalen Kläranlagen sinnvoll 
sein. Soweit Gewässerverunrei-

nigungen überwiegend aus dif-
fusen Quellen resultieren, d. h. 
über atmosphärische Wege, Ero-
sion oder die Bodenpassage ein-
getragen werden, bedürfe es an-
derer wirksamer Maßnahmen. 

Abwasserbehandlungsanlagen 
zählen zu den großen kommuna-
len Stromverbrauchern. Deshalb 
sei es gerechtfertigt, in einer wei-
terentwickelten Richtlinie über 
die Behandlung von kommuna-
lem Abwasser (UWWTD) festzu-
legen, dass Techniken eingesetzt 
werden sollen, die bei vergleich-
barer Reinigungsleistung und ver-
gleichbarem Betriebsaufwand 
energieeffizient sind. 

Ausdrücklich spricht sich die 
DWA gegen die Einführung von 
Energieeffizienzklassen für Klär-
anlagen aus, da die Rahmenbe-
dingungen für die Anlagen zu un-
terschiedlich und damit nicht ver-
gleichbar seien. Mit dem Arbeits-
blatt DWA-A 216 „Energiecheck 
und Energieanalyse – Instrumen-
te zur Energieoptimierung vom 
Abwasseranlagen“ lägen techni-
sche Festlegungen vor, mit denen 
die Energieeffizienz von Abwasse-
ranlagen sachgerecht verbessert 
werden kann.

Monitoring weiterentwickeln

Die Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft setzt sich zu-
dem für eine sachgerechte Wei-
terentwicklung des Monitorings 
nach der UWWTD ein. Dies be-
deutet, dass danach künftig  
Mischwasserüberläufe erfasst 
werden sollten, idealerweise nach 
Anzahl und Zeitraum. Hierdurch 
ließen sich Rückschlüsse auf die 
Relevanz für die jeweiligen Ge-
wässer ziehen. 

„Bei der Weiterentwicklung 
des Gewässerschutzes nach der 
UWWTD muss der unterschiedli-
che Stand der Abwasserbehand-
lung in den Mitgliedsstaaten mit 
einer zukunftsfähigen Anpassung 
in den Einklang gebracht wer-
den“, heißt es in dem Papier. Auch 
sei gut ausgebildetes Personal für 
eine ordnungsgemäße Abwasser-
reinigung in gleicher Weise be-
deutend, wie die Ausrüstung der 
technischen Anlagen. 

Wenn die Kommunalabwas-
serrichtlinie Mindestanforderun-
gen an eine geordnete Abwasser-
ableitung und Behandlung stellt, 
sollte im Rahmen der Weiterent-
wicklung und unter Beachtung 
des Subsidiaritätsprinzips auch 
ein erster Schritt hin zu einer eu-
ropäisch einheitlichen Qualifika-
tion des Anlagenpersonals ge-
gangen werden. Dies gelte insbe-
sondere für die technische Füh-
rungskraft. DK

Projekt Wasserschutzbrot 
erfolgreich

Die Regierung von Unterfranken hat im Rahmen der Aktion 
Grundwasserschutz – Trinkwasser für Unterfranken vor gut fünf 
Jahren das Projekt Wasserschutzbrot initiiert. Es ist ein Modell-
projekt für eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Landwirt-
schaft, regionaler Verarbeitung und dem Lebensmittelhandwerk.

Das Prinzip ist einfach: Kon-
ventionelle Landwirte verzichten 
beim Anbau von Qualitätswei-
zen in wassersensiblen Gebie-
ten, zum Beispiel Einzugsgebiete 
der öffentlichen Trinkwasserver-
sorgung, auf die Stickstoff-Spät-
düngung. Hierdurch verringert 
sich die Gefahr der Nitratauswa-
schung ins Grundwasser. Mühlen 
aus der nahen Umgebung ver-
mahlen den „Wasserschutz-Wei-
zen“ zu „Wasserschutz-Mehl“. 
Familiengeführte, handwerkliche 
Bäckereien backen daraus Was-
serschutzbrot und weitere Back-
waren. Die anfängliche Skep-
sis seitens der Praxis hat sich 
nicht bewahrheitet: Das Wasser-
schutz-Mehl ist dank der richti-
gen Weizensorten auch mit ei-
nem geringeren Eiweißgehalt 
(circa elf Prozent) hervorragend 
backfähig.

Mittlerweile hat sich das Was-
serschutzbrot zu einer kleinen  
Erfolgsgeschichte entwickelt: 2019 
wurden auf 330 Hektar in Trink-
wasserschutzgebieten Ober-, Mit-

tel- und Unterfrankens rund 
2.300 Tonnen Winterweizen oh-
ne Qualitätsdüngung erzeugt und 
an die sechs beteiligten Mühlen 
geliefert. Das daraus gebackene 
Wasserschutzbrot und -gebäck 
fand in 28 Bäckereien mit über 
100 Verkaufsstellen sehr guten 
Absatz. Die Nominierung für die 
Top drei des Deutschen Nachhal-
tigkeitspreises Forschung zeigen, 
dass das Projekt durchaus Strahl-
kraft besitzt.

Kunde trägt zum Grund- 
und Trinkwasserschutz bei

Die Warteliste motivierter 
Landwirte zur Produktion von 
Wasserschutz-Weizen ist lang, 
gesucht werden derzeit vor allem 
Bäckereien, die in Zukunft Was-
serschutzbrot backen möchten. 
Auf Wunsch wird das Wasser-
schutzmehl kostenlos zum Tes-
ten zur Verfügung gestellt.

Viele Grundwasserschutz-Pro-
jekte sind für den Endverbrau-
cher schwer greifbar. Anders das 

Wasserschutzbrot: Durch die be-
wusste Kaufentscheidung in ei-
ner Wasserschutzbäckerei trägt 
der Kunde direkt zum Grund- 
und Trinkwasserschutz bei und 
erhält gleichzeitig ein regionales 
Produkt, dessen Herkunft trans-
parent bis zum Acker dargestellt 
werden kann.

Grundsätzlich benötigen Maß-
nahmen in der Landwirtschaft 
zum Schutz des Grundwassers 
– dieses hat ein langes Gedächt-
nis – jedoch ausreichend Zeit, um 
Wirkung in der Fläche zu entfal-
ten. Im Boden zeigen sich seit 
Jahren die deutlich niedrige-
ren Restnitratgehalte gegenüber 
herkömmlichem Backweizen. 
Entsprechend niedriger ist die 
Nitratbelastung des Grundwas-
sers unter diesen Flächen. Be-
sonders wertvoll sind die Maß-
nahmen deshalb vor allem in Ein-
zugsgebieten der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung. Bis da-
to sind zehn Wasserversorger als 
Partner am Projekt beteiligt.

Weitere Partner gesucht

In den nächsten Jahren sol-
len die Zahlen weiter gesteigert 
werden, deshalb werden weite-
re Partner, allen voran Bäcker 
im Projekt gesucht. Dies gilt für 
ganz Unterfranken. Es gibt viele 
gute Gründe, Wasserschutzbä-
cker zu werden: Der aktive Ein-
satz für den Schutz des Grund-
wassers und der Umwelt, die 
Einbindung in ein funktionie-
rendes Partner-Netzwerk, die 
Transparenz vom Acker bis zur 
Ladentheke, die Kommunika-
tion von Regionalität und Res-
sourcenschutz als Verkaufsargu-
ment (die Kommunikationsmit-
tel werden vom Projekt unent-
geltlich und individuell gestellt), 
die Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit durch das Projekt, die 
regionale Wertschöpfung und 
nicht zuletzt das gute Gefühl, 
das Richtige zu tun. r

Messdatenmanagement:

Regenbecken-Expert für Kommunen
Für Kommunen, Ingenieurbüros und Aufsichtsbehörden hat 
die DWA eine Software herausgebracht, die auf einfache Wei-
se Regenbecken-Daten importiert, darstellt und archiviert. 

Ob Regenüberlaufbecken, Regenklärbecken, Regenrückhal-
tegraben oder Retentionsbodenfilter: Der Regenbecken-Ex-
pert gibt beckenbezogen Auskunft über Füllstand, Einstau- 
und Entlastungsverhalten sowie Überfallhöhe und Entlas-
tungsmengen. Zugleich können eigene Regenschreiber und 
die öffentlich zugänglichen Daten des Deutschen Wetter-
dienstes integriert werden. Darüber hinaus enthält das sehr 
praxisorientierte Produkt bundesländer-spezifische Berichts-
vorlagen.

Eine kostenfreie Demoversion ist auf der DWA-Homepage 
unter www.dwa.de/software einsehbar. DK
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Auch im hessischen Bad Orb wird die neue Technologie seit April 
erfolgreich auf der Kläranlage eingesetzt. Bild: Jumbo Group

Jumbo Group smart dry GmbH:

Neue Wege bei der  
Klärschlammverwertung

Durch Belastungen mit Schadstoffen stellt insbesondere Klär-
schlamm die Betreiber von Kläranlagen vor Entsorgungsproble-
me. Mit der von ihr entwickelten Anlagentechnik ermöglicht die 
Jumbo Group smart dry GmbH mit Sitz im schwäbischen Butten-
wiesen die Umwandlung dieser Reststoffe in Wertstoffe.

In ihren Trocknungsanlagen 
wird dazu die nasse Biomasse in 
einem hocheffizienten Verfah-
ren getrocknet und in staubfreie, 
wiederverwendbare Pellets ge-
presst. Durch die Einbindung in 
den Abgasstrom eines vorhan-
denen BHKW, Gasbrennkammer 
oder Pyrolyse lässt sich die sonst 
ungenutzte thermische Ener-
gie im Trocknungsprozess ge-
winnbringend nutzen und redu-
ziert die Ausgangsmasse auf ei-

nen Bruchteil ihres Gewichts. Das 
Endprodukt in Pelletform lässt 
sich abhängig vom ursprüngli-
chen Material als organischer 
Dünger, Brennstoff, Einstreu, Ad-
ditive oder Tierfutter weiterver-
wenden.

Monitoringsystem

Spürbar erleichtert wird der 
Anlagenbetrieb durch den Ein-
satz eines (Echtzeit-)Monito-

ringsystems. Die fortlaufende, 
maschinelle Überwachung rund 
um die Uhr mit automatischer 
Fehlererkennung und Benach-
richtigung spart Personal- und 
Bereitschaftszeit und ermöglicht 
einen effizienteren und ertragrei-
cheren Betrieb. Die zentrale Da-
tenerfassung und Visualisierung 
quasi in Echtzeit erlaubt dem 
Betreiber tiefgehende und teils 
neue Einblicke in seine Anlagen-
technik, wodurch sich Störan-
fälligkeiten erkennen und künf-
tig vermeiden lassen. Die Vor-
teile und Ertragsverbesserun-
gen amortisieren Investitionen in 
die Business Intelligence bereits 
nach kurzer Zeit.

Sowohl innovativ als auch weg-
weisend stellt sich das erste Pilot-
projekt mit der Gemeinde Bissin-
gen (Landkreis Dillingen) dar. Vor 
gut drei Jahren wurde die Klär-
schlammtrocknung für die Markt-
gemeinde in Betrieb genommen. 
Im Einsatz ist ein Speed Rota-
tionstrockner für die Verarbei-
tung von 3.000 Tonnen abge-
presstem Klärschlamm. Dieser 
wird von 20 auf 90 Prozent Tro-
ckenmasse getrocknet und pel-
letiert. Dabei werden über 2.000 
Tonnen Wasser verdunstet und 
die Klärschlammenge auf gut 
600 Tonnen staubfreie Pellets 
reduziert.

Abgase als Energiequelle

Der Klärschlamm wird analog 
zu einer Biogasanlage in einem 
Faulturm ausgefault und es ent-
steht Methangas. Das Methan-
gas betreibt ein BHKW, das den 
Strom für die gesamte Kläranla-
ge produziert. Die heißen Abgase 
aus dem BHKW, die bislang unge-
nutzt in die Atmosphäre geführt 
wurden, dienen als Energiequelle 
für den Speed Rotationstrockner.

Auch im hessischen Bad Orb 
geht man inzwischen neue We-
ge bei der Klärschlammverwer-
tung: Mit der Ausschreibung und 
Vergabe an die Jumbo Group im 
vergangenen Jahr wurde ein leis-
tungsfähiger Partner für den Ei-

Stadtwerke Jena Netze GmbH:

Erfahrungen mit der  
Gütegemeinschaft Kanalbau

Als Partner des Zweckverbandes JenaWasser (KöR) kümmert 
sich die Stadtwerke Jena Netze GmbH um alle technischen An-
lagen zur Wasserver- und Abwasserentsorgung in Jena und über 
20 Städten und Gemeinden des Umlandes. Beim Abwassernetz 
ist Gunar Schmidt, Geschäftsführer der Stadtwerke Jena Netze 
GmbH, verantwortlich für alle Investitions- und Baumaßnahmen. 
Unterstützt wird er unter anderem von Werner Waschina, Stell-
vertretender Werkleiter von Jena Wasser und Bereichsleiter Ab-
wasser der Stadtwerke Jena GmbH. Die Stadtwerke Jena Netze 
haben eine eigene Tiefbauabteilung, die ein Gütezeichen Kanal-
bau RAL-GZ 961 für den Ausführungsbereich AK3 besitzt. 12 Mit-
arbeiter und eine gute maschinentechnische Ausstattung sind die 
Basis dafür, dass ein relativ angemessener Anteil an Baumaßnah-
men selbst ausgeführt werden kann. 

Im folgenden Interview ge-
ben Gunar Schmidt und Werner 
Waschina Einblicke in die Arbeit 
am Jenaer Kanalnetz, berichten 
über ihre Erfahrungen mit der 
Gütegemeinschaft Kanalbau und 
über das Arbeiten in Zeiten der 
COVID-19-Pandemie.

Wie ist es um die Qualität 
des Jenaer Kanalnetzes be-
stellt?

Waschina: Der Zweckver-
band JenaWasser betreibt 
zur Zeit 804 km Freispiegelka- 
näle. Davon sind 420 km seit 
1990 durch Neubau oder Erneu-
erung entstanden, so dass das 
mittlere Alter der Kanäle rund 
42 Jahre beträgt. Nur etwa 15 
% der Kanalisation muss derzeit 
in der kurz- und mittelfristigen 
Sanierungsplanung bearbeitet 
werden. Wir gehen bei den der-
zeitigen Baumaterialien und bei 
Güteschutz-betreuter Bauqua-
lität von einer technischen Nut-
zungsdauer von ca. 100 Jahren 
aus.

Welches sind die wesentli-
chen Herausforderungen, die 
beim Betrieb von Abwassernet-
zen – auch speziell in Jena – zu 
bewältigen sind?

Waschina: Der Zustand des 
gesamten Kanalnetzes wurde 
in einer Datenbank erfasst. Die 
Befahrungen mit der TV-Tech-
nik erfolgen in Eigenregie durch 
zertifizierte Fachkräfte im Zy-
klus der Thüringer Eigenkon-
trollverordnung (ThürAbwEK-
VO). Die planmäßige Reinigung 
erfolgt mit modernsten Hoch-
druckspülfahrzeugen. Derzeit wird 
das neue Kanalmanagementsys-
tem dahingehend ausgebaut, dass 
zunächst anhand der Daten aus 
der Datenbank eine Hochrech-
nung für Kanalsanierungskos-
ten kurz,- mittel- und langfristig 
über eine Software erfolgt. Da-
nach geht es in die zustandsab-
hängige Detailplanung, wobei 
auch Alterungsprognoseszena-
rien betrachtet werden. 

Wir müssen uns darauf ver-
lassen können, dass Erneue-
rung und Neubau in der geplan-
ten Qualität und der damit ver-
bundenen Nutzungsdauer erfol-
gen. Die Stadtwerke Jena Netze 
sichert uns dies durch die Mit-

gliedschaft im Güteschutz Ka-
nalbau und seine Fachkräfte ab, 
die gerade über diese Organi-
sation laufend als Vertreter des 
Bauherrn weitergebildet wer-
den.

Zukünftig rückt die Sanierungs-
planung in den Mittelpunkt. Je-
naWasser besitzt eine komplexe 
Generalentwässerungsplanung 
mit Schmutzfrachtberechnung, 
Zustandsbetrachtung, Hydrau-
lischer Betrachtung, einer Be-
trachtung zur Schwefelwasser-
stoffkorrosion und zur Starkre-
genvorsorge für die Stadt Jena, 
als auch alle größeren Gemein-
den im Verbandsgebiet. Die Pla-
nungen werden zyklisch entspre-
chend evtl. neuer Entwicklun-
gen oder gesetzlicher Vorgaben 
überarbeitet. Neue Herausfor-
derungen stellen auch die ge-
planten Verschärfungen zur Re-
genwasserbehandlung dar.

Herr Schmidt, was für Sie als 
Geschäftsführer der Organisa-
tionseinheit Netze wichtig, um 
eine effiziente Zusammenarbeit 
mit den Baupartnern sicherzu-
stellen?

Gunar Schmidt: Für mich 
kommt es hierbei besonders auf 
eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit an. Der Markt ist an-
gespannt genug, wir wickeln ge-
meinsam viele Aufträge ab und 
hier ist es wichtig, dass wir die 
von uns geforderte Qualität er-
reichen. Ich besuche einmal im 
Jahr ausgewählte Unternehmen 
in unserer Region und führe per-
sönliche Gespräche. Darüber hi-
naus versuchen auch wir als Un-
ternehmen – getreu dem Motto, 
was Du von anderen verlangst, 
dass musst Du auch selber er-
füllen – wichtige Qualifizierun-
gen aufzubauen und dies auch 
zu dokumentieren. So führen 
wir neben weiteren Zertifikaten 
zum Beispiel seit 2019 ein Güte-
zeichen der Beurteilungsgruppe 
AK 3.

Werden Ihre Ansprüche an 
die Qualität von den beteiligten 
Baupartnern unterstützt?

Schmidt: Ja, absolut. Wir nut-
zen u.a. das Thüga-Leistungsver-
zeichnis für nicht öffentliche Aus-
schreibungsverfahren, in dem ein 
Präqualifikationsverfahren vor-

geschrieben ist. Vor diesem Hin-
tergrund ist es uns sehr wichtig, 
dass Unternehmen, die wir be-
auftragen, entsprechende Quali-
fikationsnachweise vorlegen kön-
nen und auch über entsprechen-
de Referenzen verfügen.

Haben Sie den Eindruck, dass 
Qualifikationsnachweise wie 
ein Gütezeichen Kanalbau da-
bei helfen, die Qualität der Aus-
führung sicherzustellen?

Schmidt: Das ist absolut ziel-
führend. Man braucht Kriteri-
en, an denen man den Qualitäts-
anspruch fest machen kann und 
in dieser Hinsicht stellt die Gü-
tegemeinschaft Kanalbau mit 
dem Gütezeichen RAL-GZ 961 
geeignetes Werkzeug zur Ver-
fügung. Erfüllt ein Unterneh-
men die gestellten Anforderun-
gen der jeweiligen Beurteilungs-
gruppen, ist das für uns ein gu-
tes Indiz, dass wir fachlich gute 
Arbeit einkaufen. Unternehmen 
mit Gütezeichen – so unsere Er-
fahrung – arbeiten nicht nur bei 
einer Maßnahme zufriedenstel-
lend, sondern durchaus über ei-
nen längeren Zeitraum. Von da-
her vertrauen wir darauf, lang-
fristig Qualität zu bekommen.

Welche konkrete Unterstüt-
zung bietet Ihnen das Angebot 
der Gütegemeinschaft Kanal-
bau bei Ihrer Arbeit?

Schmidt: Wir greifen auf vie-
le Angebote der Gütegemein-
schaft zurück. Schulungen sind 
hier zu nennen, ebenso wie die 
Schriften und Regelwerke, die in 
einer bemerkenswerten Vielfalt 
und Aktualität zur Verfügung 
gestellt werden. Unsere Mitar-
beiter nutzen diese Angebote 
auch, um sich in Eigenregie wei-
terzubilden. Gerade in den letz-
ten Wochen unter dem Einfluss 
der COVID-19-Pandemie ist die 
Arbeit für viele digitaler gewor-
den. Die Berührungsängste mit 
dieser Form des Arbeitens sind 
verloren gegangen. Das wird 
sich auf die Nutzung der Ange-
bote der Gütegemeinschaft aus-
wirken, etwa auf den Bereich 
AKADEMIE.

Welchen Einfluss haben die 
Einschränkungen durch die CO-
VID-19-Pandemie auf die Arbeit 
Ihres Unternehmens?

Schmidt: Wir haben einen 
Pandemieplan in mehreren Stu-
fen zur Anwendung gebracht, 
der die Zusammenarbeit der 
Mitarbeiter und die Kunden-
kontakte regelt. Viele arbeiten 
nun von zu Hause aus. Die Vo-
raussetzungen für mobiles Ar-
beiten waren in unserem Unter-
nehmen bereits vorhanden, ins-
besondere was die technische 
Ausstattung angeht. Allerdings 
haben wir viel gelernt, was die 
Arbeit mit digitalen Medien an-
geht – ein Lerneffekt, den wir in 

genbetrieb Kommunale Dienste, 
Sparte Abwasserbeseitigung, ge-
funden. Selbst die Corona-Pan-
demie führte nicht zu etwaigen 
Ausführungsverzögerungen.

Vielmehr konnte das Projekt 
sogar früher als ursprünglich ge-
plant realisiert werden. Seit Mit-
te April dieses Jahres ist die neue 
Anlage auf der Kläranlage am 
Geigershallenweg nun in Be-
trieb. Ihre erste Bewährungspro-
be hat sie mit Bravour bestan-
den. Die ersten Ladungen Pellets 
sind bereits erzeugt und wurden 
der weiteren Verwertung zuge-
führt. Derzeit werden die Pellets 
ausschließlich zur Mitverbren-
nung in Müllheizkraftwerke ge-
fahren.

Mittels dieser neuen Techno-
logie kann die zukünftige Klär-
schlammmenge von Bad Orb um 
ca. 71 Prozent reduziert werden. 
Dies führt wiederum zu deutli-
chen Einsparungen bei den Ent-
sorgungskosten, da diese nach 
Tonnage abgerechnet werden. 
Zudem reduzieren sich die not-
wendigen Entsorgungsfahrten 
von ehemals drei LKW-Groß-
raumcontainern pro Woche auf 
nunmehr nur noch einen. Dies 
führt zusätzlich zu Entlastungen 
beim CO2-Ausstoß und zu we-
niger Verkehrslärm für die An-
wohner.
Nähere Informationen auch un-
ter: https://www.youtube.com/
watch?v=86zXwv4pIAI&t=4s  DK

so kurzer Zeit normal nicht ge-
habt hätten.

Wenn Sie einen Blick in die 
Zukunft wagen, wie werden die 
Arbeit und die Aufgabenberei-
che Ihrer Organisation in zehn 
oder 20 Jahren aussehen?

Schmidt: Das ist eine sehr 
spannende Frage. Besonders die 
digitalen Prozesse, die wir ange-
stoßen haben, werden die Zu-

BayernSPD-Landtagsfraktion:

Kläranlagen aufrüsten!
Einen besseren Schutz vor Medikamentenrückständen, Chemi-
kalien und Mikroplastik fordert die SPD-Landtagsfraktion. Hier-
zu sollen Kläranlagen mit einer modernen, vierten Reinigungsstu-
fe aufgerüstet werden. Die Abgeordneten Florian von Brunn und 
Klaus Adelt verweisen in einem parlamentarischen Antrag auf 
entsprechende existierende Technologien, die nun auch im Frei-
staat eingesetzt werden müssten.

Von Brunn zufolge muss sau-
beres Wasser oberste Priorität 
haben. Die bestehenden drei-
stufigen Kläranlagen könnten 
zum Beispiel das Schmerzmit-
tel Diclofenac nicht herausfil-
tern. Auch Mikroplastik, Pesti-
zide, bestimmte Haushalts- und 
Industriechemikalien sowie Rei-
nigungsmittel würden bislang 
durchgelassen. Dadurch würden 
nicht nur die in Gewässern le-
benden Tiere und Pflanzen stark 
belastet. Letztlich landeten die 
schädlichen Rückstände und 
Partikel auch im Trinkwasser.

Vorbilder Schweiz und 
Baden-Württemberg

„Die Schweiz und unser Nach-
barland Baden-Württemberg ha-
ben diesen Weg schon vor Jah-
ren beschritten und zeigen, dass 
das eine notwendige und sinn-
volle Lösung ist“, heißt es in dem 
parlamentarischen Antrag. „Da-
bei ist eine erste Schwerpunkt-
setzung auf große Kläranlagen 
und stark belastete Gewäs-
ser aus Kosten-Nutzen-Grün-
den vernünftig. Die notwendi-
gen Daten sollten der Staatsre-

gierung und den betroffenen 
Kommunen in Bayern vorlie-
gen.“

Wichtig ist aus Sicht von Klaus 
Adelt dabei aber auch, dass der 
Freistaat Bayern die Investiti-
onskosten durch ein Förderpro-
gramm für die Kommunen über-
nimmt, auch um die Gebühren-
zahler nicht zu stark belasten zu 
müssen. Zudem sei ein solches 
Förderprogramm in der jetzi-
gen Wirtschaftskrise auch öko-
nomisch sinnvoll.

Als langfristigere Maßnahme 
schlagen die SPD-Abgeordneten 
vor, die Forschung und Entwick-
lung von biologisch abbauba-
ren Stoffen voranzutreiben und 
so viele Stoffe wie möglich in 
geschlossenen Stoffkreisläufen 
zu halten. Doch bis dahin seien 
bessere Kläranlagen die richtige 
Soforthilfe. DK

sammenarbeit unter den Bau-
partner stark verändern. Meine 
Hoffnung ist aber auch, dass sich 
die Wertschätzung des Themas 
Infrastruktur verbessert. 

Nach wie vor gilt, dass alles, 
was sich unter der Erdoberflä-
che befindet, nicht so im Fo-
kus steht, wie etwa eine maro-
de Autobahnbrücke. Hier muss 
man weiter Lobbyarbeit leisten 

und aus der Branche heraus 
für Impulse sorgen. Hier kön-
nen insbesondere Branchen-
verbände einen großen Bei-
trag leisten. In diesem Sinne ist 
es gut, dass es Organisationen 
wie die Gütegemeinschaft Ka-
nalbau gibt.

Herr Schmidt, Herr Waschi-
na, vielen Dank für das Ge-
spräch. r
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Flugplatz Ingolstadt/Manching

Pump & Treat
Maßnahmen gestartet

Für die Sicherung bzw. Sanierung der Grundwasserkontamina-
tion mit per- und polyfluorierten Chemikalien (PFC) im Bereich 
der „Alten Feuerwache“ im Norden des Flugplatzes Ingolstadt/
Manching hat die Bundeswehr einen umfangreichen Maßnah-
menkatalog erstellt, der im November 2019 durch das Landrat-
samt Pfaffenhofen a.d. Ilm gebilligt wurde. 

Seitdem arbeiten die Bundes-
wehr und das Staatliche Bau-
amt Ingolstadt mit Hochdruck 
an der Umsetzung der Maßnah-
men. Dazu waren mehrere Ver-
gabeverfahren durchzuführen, 
naturschutzfachliche Fragen zu 
klären und luftfahrtrechtliche 
Genehmigungen einzuholen.

„Die geplanten Maßnahmen 

mussten zudem mit den Be-
triebsabläufen des Flugplatzes 
abgestimmt werden. Nun sind 
auf dem Gelände die ersten Ar-
beitsschritte sichtbar. Der erste 
Container der Pump & Treat-An-
lage zur Aufnahme der Versor-
gungs- und Steuerungselemen-
te wurde aufgestellt“, so Land-
rat Albert Gürtner. Es ist geplant 

bis Ende Juni 2020 einen Ent-
nahme- und einen Schluckbrun-
nen zu bohren. In den folgenden 
Monaten werden Pumpversu-
che gefahren, um die hydrauli-
schen Eigenschaften des Grund-
wasserleiters genau zu bestim-
men. Parallel dazu finden Tests 
zur Ermittlung des optimalen 
Reinigungsverfahrens statt. 

Innovatives  
Wasserreinigungsverfahren

Neben der herkömmlichen 
Aktivkohle wird die Bundes-
wehr hierbei in einem Pilotver-

Blühfläche und Insektenhotel des Amts für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Kitzingen. Bild: StMELF

„Blühende Ämter“
Jeder Einzelne kann und soll etwas für den Artenschutz tun. Um 
direkt vor Augen zu führen, welche Möglichkeiten es dafür gibt, 
haben bayernweit die Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und die Ämter für Ländliche Entwicklung ihre Freiflächen 
arten- und strukturreicher gestaltet. „Wir wollen allen Besuche-
rinnen und Besuchern unserer Ämter zeigen, wie man auch auf 
begrenztem Raum einen wertvollen Beitrag für Artenvielfalt und 
Insektenschutz leisten kann – sei es auf Freiflächen, dem Balkon 
oder im Garten“, sagte die Landwirtschaftsministerin Michaela 
Kaniber zum Start der bayernweiten Aktion „Blühende Ämter“. 

Die teilnehmenden Ämter ha-
ben sich in einem Kreativwett-
bewerb intensiv Gedanken ge-
macht, wie sich an ihren jewei-
ligen Standorten das Thema 
Artenschutz wirkungsvoll um-
setzen lässt. Jetzt werden die 
Pläne Wirklichkeit: die Anlage 
pflegeleichter Staudenpflanzun-
gen beispielsweise, das Ansäen 
von Blühflächen oder auch das 
Anbringen von Nistkästen oder 
Insektenhotels. 

Themenschwerpunkt  
Biodiversität

Die Aktion ist Teil des The-
men-Schwerpunkts Biodiver-
sität, den die Landwirtschafts- 
und Forstverwaltung 2019 und 

2020 legt. Unter dem Motto 
„Unser Auftrag: Erzeugung ge-
stalten – Arten erhalten“ wer-
den bayernweit vielfältige Akti-
onen durchgeführt, die sich mit 
den Aspekten und Möglichkei-
ten zur Verbesserung der Arten-
vielfalt beschäftigen. 

Angebot für Gartenbesitzer

Gartenbesitzer können sich 
in der Broschüre „Biodiversität 
– Mut zu mehr Vielfalt im Gar-
ten“ der Bayerischen Landesan-
stalt für Weinbau und Garten-
bau informieren. Die Broschüre 
und detaillierte Informationen 
zum Schwerpunkt Biodiversität 
gibt es unter www.stmelf.bay-
ern.de/biodiversität.  r

such mit einem Ionentauscher 
ein neues innovatives Wasser-
reinigungsverfahren einsetzen, 
von dem sie sich eine effiziente-
re und schnellere Reinigung des 
Grundwassers verspricht. 

Unterstützung  
durch die TU München

Die Technische Universität 
München unterstützt die Maß-
nahmen durch wissenschaftliche 
Begleitung und Durchführung ei-
nes sog. Tracer-Versuchs. Damit 
werden die Fließwege des Grund-
wassers während des Pumpver-
suchs genau erfasst, um so die 
bestmöglichen Positionen der 
vier weiteren Sanierungsbrunnen 
festlegen zu können. 

Der Entnahmebrunnen des Pi-
lotversuchs wird als fünfter Sa-
nierungsbrunnen weitergenutzt. 
Dieser Pilotversuch wird perma-
nent durch ein akkreditiertes In-
genieurbüro fachlich begleitet. 
Dies bedeutet, dass regelmäßig 
Grundwasserproben gewonnen 
und auf PFC analysiert werden. 
Gleichzeitig werden die Grund-
wasserstände und das Verhalten 
des Grundwasserleiters bei ge-
änderter Entnahmemenge auf-
gezeichnet und ausgewertet.

Regelmäßiger Austausch

„Während der gesamten Lauf-
zeit werden das Landratsamt 
und die zuständigen Fachbehör-
den durch die Bundeswehr über 
den Fortgang und die Ergebnisse 
informiert. Diese Ergebnisse will 
ich in regelmäßigen Gesprächen 
mit der Bürgerinitiative austau-
schen“, versichert Landrat Al-
bert Gürtner. 

Nachhaltige  
Abstromsicherung

Dieses hochkomplexe Zusam-
menwirken verschiedener hy-
drogeologischer Maßnahmen 
dient dazu, im Endausbau eine 
nachhaltige Abstromsicherung 
(hydraulische Sperre) zu instal-
lieren, die zukünftig verhindert, 
dass kontaminiertes Grundwas-
ser die nördliche Liegenschafts-
grenze in Richtung Lindach und 
Westenhausen verlässt. r

Glauber: Gewässer vor Folgen des Klimawandels schützen

Alarmplan Bayerische Donau  
tritt in Kraft

Das Bayerische Umweltministerium hat einen Alarmplan für die Bayerische Donau entwickelt. Mit 
definierten Warnstufen und daran anknüpfenden Maßnahmen sollen Gewässernutzer und die Öf-
fentlichkeit ab sofort für die Ökologie des Gewässers sensibilisiert werden. 

Der bayerische Umweltmi-
nister Thorsten Glauber beton-
te dazu in München: „Der Kli-
mawandel fordert uns heraus. 
Wir müssen uns anpassen und 
zugleich die Folgen anpacken. 
An unseren Gewässern wird der 
Klimawandel besonders deut-
lich. Heiße und zunehmend tro-
ckene Wetterlagen treffen auch 
große Gewässer wie die Do-
nau. Die Donau ist die blaue 
Lebensader Bayerns. Sie zählt 
zum wertvollsten Naturerbe Eu-
ropas. Mit dem neuen Alarm-
plan für die Donau sorgen wir 
vor, um Bayerns bedeutends-
ten Fluss in seiner Artenvielfalt 
und Gewässerqualität zu erhal-
ten.“ Zunehmende Trockenheit 
und Hitze führen in den Gewäs-
sern zu höheren Temperatu-
ren, niedrigeren Pegelständen 

und damit verbunden einem 
verringerten Sauerstoffgehalt. 
Das hat Auswirkungen auf die 
Gewässerqualität sowie Fische 
und andere Lebewesen. Entlang 
der etwa 380 Kilometer Fließ-
strecke der bayerischen Donau 
liegen rund 130 Schutzgebiete 
für Tiere und Pflanzen, davon 
etwa 40 Naturschutz- oder Na-
tura 2000-Gebiete.

Kritische Situationen  
frühzeitig erfassen

Mit dem Alarmplan Bayeri-
sche Donau sollen gewässer-
ökologisch kritische Situationen 
nach dem Vorsorgeprinzip früh-
zeitig und repräsentativ erfasst 
und angegangen werden. Zur 
Datenerhebung werden die vier 
Messstationen Ingolstadt-Luit-
poldstrasse, Regensburg-Pfaf-
fenstein, Pfelling und Jochen-
stein genutzt. Sie zeichnen auto-
matisch Temperatur und Sauer-
stoffgehalt des Wassers auf und 
werten die Daten aus. Die Mess-
daten werden zusätzlich wö-
chentlich durch eine händische 
Messung überprüft. 

Auf der Basis von drei Warn-
stufen im Ampel-System – Vor-
warnung, Warnung und Alarm – 
und einer begleitenden Exper-
teneinschätzung werden ent- 
sprechend der Ergebnisse gege-
benenfalls ausgewählte Maß-
nahmen eingeleitet: Dazu gehö-
ren beispielsweise die verstärk-
te Beobachtung oder ein zusätz-
licher Sauerstoffeintrag durch 
Turbinenbelüftung und an den 
Wehren der Kraftwerke. Außer-
dem erfolgt eine Information 
der Öffentlichkeit. 

Im Alarmfall kommen Rege-
lungen zu Nutzungsbeschrän-
kungen zum Beispiel für die Ent-
nahme von Brauchwasser zum 
Tragen, wenn eine deutliche Be-
einträchtigung des Flusses zu er-
warten ist.

Der Plan bezieht sich auf die 
gesamte bayerische Donau bis 
zur österreichischen Grenze. 
Der Alarmplan Donau Gewäs-
serökologie ist Teil der Gewäs-
serwarndienste in Bayern und 
korrespondiert mit dem bereits 
2012 in Kraft getretenen Alarm-
plan für den Main, der im Tro-
ckenjahr 2018 erfolgreich zum 
Einsatz kam. Für die Umsetzung 
des Alarmplans ist die Wasser-
wirtschaftsverwaltung unter Fe-
derführung der Regierung der 
Oberpfalz zuständig.

An dem Alarmplan sind unter 
anderem die Bezirksregierun-
gen, die Wasserwirtschaftsäm-
ter, Kreisverwaltungsbehörden, 

Fischereifachberatungen sowie 
zahlreiche Gewässernutzer be-
teiligt. Zu der Expertengruppe 
gehören Vertreter des Umwelt-
ministeriums, des Landesamts 
für Umwelt, der zuständigen 
Wasserwirtschaftsämter und 
der Regierungen.

Die ökologische Bedeutung 
der Donau ist groß. Allein in 
der bayerischen Donau konn-
ten rund 60 Fischarten nachge-
wiesen werden. Insgesamt elf 
Fischarten leben weltweit aus-
schließlich im Donaugebiet, da-
runter der Huchen oder der Do-
nau-Kaulbarsch. Mit ihren Au-
en bietet die Donau über 135 
Brutvogelarten einen wertvol-
len Lebensraum.

Der Alarmplan Bayerische Do-
nau ist ab sofort im Internet unter   
www.nid.bayern.de abrufbar.  r

Forstliches Gutachten  
zukunftsfähig aufgestellt
Ministerin und Verbände vereinbaren Weiterentwicklung

Es ist ein Beispiel gelungener Kooperation: Dank intensiver und 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit ist es Bayerns Forstministe-
rin Michaela Kaniber und den Spitzen von Waldbesitzerverband, 
Jagdverband, Bauernverband und den Familienbetrieben Land 
und Forst gelungen, das System der „Forstlichen Gutachten zur 
Situation der Waldverjüngung“ weiterzuentwickeln und zu ver-
bessern. Die Beteiligten sind sich mit der Ministerin einig: „Wir 
haben das Forstliche Gutachten in Bayern als ein unverzichtba-
res Monitoring- und Steuerungsinstrument für ein ausgewogenes 
Wald-Wild-Verhältnis gestärkt“. Das Ergebnis ist laut Kaniber ein 
eindrucksvoller Beleg dafür, dass sich in Zeiten des Klimawandels 
alle Beteiligten ihrer besonderen Verantwortung für den Aufbau 
stabiler Zukunftswälder bewusst sind. 

Im Einzelnen wird es bei den 
Forstlichen Gutachten, die tur-
nusmäßig im kommenden Jahr 
wieder anstehen, folgende Än-
derungen geben: 
• Die sogenannten „Revier-
weisen Aussagen“ werden für 
mehr Jagdreviere erstellt. Da-
mit werden Bereiche, in denen 
das Wald-Wild-Verhältnis noch 
nicht passt, genauer untersucht. 
• Das Wachstum und die Antei-
le der diversen Baumarten un-
ter dem Einfluss der Wildtiere 
werden neu dargestellt und da-

durch die Entwicklung der Pflan-
zen besser beurteilt. 
• Die waldbauliche Situation 
vor Ort wird deutlicher abgebil-
det. 
• Die Qualitätssicherung wird 
ausgeweitet. 

Waldbesitzer und Jäger kön-
nen sich beim nächsten Forstli-
chen Gutachten, beispielswei-
se wieder durch die Teilnahme 
an Waldbegängen oder bei der 
Aufnahme der jungen Bäume 
bei der Erstellung der Gutach-
ten einbringen.  r

Die bayerische Staatsministerin für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Michaela Kaniber, mit Josef Ziegler, Präsident des Bayeri-
schen Waldbesitzerverbands (l. u.), Albert Robold, Vorsitzender der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Jagdgenossenschaften des Baye-
rischen Bauernverbands (l. o.), Albrecht Fürst zu Oettingen-Spiel-
berg, Vorsitzender der Familienbetriebe Land und Forst Bayern 
(M.), Thomas Schreder, Vizepräsident des Bayerischen Jagdver-
bands (r. o.) und Josef Wutz, Waldpräsident des Bayerischen Bau-
ernverbands (r. u.)   Bild: StMELF

Hände weg von 
Feuchttüchern!

Feucht- und Hygienetü-
cher gehören in den Rest-
müll und nicht in die To-
ilette. Die Münchner 
Stadtentwässerung (MSE) 
bittet alle Bürgerinnen 
und Bürger, dies unbe-
dingt zu beachten.

Feuchtes Toilettenpapier, 
Feucht- und Desinfektions- 
tücher bestehen nicht aus 
Papier, sondern aus ei-
nem Polyester-Viskose-Mix 
oder aus mit Kunstharz ge-
festigten Fasern. Der reiß-
feste Stoff löst sich nicht 
im Abwasser auf und führt 
deshalb zu Verstopfungen 
und Pumpenstörungen im 
Kanalsystem.

Aktuell kommt es ge-
häuft zu Problemen in der 
Münchner Kanalisation, die 
für die Mitarbeiter der MSE 
zu einem deutlich erhöh-
ten Arbeitseinsatz führen. 
In der Kläranlage müssen 
die Tücher vor der Abwas-
serreinigung vollständig 
aus dem Abwasser ent-
fernt und separat entsorgt 
werden. Darüber hinaus 
können Feucht- und Hygi-
enetücher technische An-
lagen schwer beschädigen.

Die Gefahr durch Feucht- 
und Hygienetücher betrifft 
auch die privaten Abwas-
serrohre. Hier kann es bei 
Verstopfungen zu einem 
Rückstau des Abwassers 
bis ins Haus kommen. Da-
durch können teure Repa-
raturen nötig werden. r

GaLaBau findet erst 2022  
wieder statt

Die NürnbergMesse hat in enger Abstimmung mit dem Bun-
desverband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e.V. 
(BGL) entschieden, die GaLaBau 2020 nicht durchzuführen. 
„Diesen Schritt gehen wir (...) nach reiflicher Prüfung“, so Pe-
tra Wolf, Mitglied der Geschäftsleitung, NürnbergMesse. „In 
unsere Entscheidung, dass die GaLaBau erst 2022 wieder wie 
gewohnt in Nürnberg stattfinden wird, flossen maßgeblich die 
Wünsche unserer Aussteller und Besucher mit ein. Unser An-
gebot ist nun, für 2020 ein Alternativkonzept vor Ort und vir-
tuell auf die Beine zu stellen. Gleichzeitig ist dies der Start-
schuss für eine erfolgreiche GaLaBau 2022,“ so Wolf . r

http://www.stmelf.bayern.de/biodiversität
http://www.stmelf.bayern.de/biodiversität
http://www.nid.bayern.de 
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Der Baumhirte von Dinkelsbühl
Mit dem Kommunalförster im Wald

Hermann Benninger ist Förster der Stadt Dinkelsbühl. Gemein-
sam mit seinem Kollegen und drei Waldarbeitern betreut er 505 
Hektar Stadtwald und zusätzlich 1.120 Hektar Wald der Hospi-
talstiftung Dinkelsbühl. Zusätzlich werden über Waldpflegever-
träge die Katholische Kirchenstiftung Dinkelsbühl mit 64 Hektar 
und 3 Hektar eines privaten Forstbetriebs mitverwaltet. Die Flä-
che, die sich über 250 Quadratkilometer erstreckt, verteilt sich 
auf die Landkreise Ansbach (Bayern), Ostalbkreis und Schwäbisch 
Hall (Baden-Württemberg). Der Stiftungswald dient seit dem 14. 
Jahrhundert der Finanzierung sozialer Einrichtungen und so muss 
der Förster Vielem gerecht werden. Einerseits hat er die Verant-
wortung, den Wald klimagerecht anzupassen, gleichzeitig muss 
er auch den Stiftungszweck erfüllen und mit dem Holz Geld ver-
dienen. Mit der Bayerischen GemeindeZeitung sprach Benninger 
über den Wald zwischen Klimakrise und Ertragsdruck.

Auch wenn es auf den ersten 
Blick nicht so aussieht, sind un-
sere bayerischen Wälder bis auf 
wenige Ausnahmen Kulturland-
schaft und von jeher von wirt-
schaftlichen Interessen geprägt. 
Hans Carl von Carlowitz, der vor 
300 Jahren den Begriff „Nach-
haltigkeit“ formte, war zustän-
dig für die Holzversorgung des 
kursächsischen Berg- und Hüt-

rechnen, d.h. Eichen, die heute 
gefällt werden, haben womög-
lich noch Napoleon durchziehen 
sehen.

Ein Förster baut Holz an, das 
seine Nachfolger ernten. Für das 
Holz, das er verkauft, haben sei-
ne Vorgänger gesorgt. Er darf 
nur so viel Bäume einschlagen, 
wie wieder nachwachsen. Der-
zeit sind das nach dem aktuellen 

auf 2°C zu begrenzen, dann ha-
ben wir ein Klima wie in Ungarn. 
Sollte die schlechteste Progno-
se (4°C) eintreffen, dann müssen 
wir mit klimatischen Verhält-
nissen wie in Afghanistan rech-
nen. Mit solchen Temperaturen 
kommen Fichten definitiv nicht 
zurecht. Wir stecken in einer 
ernsthaften Waldkrise und der 
Übeltäter heißt Klimawandel. 
Laut Internetseite des Landes-
amts für Umwelt ist in Bayern 
„das Jahresmittel der Lufttem-
peratur mit rund 1,1°C seit 1931 
stärker gestiegen als der globale 
Wert von 0,7°C. Die stärkste Er-
höhung vollzog sich in den letz-
ten beiden Jahrzehnten, war re-
gional jedoch sehr unterschied-
lich ausgeprägt“. Langanhal-
tende Trockenheit, gepaart mit 
schweren Stürmen, setzen den 
Bäumen derart zu, dass Insek-
ten, wie der Borkenkäfer, und 
verschiedene Pilze leichtes Spiel 
haben. Aber Bäume sind nur 
die offensichtlich Leidtragen-
den. Es ist das gesamte Ökosys-
tem Wald, das nicht mehr im 
Gleichgewicht ist. „Durch jahr-
hundertelangen Fokus auf mög-
lichst viel Ertrag“, so Bennin-
ger, „wurden Wälder zu Mono-
kulturen umgebaut, die immer 
schon anfälliger gegenüber Kli-
maextremen und Schadorganis-
men waren.“ Das alles ist nicht 
neu. Bereits 1880 beschrieb der 
bayerische Waldbau-Professor 
Karl Gayer in seinem Buch „Der 
Waldbau“ die Vorteile von Mi-
schwäldern und natürlicher Ver-
jüngung für die Bewahrung der 
Standortqualität. „Denn solche 
Wälder“, führt Benninger aus, 
„haben ein besonderes Waldin-
nenklima und sind stabiler ge-
genüber Schadenereignissen“. 
Zum Glück gibt es für seinen 
Wald ein brandneues Forstein-
richtungswerk (2018). Damit hat 
er einen Plan wie die Wälder in 
Zukunft umgebaut werden sol-
len und Dinkelsbühl einen enga-
gierten mutigen Kommunalförs-
ter.

Wo es gute Samenbäume 
gibt, setzt Benninger auf Natur-
verjüngung, denn dadurch erge-
ben sich viele Vorteile. Es ent-
stehen geringe Kultur- und Pfle-
gekosten. Der personelle Auf-
wand hält sich in Grenzen. Die 
Bäume haben eine hohe gene-
tische Vielfalt und sind fest ver-
wurzelt. Aber die nachwachsen-
den Bäumchen sind Delikates-
sen für Rehe. Naturverjüngung 
kann also nur funktionieren, 
wenn intensiv gejagt wird. 

Bejagung durch den Förster

Den Beweis dafür liefert Ben-
ninger selbst. 2009 gab es ein 
forstliches Gutachten zur Reh-
wild-Abschussplanung in sei-
ner Abteilung Lettenbuck. Es be-
sagt, dass sich die Verbisssituati-
on deutlich verschlechtert habe 
und ein jagdliches Gegensteu-
ern dringend erforderlich sei. 
Daraufhin übernahm Benninger 
2010 die Jagd privat selbst und 
sorgte für entsprechende Ab-
schussquoten, wobei er betont, 
dass er das Rehwild nicht ausrot-
ten will. Im erneut 2018 durch-
geführten Gutachten heißt 
es dann: „Sobald Alttannen vor-
handen sind, verjüngt sich die 
Tanne fast ohne Verbiss. Auch 
die Buche verjüngt sich oh-
ne Probleme.“ Heute führt er 
voller Stolz durch den Letten-
buck: „Das ist ein Traum für je-
den Förster!“ Benninger hat hier 
sehr anschaulich gezeigt, dass es 
wichtig wäre, kommunale Förs-
ter – wie im Staatswald üblich – 
auch mit der Bejagung in den ei-
genen Flächen zu betrauen. 

Der Lettenbuck entwickelt 
sich jetzt zu einem Dauerwald 
mit Einzelbaumnutzung, in dem 
die natürlichen Abläufe im Wald 
genutzt werden. Entnommen 

„Ein Traum für jeden Förster!“ Hermann Benninger führt durch  
den Lettenbuck, einen Dauerwald mit Einzelbaumnutzung.  Bild: CH

Die Buchensaat 2020 geht auf.  Bild: CH

tenwesens, denn ohne Holz 
konnte kein Silber gewonnen 
werden. 

Peter Stromer, der im 14. Jahr-
hundert den Nürnberger Reichs-
wald aufforstete, war beteiligt 
an einem der wichtigsten Han-
delshäuser der damaligen Zeit. 
In früherer Zeit war Holz Bau- 
und Heizmaterial und in jedem 
Industriezweig unabkömmli-
cher, weil alternativloser Ener-
gielieferant. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg leistete Deutschland 
Reparationszahlungen in Form 
von Holz. Ganze Hänge wurden 
kahlgeschlagen und anschlie-
ßend mit dem Brot-und-But-
ter-Baum der Holzindustrie, der 
Fichte, wieder aufgeforstet. 

Zum Berufsbild eines Försters 
gehört neben dem fachspezifi-
schen Wissen, dass er sich mit 
den geschichtlichen Hintergrün-
den auskennt und zwar nicht 
nur mit globalen Ereignissen, 
wie Kriegen und wirtschaftli-
chen Entwicklungen, sondern 
gerade auch mit lokalen Beson-
derheiten. Gleichzeitig muss er 
die Absichten und Beweggrün-
de der vorangehenden Förster-
generationen verstehen sowie 
darauf vertrauen, dass das ei-
gene Werk von den Nachfol-
gern entsprechend gepflegt und 
bestenfalls fortgeführt wird. Ei-
ne Buche wird 120 Jahre alt, bis 
sie geschlagen werden kann, 
das ist das 1,5-fache einer Fich-
te. Wenn Benninger also heu-
te Buchen pflanzt, dann wer-
den sie, wenn alles gut läuft, 
im Jahr 2140 verarbeitet. Dann 
dürfte nach ihm schon die drit-
te Förstergeneration an der Rei-
he sein. Bei Eichen darf man mit 
180 bis 250 Jahren Umtriebszeit 

Forsteinrichtungswerk 11.000 
Festmeter Holz. Gleichzeitig ver-
antwortet er nicht honorier-
te Nebenprodukte: Der Wald 
ist Kühlschrank und CO2-Senke, 
Wasserspeicher und Trinkwas-
serlieferant, Frischluftaufberei-
ter, Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen sowie Sehnsuchtsort 
für Erholungsuchende. „Hier- 
für gibt es keinen direkten Lohn“,  
so Benninger, „und in den Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen fin-
den diese nicht marktfähigen 
Güter keinen Eingang. Der Wald-
umbau allerdings, der durch den 
Klimawandel bedingt ist, wird 
durch Förderprogramme und 
Zuschüsse von EU, Bund und 
Land kofinanziert.“

Ökosystem Wald  
nicht im Gleichgewicht

Benninger blickt mit Sorge in 
die Zukunft. Hätte er noch vor 
wenigen Jahren darauf vertraut, 
dass durch die Tanne das Fich-
tensterben abgefedert werden 
könnte, ist er nach den vergan-
genen beiden Sommern nicht 
mehr so optimistisch: „Die Tan-
ne wurzelt tief und kommt mit 
Trockenheit besser zurecht. Sie 
holt Nährstoffe von weiter un-
ten als die Fichte und sorgt mit 
ihrer Streu für eine gute Mine-
ralisierung des Bodens. In der 
Verarbeitung ist die Tanne der 
Fichte gleichgestellt. 2019 lag 
die Durchschnittstemperatur in 
Bayern bei rund 10 Grad, da 
kommen auch Tannen und sogar 
die klimatolerante Buche an ihre 
Grenzen. Die langjährige Durch-
schnittstemperatur für Bayern 
liegt bei 8,5 Grad. Wenn es uns 
gelingt, den Temperaturanstieg 

werden nur Bäume, die erntereif 
oder deren Qualität nicht viel-
versprechend ist. So wird Platz 
und Licht für eine neue Genera-
tion geschaffen. Solche Wälder 
sind gegenüber Schadensereig-
nissen stabil. Rückegassen fin-
den sich alle 40 Meter. In einer 
„Holzplantage“, wie Benninger 
intensiv beförsterte Waldgebie-
te nennt, sind Rückegassen alle 
20 Meter angelegt. Damit könn-
te der Wald komplett maschi-
nell bearbeitet werden. Darauf 
hat Benninger bewusst verzich-
tet um einen höheren Anteil an 
Boden als Produktionsfläche zu 
erhalten. Im Stadt- und Hospi-
talwald arbeiten Harvester und 
Waldarbeiter kombiniert zu-
sammen. Für natürlich verjüng-
te Waldflächen sind gute Wald-
arbeiter unverzichtbar. 

Pflanzung oder Saat

Wo Naturverjüngung nicht 
möglich ist, kann gepflanzt wer-
den. Diese Setzlinge, die eine 
geringere genetische Vielfalt 
besitzen, sind behandelt und 
die Wurzeln beschnitten. Man 
spricht davon, dass die Bäum-
chen nach dem Einbringen im 
Wald unter einem Pflanzschock 
leiden. Wenn die Zöglinge mit 
der Situation nicht zurechtkom-
men, kann schon mal ein Groß-
teil der jungen Pflanzen ausfal-
len. Um solche Extreme abzu-
puffern und auch die Resilienz 
der Pflanzen zu fördern, setzt 
Benninger auf die Saat. 

Im Schutz des Altholzes hat 
der Förster inzwischen Tannen, 
Eichen – die mit einem trocke-
nen Klima besser zurechtkom-
men – und seit diesem Jahr auch 
Buchen gesät. Bislang ist die 
Saat aufgegangen. Solange die 
Pflanzen noch nicht der Verbiss-
gefahr entwachsen sind, ist oft-
mals ein teurer und aufwändiger 
Zaunschutz nötig. Aber wenn es 
gut geht, dann ist die Saat eine 
um 20 Prozent kostengünstigere 
und für den Wald verträgliche 
Alternative. Schon im Mittel-
alter war die Saat von Bäumen 
gängige Praxis. Benninger hofft, 
dass die Buchen, die er 2020 ge-
sät hat, bis zu seiner Rente min-
destens 10 Meter hoch sind. 

Sein nächstes Projekt wird ei-
ne Edelkastaniensaat sein. Da-
zu hat er eine mit Heidelbee-
re überwucherte Fläche im Au-
ge. Heidelbeere ist ein Indika-
tor für Oberbodenversauerung. 

digen Preis erzielt. Momentan 
ist der Holzpreis im Keller. Der 
Markt ist aufgrund von Stürmen 
und der Borkenkäferplage mit 
Kalamitätenholz geflutet. Seit 
2005 wird der Holzverkauf vom 
Dinkelsbühler Förster in Eigen-
regie erledigt.

Glücklicherweise hat Bennin-
ger gute Absatzmöglichkeiten 
durch mittelständische und gro-
ße Sägewerke in der näheren 
Umgebung. Er berichtet von Kol-
legen, deren Holzeinschlag vehe-
ment durch Sturm und Borken-
käfer bestimmt wird. So schlimm 
sieht es bei ihm nicht aus. Aber 
trotzdem ist es schmerzhaft, 
wenn eine vom Borkenkäfer be-
fallene Fichte, die 80 Jahre im 
Wald steht, geschlagen werden 
muss und nur noch 35 Euro pro 
Festmeter bringt. Dieser Wert-
verlust ist eine riesige finanzielle 
Belastung für den Waldeigentü-
mer. Außerdem ist es schwierig 
einzuschätzen wie sich die Holz-
preise landesweit entwickeln 
werden, wenn die anfallenden 
Schadholzmengen auf gleichem 
Niveau bleiben oder sogar wei-
ter ansteigen. 

Alternative Einnahmequelle

Benninger vertritt daher die 
Ansicht, dass es möglich sein 
muss, auch anderweitig Geld 
zu verdienen. Eine alternative 
Einnahmequelle für den städ-
tischen Forstbetrieb sind die 

tung herausgenommen und der 
Waldeigentümer wird finanzi-
ell entschädigt. In seinem Revier 
hat er dafür auch ein passen-
des Beispiel. 2013 wurde fest-
gestellt, dass sich ein Biber auf 
einer ehemaligen Weiherfläche 
niedergelassen hat. Ein Biber-
damm staute ein Fließgewässer 
auf, was zu großflächigen Über-
flutungen führte. Mit einer fort-
schreitenden Biberaktivität war 
zu rechnen. Wie der Zufall es 
wollte, brauchte die Stadt Din-
kelsbühl eine Ausgleichsfläche 
für ein Baugebiet und Benninger 
ergriff diese Win-win-Chance 
für Kommune und Biber. Dieser 
trägt jetzt zum Erhalt und zur 
Gestaltung der Ausgleichsfläche 
bei. Die Entwicklung wird stetig 
dokumentiert; das entstandene 
Gewässer gehört mit 29 regist-
rierten Libellenarten zu den ar-
tenreichsten Libellenhabitaten 
im Wuchsgebiet Virngrund. Der 
Stadt blieben Renaturierungs-
maßnahmen (fast) erspart. 

Benninger weiß, dass gehan-
delt werden muss und er ist gut 
vorbereitet. Er fördert Samen-
bäume und Naturverjüngung. Er 
zeigt auf, dass man für einen na-
turnahen Waldumbau die Jagd 
in den Griff bekommen muss. 
„Verbiss kann man nicht vermei-
den, aber es macht einen Unter-
schied, ob nur 20 Prozent oder 
eben doch 80 Prozent verbissen 
sind“, erklärt der Förster.

Versuche mit Exoten

Auf geeigneten Böden sät er 
Bäume, die mit dem Klimawan-
del besser zurechtkommen und 
anstatt sich nur auf den Holzpreis 
zu verlassen, findet er weitere 
Ertragsmöglichkeiten. Versuche 
mit Exoten wie Libanon- und At-
laszeder hält er für durchaus dis-
kutabel, von einem bestands-
weisen Anbau rät er aber ab. „Ob 
diese Arten mit unseren Spät-
frösten zurechtkommen, wissen 
wir einfach nicht“, erklärt Ben-
ninger und verweist auf 100 Jah-
re Erfahrung mit der Douglasie. 
Dort, wo es geeignete Standor-
te für sie gibt, spricht nichts ge-
gen diesen Baum. Allerdings ist 
auch ihre Streu für die Mikroor-
ganismen im Boden schwer ver-
daulich.“ Die Douglasien, die in 
Benningers Revier stehen, sind 
gut durchmischt mit Buchen und 
Tannen, die als Basenpumpe die 
Nährstoffe von weiter unten ho-
len. Buchen sorgen außerdem 
für Schatten und Windruhe.

Besonders der öffentliche 
Wald muss vorbildlich bewirt-
schaftet sein und den Dienst des 
Waldes an der Gesellschaft er-
achtet der Förster als lebens-
notwendig: „Ich darf mich bei 
Naturgütern bedienen, aber ich 
darf keinen Raubbau betrei-
ben. Letztendlich ist der Wald 
der Wald der Bürger und Ein-
kommensquelle künftiger Gene-
rationen. Gerade in diesen Zei-
ten hat er sich auch als wichtig 
für die menschliche Seele erwie-
sen.“  CH

Heidelbeere zeigt die reduzierte biologische Bodenaktivität der 
Mikroorganismen an. Die Streu von Fichte und Kiefer führt zu ei-
ner verlangsamten Bodenmineralisierung und zur Bildung eines 
acht bis zehn cm mächtigen rohhumusartigen Moder. Mit der 
Saat von Edelkastanien wird die Bodenqualität verbessert.   Bild: CH

Die Edelkastanie ist in südlichen 
Ländern heimisch und kommt 
mit nährstoffärmeren Böden 
gut zurecht. Zugleich sorgt sie 
mit ihrer Streu für eine bessere 
Bodenökologie.

Holzverkauf in Eigenregie

Mit der Saat legt Benninger 
den Grundstein dafür, dass sei-
ne Nachfolger hoffentlich klima-
resistente Bäume ernten kön-
nen, deren Holz einen anstän-

Pachteinnahmen durch die Nut-
zung von Windenergie. Derzeit 
stehen drei Windräder im Stadt-
wald und nochmals drei im Hos-
pitalwald. Natürlich plädiert er 
dafür, keine schützenswerten 
Bereiche zu opfern, die Debatte 
sollte aber geführt werden.  

Eine weitere Zusatztätigkeit 
hat der Förster für sich aufge-
tan, und zwar den Wald als Be-
reitsteller von Ausgleichsflä-
chen anzubieten. Diese Flächen 
werden aus der Bewirtschaf-
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*Ganz Bayern in einer Stunde

Baubetriebshöfe vor  
unterschiedlichen Herausforderungen

Von Sebastian Ehrlich, KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH
Die Auswirkungen durch die Klimaentwicklung reizen die Flexibi-
lität der Baubetriebshöfe voll aus und erfordern regional unter-
schiedliche Maßnahmen. Die KUBUS GmbH hat in ihren Organi-
sationsuntersuchungen in kommunalen Betrieben diesbezüglich 
steigende Anforderungen in fast allen Tätigkeitsbereichen fest- 
gestellt. Um die Entwicklungen in einem deutschlandweiten 
Trend aufzuzeigen, baten wir um ein Feedback zu verschiede-
nen Themen in einer Umfrage, an der sich bundesweit 75 Baube-
triebshöfe beteiligten.

Bauhöfe aus dem gesam-
ten Bundesgebiet erhielten die 
Möglichkeit, zu verschiedenen 
Standardleistungen die Entwick-
lung und der Aufwände einzu-
schätzen. Deutlich sind regio-
nale Unterschiede beispielswei-
se bei der Rasenmahd oder dem 
Winterdienst erkennbar; jedoch 
beschreibt jeder Baubetriebs-
hof in mindestens einer Katego-
rie spürbare Veränderungen. 

Ohne Wässern geht es nicht

Mit 92% gab es den höchs-
ten Ausschlag bei der Bewäs-
serung von Grünanlagen unse-
rer Städte und Gemeinden. Vor 
ganz besonderen Herausforde-
rungen standen in den letzten 
Jahren Gemeinden in Gebieten 
in denen in Sommermonaten 
aufgrund der Wasserknappheit 
das Bewässern gänzlich unter-
sagt wird oder – wie im Extrem-
fall geschehen – einige Gemein-
den gänzlich von der Wasserver-
sorgung abgeschnitten wurden. 

Unwetter binden die ohnehin 
knappen Ressourcen

Wer kennt sie nicht, die Bil-
der resultierend aus den Wet-
terkapriolen der Letzten Jahre. 
Die Schäden und die daraus fol-
gende Belastung für die Baube-
triebshöfe, ihren Mitarbeiten-
den und der Technik ist immens 
und binden immer häufiger um-
fassende Ressourcen, die für die 
Leistungserfüllung der üblichen 
Aufgaben fehlen. 

Umfrage konnten wir deutliche 
Veränderungen und damit ver-
bunden aktuelle und zukünfti-
ge Herausforderungen für die 
kommunalen Betriebe aufzei-
gen. Fast zwei Drittel der Teil-
nehmenden stellen deutliche 
Veränderungen bzw. Verschie-
bungen bei der Aufgabenerle-
digung zur Verkehrssicherungs-
pflicht fest. Nur mit der entspre-
chenden Ausstattung der Bau-
betriebshöfe ist dies zukünftig 
zu meistern. Die Uhr ist fünf vor 
zwölf, denn die Auswirkungen 
sehen wir alle bereits regelmä-
ßig in vielen Grünanlagen. Ins-
gesamt ist es sicherlich eine aus-
gesprochen große Herausforde-
rung, den klimatischen Verände-
rungen und Extremwetterlagen 
mit den richtigen Konzepten zu 
begegnen. Doch sollte dieser 
Prozess, auch auf kommunaler 
Ebne, als mögliche Chance für 
interkommunale Zusammenar-
beit gesehen werden. 

Details und 
weiterführende Links

Die oben aufgeführten The-
men sind die Top-drei aus den 
Ergebnissen unserer Bauhofum-
frage zu den Auswirkungen des 
Klimawandels. 

Den ausführlichen Bericht mit 
vielen zusätzlichen Details und 
Hintergrundinformationen fin-
den sie auf der Internetseite 
www.kubus-mv.de.  r

Wie haben sich Zeitaufwand und 
Verbrauch beim Wässern der 
Grünflächenanlagen entwickelt?

trifft nicht zuist gleich geblieben

hat zugenommen ist weniger geworden

Jungbäume haben es  
besonders schwer

Anhaltend niedrige Nieder-
schlagsmengen in vielen Regio- 
nen Deutschlands machen es be- 
sonders Jungbäumen schwer, aber 
auch bei den Altbäumen ist ein 
teilweise extremer Anstieg in 
der Pflege zu bemerken. Durch 
fehlende Feuchtigkeit und da-
durch zunehmend schlechte-
re Versorgung mit Nährstoffen 
sind die Auswirkungen massiv. 
In 81% der Fälle registriert man 
steigende Aufwände an Perso-
nalstunden und Beanspruchung 
ihrer technischen Ausrüstung. 

Der Arbeitsaufwand für die 
Baumpflege:

Wie entwickelt sich die Arbeits-
belastung durch Sonderereig-
nisse (z. B. Stürme, Starkregen, 
Überschwemmungen, etc.)?

Den Veränderungen mit den 
richtigen Konzepten begegnen

In den Ergebnissen unserer 

Wildkrautbekämpfung  
professionell mit Heißwasser 

Der niederländische Maschinenbauer Empas hat mit der MCB 
(Multicleaner-Basis) ein spezielles Gerät für die Wildkrautbe-
kämpfung in schwer zugänglichen Bereichen entwickelt. Ob öf-
fentliche Flächen wie Spiel- oder Sportplätze, kleine Durchgän-
ge oder Baumscheiben – das Unkraut wird mit Heißwasser wir-
kungsvoll und nachhaltig entfernt. 

Das Wasser wird in einer ga-
rantiert konstanten Austritts- 
temperatur von mindestens 99,4 
Grad Celsius mit einer Handlan-
ze auf die Pflanzen aufgetragen. 
Somit ist sichergestellt, dass das 
Eiweiß gerinnt und die Pflanzen 
nach wenigen Stunden abster-
ben. Nur wenige Durchgänge 
pro Jahr sind nötig; auf den Ein-
satz chemischer Herbizide kann 
völlig verzichtet werden. 

Zusätzlich zur Wildkrautbe-
kämpfung verfügt das Gerät über 

die Funktion der Heißwasser-Rei- 
nigung inklusive des Nebenef-
fekts der thermischen Desinfek-
tion. Parkbänke, Spielplatzgerä-
te, Stadtmobiliar und ganze Flä-
chen können nicht nur schonend 
und effektiv gereinigt, sondern 
von Keimen, Viren und Bakterien 
befreit werden. Auch der Eichen-
prozessionsspinner kann mit der 
MCB entfernt werden. Die Ma-
schine ist autark und mobil ein-
setzbar. Sie wird z. B. auf einem 
Hänger transprotiert.   r

Kerstin Schreyer (Mitte), Bayerische Staatsministerin für Wohnen, Bau und Verkehr, zusammen mit 
dem Präsidium des Verbandes Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern (VGL Bayern) und 
Präsidiumsmitgliedern des Bundesverbandes Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau (BGL). Unse-
re Aufnahme entstand vor den Corona-Einschränkungen. Bild: Carolin Tietz, VGL Bayern

Im Bauhof der Stadt Abensberg ist eine neue Kehrmaschine ein-
getroffen. Georg Ipfelkofer (re.), Markus Piendl und Paul Schretzl-
meier (li.) haben den „HAKO Citymaster 2200“ durchgetestet und 
sind begeistert von der Ausstattung, die auch eine Videoüberwa-
chung am Heck und am Saugrohr beinhaltet. Die neue Kehrmaschi-
ne arbeitet mit drei Kehrbesen. Am Heck befinden sich eine regelba-
re Saugeinheit und ein Hochdruckreiniger. Eingesetzt wird die Kehr-
maschine zur Straßen- und Radwege-Reinigung. Der Citymaster be-
nötigt eine Höhe von 2,10 Meter. Die Kehrbreite beträgt maximal 
2,60 Meter. Gekostet hat das Fahrzeug 115.000 Euro.  r

Garten- und Landschaftsbau in  
Bayern weiterhin auf Wachstumskurs

Der bayerische Garten- und Landschaftsbau verzeichnete auch 
2019 ein kräftiges Wachstum. Dies geht aus den neuesten Zahlen 
hervor, die der Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau 
Bayern (VGL Bayern) am 12. März 2020 auf seiner Mitgliederver-
sammlung in Nürnberg präsentierte.

Demnach stieg der Umsatz 
der Landschaftsgärtner auf ein 
neues Rekordniveau. In ihrem 
Grußwort würdigte Bayerns 
Bauministerin Kerstin Schreyer 
den Beitrag des Verbands zur 
Mitgestaltung der Umwelt und 
des sozialen Miteinanders.

Auf der Mitgliederversamm-
lung wies Gerhard Zäh, Präsi-
dent des VGL Bayern, auf die an-
haltend positive Entwicklung im 
bayerischen Garten- und Land-
schaftsbau (GaLaBau) hin. Ein 
Umsatzwachstum verzeichnete 
der Markt auch mit öffentlichen 
Auftraggebern. 

Städtebauliche Aufwertung

Kerstin Schreyer, Bayerische 
Staatsministerin für Wohnen, 
Bau und Verkehr, bedankte sich 
in ihrem Grußwort: „Der Garten- 
und Landschaftsbau trägt nicht 
nur zur städtebaulichen Aufwer-
tung unserer Städte und Dörfer 
bei, er ist auch ein wichtiger Ver-
bündeter bei unseren Bemühun-
gen zum Erhalt der Artenvielfalt 
und zur Klimaanpassung in Bay-
ern“, so die Ministerin. „Darü-
ber hinaus sind Sie es, die mit Ih-
rer Arbeit an Parks, Gärten oder 
Sportplätzen wichtige soziale 
Räume in unseren Städten schaf-
fen – Orte, an den Menschen zu-
sammenkommen, sich erholen 
können und wo Gemeinschaft 
stattfindet.“ Das Grundprinzip 
des Verbands, durch seine Ar-
beit eine lebenswerte Umwelt 
fördern zu wollen, sei auch Leitli-
nie ihrer Politik.

Gebäudebegrünung fördern

Dach- und Fassadenbegrü-
nungen spielen eine künftig 
nicht mehr wegzudenkende Rol-
le beim Thema Stadtgrün. Die 
Bedeutung der Bauwerksbegrü-
nung wird auch daran deutlich, 
dass ihr im „Weißbuch Stadt-
grün“ der Bundesregierung ein 
eigenes Kapitel zugedacht ist 
und der „Masterplan Stadtna-
tur“ darauf eingeht. „Die Gebäu-
debegrünung vereint eine Viel-
zahl an positiven Wirkungen, die 
dem Klimawandel entgegentre-
ten und sollte bei der Kompen-
sation von Eingriffen hinsichtlich 
quartiersnaher Ausgleichsflä-
chen viel stärker berücksichtigt 
werden“, forderte Zäh.

Urbane grüne Infrastruktur

Im Zuge der Umsetzung des 
Zweiten Gesetzes zugunsten der 
Artenvielfalt und Naturschön-
heit in Bayern (Gesamtgesell-
schaftliches Artenschutzgesetz 
– Versöhnungsgesetz) wurde 
unter anderem die Bayerische 
Bauordnung angepasst. Infolge-
dessen sollen staatliche Gebäu-
de bei Neu- und wesentlichem 
Umbau zukünftig begrünt wer-
den. „Dies ist ein guter Ansatz. 
Nun sollte auch eine entspre-
chende Verpflichtung bei Be-

standsgebäuden folgen. Auch 
im Bestand kann Gebäudebe-
grünung angebracht werden, 
ohne groß in die bauliche Sub-
stanz einzugreifen“, befand der 
Verbandspräsident. Der VGL 
Bayern begrüßt auch das von 
der Staatsregierung angedachte 
Bayerische Klimaschutzgesetz. 
Der Zehn-Punkte-Plan der Kli-
maschutzoffensive enthalte er-
freulicherweise die Handlungs-
felder „Klimaarchitektur in den 
Städten“ und „Klimaneutralität 
von Staat und Kommunen“, ei-
ne noch umfangreichere Förde-
rung urbaner grüner Infrastruk-
tur sei wünschenswert.

Nicht zuletzt macht die hohe 
Wahlbeteiligung beim letztjähri-
gen bayerischen Volksbegehren 
„Artenvielfalt – Rettet die Bie-
nen!“ deutlich, dass die Ansprü-

che der Bürgerinnen und Bür-
ger an einen nachhaltigen Um-
gang mit ihrer Umwelt steigen. 
Demnach verzeichnet die Grüne 
Branche ein steigendes Interes-
se ihrer Kunden an einer natur-
nahen Gartengestaltung, die die 
Biodiversität fördert.

Der Natur Raum geben

Worauf es bei naturnaher Gar-
tengestaltung ankommt, präzi-
sierte Pia Präger, Mitglied des 
VGL-Bayern-Präsidiums. Dabei 
bedeute „naturnah“ die Gestal-
tung und Pflege eines Gartens 
mit der Natur und den ihr eige-
nen Gesetzen und nicht gegen 
sie. „Man gibt der Natur Raum 
zur Entwicklung, ohne auf len-
kende Eingriffe zu verzichten. 
Naturnahe Gärten mit zahlrei-
chen Ökosystemen und einer 
hohen Biodiversität sind sichtba-
rer Beweis eines ausgeprägten 
Umweltbewusstseins“, erläuter-
te die Gärtnermeisterin.  r

Gesundheit stärken,  
Klimaanpassung gestalten

Verbände fordern Konjunkturprogramm für kommunales Grün
Der Bundesverband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau 
e.V. (BGL), der Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (bdla), 
der Bund deutscher Baumschulen (BdB) e.V. und der Zentral-
verband Gartenbau e.V. (ZVG) fordern gemeinsam mit dem 
Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) ein 
wirksames Förderprogramm für kommunales Grün. 

Das Verbändebündnis unterstreicht, dass Parks und Grün- 
flächen systemrelevant sind. „Die Flächen sind nicht nur grüne 
Lungen für die Menschen, sondern haben auch eine hohe Be-
deutung als Lebensraum und Vernetzungsstruktur für städti-
sche Biodiversität“, so DNR-Geschäftsführer Florian Schöne.

Die Allianz aus Wirtschafts- und Umweltverbänden hält es für 
unumgänglich, gerade jetzt die Kommunen mit einem klimage-
rechten Innovations- und Konjunkturpaket für mehr Grün zu 
unterstützen. „Wir als Verbändebündnis appellieren an die Bun-
des- und Landesregierungen, ein langfristiges Förderprogramm 
für die grün-blaue Infrastruktur in der Stadt und im ländlichen 
Raum einzurichten. Gesundheitsvorsorge und Klimaanpassung 
brauchen jetzt diese Unterstützung“, so BGL-Präsident Lutze 
von Wurmb. Im Übrigen entspreche dies auch den Bestrebun-
gen der Bundesregierung in der anstehenden EU-Präsident-
schaft, über den sogenannten „Green Deal“ mit Investitionen in 
die Nachhaltigkeit auch die Wirtschaft zu unterstützen, so von 
Wurmb weiter. Er erwarte daher eine große Unterstützung sei-
tens der Bundespolitik.  r
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Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: verkauf@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Überzeugt Unternehmer, Entscheider
und Fahrer zugleich: der Unimog.
Kompakt, kraftvoll, robust: die Kommunalprofis von 
Mercedes-Benz. Städten und Gemeinden gehen die 
Aufgaben nie aus. Die Budgets dagegen werden immer 
knapper. Deshalb verlangen sie nach wirtschaftlichen 
und vielseitigen Lösungen.

Der Unimog macht Ihnen die Entscheidung leicht: egal 
ob besonders kompakt (U 216 / U 218 / U 219), 
besonders kraftvoll (U 318 bis U 530) oder besonders 
robust und geländegängig (U 4023 / U 5023).

Mit Bienenfleiß
„Mit der vielseitigen Leistungsfähigkeit des Unimogs hält kein anderes Fahrzeug mit.“

Als gewerbliche Imkerei braucht Woldgate Honey in Großbritan-
nien Alleskönner für schwere Ladung. Sowohl auf der Straße als 
auch im anspruchsvollen Gelände – und das bei jeder Wetterlage.

Tonnenweise Argumente.

Woldgate Honeys 2.000 Bie-
nenstöcke beherbergen in Spit-
ze über 50.000 Bienen. Das Er-
gebnis lässt sich sehen: Mindes-
tens 60 Tonnen hochwertiger 
Honig werden jedes Jahr von 
März bis Oktober produziert. 
Um optimale Bedingungen zu 
gewährleisten, werden die Stö-
cke während dieser Zeit einige 
Male versetzt – und folgen den 
blühenden Pflanzen von land-
wirtschaftlich nutzbaren Fel-
dern bis ins Heidemoorland.

Vielseitige Leistungsfähigkeit

Um auch abseits der Blüten 
optimal für die Produktion ge-
rüstet zu sein, hat sich das Un-
ternehmen drei neue, je 8,8 
Tonnen schwere Unimog U 4023 
angeschafft.

Der Herbst ist die geschäftigs-
te Zeit des Jahres: Die Imker von 
Woldgate besuchen täglich die 
Bienenstöcke in abgelegenen 
Gebieten der North York Moors. 
Diese Aufgabe verlangt den 
Fahrzeugen unterschiedlichs-
te Fähigkeiten ab – und der Uni-
mog lässt keine Wünsche offen.

Geschäftsführer Mark Evamy 
erklärt, dass die Fahrzeuge re-
lativ große Strecken auf kon-

ventionellen Straßen zurückle-
gen, um die Bienenstöcke zu er-
reichen. Das setzt den Fokus auf 
Komfort und Kostengünstigkeit. 
Allerdings sind die entlegene-
ren Stöcke bis zu 8 km von der 
nächsten Straße entfernt. Hier 
ist Geländegängigkeit das ent-
scheidende Kriterium. Der drit-
te Fokus liegt auf dem Fahr-
werk: es muss Platz bieten für 
160 Bienenstöcke, die Ausrüs-
tung und zu guter Letzt müssen 
auch noch die speziell gefertig-
ten Hubarme angebracht wer-
den können.

Mark Evamy erklärt, dass 
nicht viele Fahrzeuge allen die-
sen Anforderungen gewach-
sen sind. Seit 12 Jahren setzt er 
auf den Unimog und bereut es 
nicht. Deshalb hatten nun erst-
mals gleich drei Neufahrzeuge 
ihr Debüt.

Extremwerte dank  
drehelastischer Rahmen und 
Schubrohraufhängung

Dank seines starken aber 
trotzdem drehelastischen Rah-
mens und seiner Schubrohrauf-
hängung erreicht der Unimog 
Extremwerte in der Achsver-
schränkung von bis zu 30 Grad. 
Steigungen von 45 Grad stellen 
aufgrund der kurzen Überhän-

ge kein Problem dar. Für maxi-
male Leistung treibt der 170 kW 
(230 PS) Euro VI Motor alle vier 
Räder an.

Ausstattung

Das Trio ist ausgestattet mit 
Pritschenaufbauten aus ver- 
zinktem Stahl. Diese sind auf 
den speziellen verwindungsfrei-
en und schwenkbaren Unter-
konstruktionen der Fahrzeuge 
angebracht, um eine Behinde-
rung des Fahrwerks zu vermei-
den. Die Hubarme sind am Heck 
befestigt.

Umweltfreundlich  
und effizient

Nicht nur die Fähigkeiten des 
Unimog überzeugen – auch die 
Umwelt freut sich über die neu-
en Fahrzeuge. Neben Motoren, 
die die aktuellste Abgasnorm 
erfüllen, sind Woldgates neues-
te Unimog mit einem zentralen 
Reifendruck-Regelsystem aus-
gestattet. Das System erlaubt 
dem Fahrer, aus der Kabine he-
raus den Reifendruck zu sen-
ken. Beim Offroad-Einsatz wird 
so der Schaden am Untergrund 
minimiert und gleichzeitig das 
Gripniveau erhöht. Wenn das 
Fahrzeug zurück auf der Stra-
ße ist, können die Reifen wieder 
befüllt werden und garantieren 
maximale Sicherheit und Kraft-
stoffeffizienz. r

Der Unimog unterstützt die Imker von Woldgate Honey auf jedem Gelände.  Bild: Daimler.com

Monteur der Firma Beutlhauser Bild: Beutlhauser

Mobiler Werkstattservice 
für Kommunalfahrzeuge 

Zertifizierter myUnimog Mobile Service Partner an den Standor-
ten der Firma Beutlhauser in Hengersberg, Kulmbach und Weimar
Wartung, Diagnose und Reparaturen am Mercedes Benz Unimog 
und anderen Kommunalfahrzeugen sowie An- und Aufbaugerä-
ten aller namhaften Hersteller führt das gut ausgebildete Service-
personal von Beutlhauser direkt vor Ort beim Kunden durch. 

Vor Ort heißt: egal ob das 
Fahrzeug im heimischen Bauhof 
steht, auf der Straße oder dem 
Feld liegen geblieben ist, mit 

den modernen und vollausge-
statteten Kundendienstfahrzeu-
gen kommt die Werkstatt direkt 
zum Kunden. Alle Servicewä-

gen der Kommunalstandorte in 
Bayern und Thüringen sind ne-
ben den gängigen Werkzeugen 
auch mit modernster Diagnose-
technik ausgestattet. Nach Her-
stellervorgaben können War-
tungen daher jederzeit durch-
geführt werden, sowie Fehler 
dank der Online-Anbindungen 
schnell diagnostiziert und beho-
ben werden. Das Ziel von Beutl-
hauser ist hier klar zu erken-
nen: Der Kunde soll möglichst 
schnell wieder einsatzfähig 
sein, die Standzeit seines Fuhr-
parks reduziert und Ausfälle mi-
nimiert werden. 

Zertifizierter Partner

Seit Kurzem sind die Kommu-
nalstandorte in Hengersberg, 
Kulmbach und Weimar zusätz-
lich zertifizierte myUnimog Mo-
bile Service Partner von Merce-
des Benz Unimog. 

Im Rahmen der Zertifizierung 
werden die Außendienstmon-
teure über das normale Trai-
ningsprogramm hinaus regel-
mäßig geschult, da bei einem 
Außeneinsatz die Beratung im 
Team nicht möglich und der 
Techniker oft auf sich allein ge-
stellt ist. Nach und nach sollen 
alle weiteren Kommunalwerk-
stätten der Beutlhauser-Gruppe 
zertifiziert werden. r

30 Jahre  
Landschaftspflegeverband Wunsiedel

Vor 30 Jahren wurde der Landschaftspflegeverband im Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge aus 
der Taufe gehoben. Seit 1990 trägt eine starke Allianz aus Kommunen, Landwirten und Naturschüt-
zern dazu bei, Ökologie und Ökonomie unter einen Hut zu bringen, aber auch die Landwirte und das 
Handwerk zu unterstützen.

Wunsiedel war einer der frü-
hen Landschaftspflegeverbän-
de in Bayern, die sich um den Er-
halt der Lebensräume gefährde-
ter Tiere und Pflanzen durch ge-
zielte Maßnahmen kümmerten. 
Die Pflege der Vogelschutzflä-
chen in Oberweissenbach, das 
Heckengebiet Schönbrunn, die 
Torfstiche bei Niederlamitz und 
die Hohlwege um Schirnding wa-
ren erste Arbeitsfelder des Pfle-
geverbandes.

Zudem suchte die Leiterin 
und Landschaftsplanerin Gu-
drun Frohmader-Heubeck früh 
den Kontakt zu interessierten 
Landwirten und ihrer Betriebs-
hilfeorganisation, dem Maschi-
nenring Wunsiedel. Sie erarbei-
tete Pflegepläne für Schutzge-
biete, begleitete die Flächenan-
käufe der Naturschutzverbände, 
hielt Kontakt zu den beteiligten 
Kommunen und Fachbehörden 
und reichte Förderanträge für 
die jährlichen Naturschutzmaß-
nahmen über die Untere Natur-
schutzbehörde bei der Regie-
rung von Oberfranken zur Be-
willigung ein.

Waren 1990 erst zehn Land-
schaftspflegemaßnahmen mit 
einem Volumen von ca. 40.000 
DM zu verzeichnen, kann heute 
bereits auf 99 Maßnahmen mit 
Einzelprojekten und Gesamtkos-
ten von rund 350.000 Euro ver-
wiesen werden. Wesentlich sind 

dabei nicht nur die Fördergelder, 
sondern auch die Eigenanteile 
des Landkreises Wunsiedel mit 
seinen Kommunen. Auch Natur-
schutzverbände geben Teile ih-
rer Biotoppflege ab und finanzie-
ren die Pflegearbeiten mit.

Dichtes Netzwerk

Das dichte Netzwerk der 17 
Kommunen, der 100 aktiven 
Landwirte und Biotoppfleger 
und aller örtlichen Naturschutz-
verbände schafft eine breite Ba-
sis. Die Bedarfspflege in den ca. 
100 Schutzgebieten und den ge-
setzlich geschützten Biotopen 
wird ergänzt durch notwendige 
Maßnahmen für besonders ge-
schützte Tiere und Pflanzen der 
Roten Listen sowie die Umset-
zung der FFH-Richtlinie in den 
Natura 2000-Gebieten. Auch 
Pflegemaßnahmen in Sekun-
därstandorten wie aufgelasse-
ne Steinbrüche stehen auf der 
Agenda.

„Wiesenbereiche weiter mä-
hen, biotopprägende Nutzung 
fortführen“ war der Auftrag an 
alle, die sich den Biotopen ak-
tiv widmen konnten. Der Bund 
Naturschutz, der Fichtelgebirgs-
verein, der Landesbund für Vo-
gelschutz, die Naturfreunde und 
der Naturpark als Landschafts-
pflegeverband sind seit mehr als 
30 Jahren die örtlichen Hauptak-

teure, immer in Abstimmung mit 
den Naturschutzbehörden in 
Wunsiedel und Bayreuth.

Auch tierische Landschafts-
pfleger sind im Übrigen am Er-
halt der Kulturlandschaft betei-
ligt: Rund 100 Schafe treibt ein 
Schafhalter aus Mühlbühl von 
Weide zu Weide und verhindert 
damit ein Zuwachsen der wert-
vollen Nagler Bergwiesen.  DK

Landesgartenschauen 
verschoben

Das Umweltministerium 
hat der Verschiebung der  
bayerischen Gartenschau-
en zugestimmt. 

Die Landesgartenschau 
Ingolstadt kann damit 
nicht in diesem Jahr, son-
dern 2021 stattfinden, die 
Landesgartenschau in Frey- 
ung wird von 2022 auf 
2023 verschoben. 

Die Terminverschiebung 
führt dazu, dass 2021 zwei 
Veranstaltungen stattfin-
den: die Regionalgarten-
schau „Natur in Lindau“ 
und die Landesgarten-
schau Ingolstadt. Weitere 
Informationen unter: 

https://www.stmuv.bay-
ern.de/themen/natur-
schutz/gartenschauen/in-
dex.htm r

https://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/gartenschauen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/gartenschauen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/gartenschauen/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/gartenschauen/index.htm
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Kommunales Pilotprojekt: 

Neues Online-Portal verbindet  
Politiker, Unternehmen und Bürger
Burgheim. Michael Böhm, Erster Bürgermeister von Markt 
Burgheim, und Felix Klein, Geschäftsführer der ortsansässi-
gen DZE GmbH, haben in kürzester Zeit ein multimediales 
Online-Portal für die Gemeinde Burgheim aktiviert. 

Das Portal www.burgheim-verbindet.de dient den Einwoh-
nern als Informationsplattform zu lokalen Entwicklungen so-
wie der Förderung des nachbarschaftlichen Miteinanders in 
Zeiten der Corona-Krise. Neben der Aufgabe als Informations-
plattform kommen die Burgheimer selbst zu Wort: Ärzte, Gas-
tronomen, Banken, Vereine, Kirchen etc. können die Plattform 
aktiv nutzen, um auf sich aufmerksam zu machen, in Kontakt 
mit Kunden, Patienten und Besuchern zu bleiben und eigene 
Angebote, wie Webinare, zu bewerben.“

Bürgermeister Böhm betont, dass das Projekt nicht nur 
ein Portal für die Corona-Krise ist: „Uns war es zwar wichtig, 
schnell und kompakt eine interaktive Webseite für unsere Ge-
meinde zu schaffen. Mittel- bis langfristig soll das Portal zu 
einer konstanten Anlaufstelle für die Nachbarschaft werden. 
Gerade für Menschen, die aufgrund von gesundheitlichen 
Einschränkungen oder eines höheren Alters nur noch bedingt 
am öffentlichen Leben teilnehmen können, können so soziale 
Netzwerke aufrechterhalten werden.“

Schon wenige Stunden nach dem Launch stiegen die Zugriffs- 
zahlen. „Das Portal verbindet den Bedarf der Menschen an lo-
kalen Nachrichten mit der digitalen Kommunikation. Inhalte 
entstehen vor allem multimedial. So bestehen geringe Barrie- 
ren für alle Bürgerinnen und Bürger jeden Alters“, so Böhm.

Felix Klein sieht Chancen für andere Kommunen: „Die 
Grundstruktur der Plattform ist so angelegt, dass sie sich auf 
jede kleinere und größere Gemeinde übertragen lässt, um 
dort in kurzer Zeit ähnliche Portale zu starten.“ Das Team der 
DZE GmbH verlässt sich hierbei auf seine mehr als zehnjährige 
Erfahrung in der Gestaltung interaktiver Webseiten.

Über die DZE GmbH:

Die DZE GmbH hat sich seit ihrer Gründung darauf spezi-
alisiert aktive und ehemalige Soldaten mit Unternehmen zu-
sammenzubringen. Hierfür betreibt das Unternehmen aus 
Burgheim unter www.dienstzeitende.de eine Spezial-Jobbör-
se sowie eine Kursdatenbank für Soldaten. Zusätzlich veran-
staltet die DZE GmbH zweimal jährlich die große Online-Sol-
datenmesse auf www.soldata.de.  r

Landkreis ist Digitale Bildungsregion
Der Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen ist seit Anfang April 
2020 offiziell „Digitale Bildungsregion“. Damit werden die Digi-
talisierung im Bildungsbereich weiter vorangebracht, neue Ideen 
entwickelt sowie Projekte und Maßnahmen umgesetzt. 

Im Frühjahr 2019 hat sich die 
„Bildungsregion altmühlfranken“ 
auf den Weg gemacht, „Digi-
tale Bildungsregion“ zu wer-
den. Als einer der ersten in Mit-
telfranken kann sich der Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhau-
sen nun freuen: die Bewerbung 
beim Bayerischen Staatsminis-
terium für Unterricht und Kul-
tus war erfolgreich und die Ar-
beit kann aufgenommen wer-
den, wie Bayerns Kultusminister 
Prof. Dr. Michael Piazolo in ei-
nem Schreiben an Landrat Ger-
hard Wägemann mitgeteilt hat.

Die Corona-Pandemie und 
die damit verbundenen Schul-
schließungen und Einschränkun-
gen im beruflichen und priva-
ten Umfeld zeigen einmal mehr, 
wie aktuell und wichtig das The-
ma „Digitalisierung“ ist. Digitale 
Kompetenzen sind nahezu uner-
lässlich geworden, doch die Nut-
zung der vielfältigen Hard- und 
Software erfordert umfangrei-
che Kenntnisse.

„Der Landkreis Weißenburg- 
Gunzenhausen will diese Ent-
wicklung begleiten und aktiv 
mitgestalten“, so der Landrat 
und die Bildungskoordinatorin 
des Landratsamts, Greta Wei-
senseel. 

Vier Schwerpunktthemen

Das landkreisweite Konzept 
für die digitale Bildungsregion 
befasst sich mit den vier Schwer-
punkten „Digitalisierung ge-
meinsam gestalten“, „Entwick-
lung einer modernen IT-Land-
schaft“, „Vermittlung von Kom-
petenzen für eine digitale Welt“ 
und „Wirtschaft 4.0 – digitale 
Transformation“. 

Mit der Umsetzung von Projek-
ten und Ideen sollen regionales, 
digitales Wissen geteilt und ge-
bündelt, vorhandene Kompeten- 
zen und Angebote transparent 
gemacht und gute Praxisbeispie-
le bekannt und weiterentwickelt 

werden. Es gibt in Altmühlfran-
ken bereits zahlreiche digitale 
Projekte. Sie wurden im Rahmen 
der Konzepterstellung in einer 
Ist-Stand-Analyse erfasst.  

Mediencurriculum und FabLab

Das Staatliche Schulamt Wei-
ßenburg-Gunzenhausen hat in 
Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitskreis „Digitale Bildung“ ein 
sogenanntes „Mediencurricu-
lum“ erstellt. Dadurch können 
ein digitaler, jahrgangsspezifi-
scher „Grundstock“ festgelegt 
und die Bildungseinrichtungen 
besser verzahnt werden. 

Als Kombination aus MINT-Bil-
dung sowie digitaler Bildung 
entsteht im Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen momentan 
das erste FabLab mit Standort in 
Gunzenhausen. Als außerschuli-
scher Lernort bietet das FabLab 
allen Generationen die Möglich-
keit, sich mit den Themen MINT 
und Digitalisierung unter fach-
kundiger Anleitung zu befassen. 
Auch der Ausbau der iPad-Klas-
se an der Wirtschaftsschule 
soll weiter stattfinden, sodass 
der digitale Unterricht als Best-
Practice-Beispiel auch für ande-
re Einrichtungen dienen kann.

Referentenpool

Darüber hinaus soll ein regi-
onaler Referentenpool entste-
hen, durch den Stück für Stück 
auch ein regionales Wissens- 
und Fortbildungsnetzwerk für 
den Landkreis aufgebaut wer-
den kann. Auf Basis einer wis-
senschaftlichen Studie zum The-
ma Familienbildung soll auch 
das bereits vorhandene Famili-
enportal grundlegend überar-
beitet und interaktiv gestaltet 
werden. Das weitere Vorgehen 
sowie die Umsetzung einzelner 
Projekte und Maßnahmen wer-
den gemeinsam mit dem Bil-
dungsrat abgestimmt.

Natürlich birgt die Digitalisie-
rung auch Gefahren, doch geht 
es in der heutigen Schul- und Ar-
beitswelt, aber auch im privaten 
Umfeld kaum mehr ohne digita-
le Medien. Die Risiken sollen in 
den Arbeitskreisen und Projek-
ten der Bildungsregion nicht un-
ter den Tisch fallen, im Gegen-
teil, sie sollen thematisiert und 
diskutiert werden. Es sollen sen-
sibilisierende und präventive 
Maßnahmen erarbeitet werden, 
die den richtigen Umgang mit 
Medien beinhalten.

Startschuss für dynamischen 
und dialogischen Prozess

Die Bewerbung zur „Digitalen 
Bildungsregion“ ist der Start-
schuss für einen dynamischen 
und dialogischen Prozessbeginn, 
der in den nächsten Jahren pro-
aktiv von den Akteuren in der 
Bildungsregion altmühlfranken 
weiterentwickelt wird. „Der bis-

herige Entwicklungsprozess der 
Bildungsregion ist mit der Ver-
leihung des Qualitätssiegels zur 
digitalen Bildungsregion nicht 
zu Ende. Es wird als Anspruch 
und Ansporn zugleich gesehen, 
das vorliegende Handlungskon-
zept koordiniert und nachhaltig 
umzusetzen“, resümiert Landrat 
Wägemann. Die Auszeichnung 
wird aufgrund der gegenwärti-
gen Corona-Krise zu einem spä-
teren Zeitpunkt verliehen. 

Bereits seit 2013 ist der Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhau-
sen Bildungsregion in Bayern. 
Organisation und Koordination 
übernimmt die Geschäftsstel-
le, die innerhalb der Zukunftsini- 
tiative altmühlfranken im Land-
ratsamt angesiedelt ist. Der Bil-
dungsrat mit seinen Arbeits-
gruppen besteht aus regionalen 
Akteuren aus dem Bildungsbe-
reich und entwickelt die Bil-
dungsregion inhaltlich weiter. 
Die Bildungskonferenz ist offen 
für alle Interessierten und dient 
dem Austausch, der Vernetzung 
und Ideenfindung.  r

„Wir helfen zusammen – Donau-Ries“:

Förderung für Ehrenamtliche 
an Kommunen ausgezahlt

Der Landkreis Donau-Ries hat den Kommunen eine Förderung für 
ehrenamtliche Coronahilfen in Höhe der tatsächlich entstande-
nen und beantragten Kosten ausgezahlt. Im Fördertopf, den die 
Bayerische Staatsregierung jedem Landkreis zur Verfügung ge-
stellt hatte, waren 60.000 Euro. 

Jede Kommune konnte Kosten 
geltend machen, die den Ehren-
amtlichen im Zusammenhang 
mit Coronahilfen entstanden. 
Verwendet werden mussten die 
Mittel für ehrenamtliche Coro-
na-Hilfsprojekte.

Allen teilnehmenden Städten 
und Gemeinden konnte der an-
geforderte Zuschuss bewilligt 
werden. Landrat Stefan Rößle 

Region ist Solidarität
Studie für fairen Lasten-Nutzen-Ausgleich  

zwischen den Gemeinden
Wie kann eine Gemeinde im landschaftlich schönen Hinterland, 
die keine gute Verkehrsanbindung hat, von Gewerbeansiedlungen 
in anderen Gemeinden profitieren und im Gegenzug Ausgleichs-
flächen, Wohnraum und soziale Infrastrukturen zur Verfügung 
stellen? Kann ein interkommunaler Fonds einen fairen Lasten-Nut-
zen-Ausgleich zwischen solchen Kommunen schaffen? Erste Ant-
worten auf Fragen wie diese liefert eine gemeinsame Studie der 
Landeshauptstadt München und der Landkreise Dachau und 
Ebersberg mit dem Titel „Region ist Solidarität“. Die Instrumen-
te sind vorhanden, sie müssen aber auch mutig genutzt werden.

Das starke Wachstum in der 
Metropolregion München eröff-
net große Chancen, führt aber 
auch zu Belastungen. Für eini-
ge Kommunen sind Lasten und 
Nutzen jedoch nicht gleichmä-
ßig aufgeteilt: Während zum 
Beispiel Gewerbegebiete zu hö-
heren Steuereinnahmen in der 
jeweiligen Gemeinde führen, 
steigt der Bedarf an Wohnraum 
für die Arbeitskräfte und an  
entsprechenden Infrastruktu-
ren auch im weiteren Umfeld. 
Zudem werden Verkehre verur-
sacht, Freiräume beansprucht 
und Ausgleichsflächen benötigt 
– selten nur innerhalb der jewei-
ligen Gemeindegrenze. 

Interkommunale Abstimmung

Deshalb müssen im Sinne ei-
ner effizienten, ressourcen- und 
klimaschonenden Flächennut-
zung Entwicklungen wie Woh-
nen, Gewerbe, Infrastrukturen 
und Freiräume noch stärker in-
terkommunal abgestimmt und 
an aus gemeindeübergreifender 
Sicht optimalen Standorten rea- 
lisiert werden. Dabei sind die 
aus einer solchen freiwilligen Ar-
beits- und Funktionsteilung ent-
stehenden Nachteile und Belas-
tungen unter den betroffenen 
Kommunen und Projektpart-
nern auszugleichen. Instrumen-
te für solche Planungsansätze 
sind grundsätzlich vorhanden, 
kommen bisher aber nur punk-
tuell zum Einsatz.

Das Projekt „Region ist Soli-

darität“ soll die Praxistauglich-
keit dieser Instrumente her-
ausarbeiten, Anpassungserfor-
dernisse formulieren, die Be-
kanntheit ausgleichsorientierter 
Planungsansätze steigern und 
zur stärkeren Anwendung an-
regen. Mit der Veröffentlichung 
des Berichts „Region ist Solida-
rität. Gerechter Ausgleich von 
Lasten und Nutzen im interkom-
munalen Dialog“ ist nun ein ers-
ter Meilenstein erreicht.

Zuversicht beim OB  
und den Landräten

Münchens Oberbürgermeis-
ter Dieter Reiter ist sich sicher: 
„Der eingeschlagene Weg ist 
der richtige. Ich wünsche mir, 
dass wir diese erfolgverspre-
chenden Ansätze nun fest eta-
blieren und zum Standard un-
serer Siedlungs- und Regional-
entwicklung machen.“ Auch der 
Dachauer Landrat Stefan Löwl 
betont die herausragende Be-
deutung der gemeindeübergrei-
fenden Zusammenarbeit: „Der 
Wachstumsdruck im Ballungs-
raum München lässt bei eini-
gen Entscheidungen kein ‚wei-
ter so‘ mehr zu. Wir brauchen 
eine noch stärkere Kooperation 
zwischen einzelnen Akteuren 
zum Wohle aller.“ Der Ebersber-
ger Landrat Robert Niedergesäß 
blickt mit Zuversicht in die Zu-
kunft: „Ich glaube an die Innova-
tionskraft unserer Region, in der 
sich die Landkreise zusammen 
mit der Landeshauptstadt Mün-

Mehr Datenschutz,  
mehr Leistung

An der Aventinus Mittelschule Abensberg werden die Lehrkräf-
te derzeit von zwei Kollegen über die Möglichkeiten des Fernun-
terrichts informiert. Denn Achim Shaukat und Andreas Reichinger 
waren mit den bisher üblichen und weit verbreiteten Lösungen 
nicht zufrieden. „Schwache Server, hochsensible Daten bei Privat-
unternehmen – nein danke“, sagt Shaukat. 

Auf Anregung von Konrektor 
Dietmar Freyberger haben er 
und sein Kollege inzwischen ei-
nen Server in Deutschland ge-
mietet und sich in die open 
source-Software jitsi meet ein-
gearbeitet – und die wird nun 
im Schulzentrum an der Römer-
straße verwendet. 

Man muss sich auch  
online benehmen können 

Die Vorteile: „Nur wir haben 
Zugriff, niemand sonst“, sagt 
Shaukat. Die Software läuft auf 
allen Endgeräten, die Bedienung 
ist buchstäblich kinderleicht, 
der Standard-Start läuft ohne 
Mikro und Kamera – das spart 
manche Peinlichkeit aus. Durch 
den angemieteten Server ist die 
Leistung so hoch, dass bis zu 
200 Personen gleichzeitig aktiv 
sein können: Videokonferenzen, 
chatten in der Gruppe, Fern- 
unterricht mit Tafelblick, die 
Kommunikation stets unter Auf-
sicht eines Lehrers/einer Lehre-
rin – „Und wenn nötig, können 
wir auch einen Schüler oder ei-
ne Schülerin rauswerfen“, sagt 

Shaukat. Man muss sich eben 
auch online benehmen können.

Der Serverstandort Deutsch-
land steht für höchsten Daten-
schutz und beim Betrieb steht 
die Datensparsamkeit an erster 
Stelle; das Einloggen ist mit Vor- 
oder Spitzname möglich, kei-
ne weiteren Angaben sind nö-
tig. Migranten können zudem 
die Benutzeroberfläche in ihrer 
Sprache wählen.

Rektor Wolfgang Brey ist 
ziemlich begeistert von der Ak-
tion und dem leistungsfähigen 
und sicheren Weg, der an sei-
ner Schule beschritten wird und 
wendet sich dankend an den 
Schulverband: „Wir sind her-
vorragend ausgestattet, und 
deshalb ist diese Variante auch 
möglich.“ Auch dankt er seinen 
beiden Lehrern, die sich der-
zeit um die Kolleginnen und Kol-
legen kümmern und in Extra 
stunden erklären, wie das Gan-
ze funktioniert und welche Vor-
teile der eigene Server und das 
open source-Programm haben. 
Brey: „Ich wäre nicht erstaunt, 
wenn das Kultusministerium die 
Möglichkeiten des Fernunter-
richts erkennt und auch nach 
Corona nutzt.“  r

chen und den Kommunen ge-
meinsam und solidarisch an die 
großen Zukunftsaufgaben Mobi-
lität und Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum wagen und 
erfolgreich gestalten.“ Für die 
Münchner Stadtbaurätin Profes-
sorin Elisabeth Merk hat sich in 
diesem Zusammenhang bereits 
viel getan: „Was die gemeinde-
übergreifende Zusammenarbeit 
betrifft, konnten wir in der Re-
gion München in den vergange-
nen Jahren große Fortschritte 
machen. Während wir vor we-
nigen Jahren noch darüber dis-
kutiert haben, was alles schwie-
rig ist, entwickeln wir heute ganz 
selbstverständlich gemeinsame 
Ziele, Umsetzungsstrategien und 
Projekte.“

Gemeinschaftsprojekt

„Region ist Solidarität“ ist ein 
Gemeinschaftsprojekt der Lan-
deshauptstadt München und 
der Landkreise Dachau und 
Ebersberg. Das Projekt wur-
de im Rahmen der Regionalen 
Wohnungsbaukonferenzen ver-
einbart und unter Mitwirkung 
des Planungsverbandes Äußerer 
Wirtschaftsraum München (PV), 
der Industrie- und Handelskam-
mer für München und Oberbay-
ern, der Technischen Universität 
München, Lehrstuhl für nachhal-
tige Entwicklung von Stadt und 
Land, sowie des Deutschen Ins-
tituts für Urbanistik weiter vor-
angetrieben. Es ist ein weiteres 
interkommunales Projekt unter 
dem Dach des Regionalen Bünd-
nisses für Wohnungsbau und In-
frastruktur. Als nächster Schritt 
werden nun einzelne Instrumen-
te an Hand konkreter interkom-
munaler Pilotprojekte in Zusam-
menarbeit mit den Akteuren vor 
Ort auf ihre Praxistauglichkeit 
hin überprüft. Der Fokus wird 
hier auf den Möglichkeiten der 
Bewertung und des Ausgleichs 
dessen liegen, was von den je-
weiligen Partnern in die Koope-
ration eingebracht werden kann. 
Teilnehmende Kommunen er-
halten durch „Region ist Solida-
rität“ professionelle Unterstüt-
zung für ihre Ansätze und kön-
nen sich als Vorreiterinnen für 
eine integrierte, nachhaltige und 
abgestimmte Regionalentwick-
lung positionieren.
Bericht, Kontaktdaten Informa-
tionen: 
muenchen.de/regionales.  r 

bedankte sich bei den Kommu-
nen für die gute Zusammenar-
beit und die Unterstützung der 
Ehrenamtlichen in der Hochpha-
se der Coronakrise. 

Zuständig für die Verteilung 
der Förderung waren die Ehren-
amtsbeautragte des Landkrei-
ses, Karin Brechnmacher und 
der Seniorenbeauftragte Chris- 
tian Trollmann.  r
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„Da ist ein Funken in ein 
globales Pulverfass geflo-
gen und die Explosionen sind 
so heftig wie selten zuvor.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, verfolgt gespannt die Er-
eignisse in den Vereinigten 
Staaten und die Diskussion 
über Rassismus weltweit. 

Da stecken wir global in 
einer der größten Krisen in 
Friedenszeiten, die Zahl der 
Toten im Zusammenhang 
mit Covid-19 erreicht in den 
USA, Großbritannien, Bra-
silien und Indien Dimensionen, wie sie unser 
Vorstellungsvermögen sprengen und doch hat 
der Tod eines einzelnen Mannes Amerika und 
die Welt in Aufruhr versetzt. Es war die Bruta-
lität und Grausamkeit des Sterbens, es waren 
die Handybilder, die den langsamen Tod des 
George Floyd auf alle Bildschirme der globa-

len Netz-Community brachte und es war die 
Hautfarbe des Getöteten, die eine Eruption 
des Protestes hervorgerufen haben, die nicht 
auf die USA beschränkt ist.

Die Zynikerin in mir lässt mich denken, dass 
möglicherweise auch die Tatsache eine Rolle 
spielt, dass wir alle zusammen ein Ventil für 
unsere Ängste und Frustrationen in der Coro-
na-Welt brauchen, nachdem wir so viele Mo-
nate monothematisch auf ein kleines Virus ge-
starrt haben. Denn eins ist klar: Fälle von ras-
sistisch motivierten Übergriffen, von Polizei-
gewalt gegen Afroamerikaner kommen immer 
wieder vor und der Frust darüber entlädt sich 
auch lokal – nur eben nicht in diesem Ausmaß.

Die Amerikaner sind sicherlich auch des-
halb besonders sensibilisiert, weil es schon ei-
ne ganze Zeit über dort eine besonders hef-
tige Diskussion über Diskriminierungen aller 
Art gibt – aufgrund der Hautfarbe oder des 
Herkommens, aufgrund des Geschlechts, auf-
grund der sexuellen Orientierung. Viel stärker 
als wir es uns vorstellen können, hat sich eine 
Tendenz verbreitet, intolerant alles zu verfol-
gen, was sich nicht an eine politische Korrekt-
heit hält, die von denen definiert wird, die sich 
subjektiv von Diskriminierung betroffen füh-
len. Eine Art modernes Jakobinertum, das im-
mer mehr um sich greift und mittlerweile auch 

in Europa Nachahmer findet.
Deshalb ist es auch nur 

folgerichtig, dass zuerst in 
Amerika Denkmäler ge-
schleift wurden. Konföderier- 
tengeneräle, Südstaatenpoli- 
tiker und zuletzt noch Chris-
toph Kolumbus, dem lan-
ge Zeit der Ehrentitel „Ent-
decker Amerikas“ zuerkannt 
wurde, den man aber jetzt 
als Vorreiter der Versklavung 
und Ausrottung der indige-
nen Bevölkerung des Dop-
pelkontinents sieht.

Aber das ist natürlich nur die eine Seite der 
Vereinigten Staaten. Die andere sind die Kräf-
te, die sich nie offen rassistisch bekennen wür-
den, die aber an den gegenwärtigen gesell-
schaftlichen Verhältnissen auch nichts aus-
zusetzen haben. Bezeichnenderweise war  
George Floyd ein Kleinkrimineller, der ver-
suchte, Falschgeld unter die Leute zu brin-
gen, als er von der Polizei aufgegriffen und so 
unmenschlich zu Tode gefoltert wurde. Afro- 
amerikaner sind tendenziell ärmer, wohnen in 
schlechteren Stadtteilen, haben weniger Zu-
gang zu Krankenversorgung, weniger Zugang 
zu Bildung, ein höheres Risiko für Straftaten 
belangt und verurteilt zu werden und sie ster-
ben tendenziell häufiger an Covid-19 als wei-
ße Amerikaner.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist sehr be-
sorgt. Schließlich sind die USA als Weltmacht 
unter dem irrlichternden Präsidenten eh schon 
geschwächt und haben global an Ansehen ver-
loren. Jetzt noch die Instabilität durch die Un-
ruhen und die Diskussion um Rassismus. 

Da fällt es Ländern wie China leider leicht, 
sich auf das hohe moralische Ross zu setzen. 
Viel zu schnell sind die rassistischen Übergriffe 
auf Afrikaner in Kanton vergessen worden, die 
in Ausmaß und Intensität einem Land mit so 
hochstehender Zivilisation unwürdig sind. Von 
den Umerziehungslagern für Uiguren gar nicht 
erst zu reden. Nein, Rassismus ist leider global 
und kein Land, keine Ideologie und keine Zivi-
lisation ist ganz frei von ihm. Wir sollten des-
halb immer das Gegengift bedenken und an-
wenden, das Martin Luther King beschreibt: 
„Es gibt keine größere Kraft als Liebe. Sie über-
windet den Hass wie das Licht die Finsternis“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Rassismus ist  
leider global

„10 jahre fair trade stadt abensberg“ zeigt v.l.: 1. Bürgermeister Dr. Uwe Brandl, Klara Wirthensohn, 
Almuth Fuchs-Hofer, Marie-Luise Ott, Astrid Habel und Katrin Koller-Ferch.  Bild: Knott/Stadt Abensberg

Abensberg ist seit zehn Jahren  
„Fairtrade-Stadt“

Die Stadt Abensberg erfüllt weiterhin alle fünf Kriterien der Fair-
trade-Towns Kampagne und trägt deshalb für weitere zwei Jah-
re den Titel Fairtrade-Stadt. Die Auszeichnung wurde erstmalig 
im Jahr 2010 durch TransFair e.V. verliehen. Damit ist die Stadt 
Abensberg seit zehn Jahren dabei - eine Feier kann es aber auf-
grund der derzeitigen Auflagen nicht geben, was sowohl 1. Bür-
germeister Dr. Uwe Brandl, als auch die Vertreterinnen der Steue-
rungsgruppe bei einem Treffen bedauerten.

Dr. Brandl freute sich dennoch 
sehr über die Verlängerung des 
Titels: „Die Bestätigung der Aus-
zeichnung ist ein schönes Zeug-
nis für die nachhaltige Veran-
kerung des fairen Handels in 
Abensberg. Lokale Akteure aus 
Politik, Zivilgesellschaft und 
Wirtschaft arbeiten hier eng 
für das gemeinsame Ziel zusam-
men. Wir setzen uns weiterhin 
dafür ein, den fairen Handel auf 
lokaler Ebene zu fördern.“

Fünf Kriterien 

Vor zehn Jahren erhielt die 
Stadt Abensberg vom gemein-
nützigen Verein TransFair e.V. 
erstmalig die Auszeichnung für 

ihr Engagement zum fairen Han-
del, für die sie nachweislich 
fünf Kriterien erfüllen muss-
te. Der Bürgermeister und der 
Rat trinken fair gehandelte Pro-
dukte und halten die Unterstüt-
zung des fairen Handels in ei-
nem Ratsbeschluss fest, eine 
Steuerungsgruppe koordiniert 
alle Aktivitäten, in Geschäften 
und gastronomischen Betrieben 
werden Produkte aus fairem 
Handel angeboten, die Zivilge-
sellschaft leistet Bildungsarbeit 
und die lokalen Medien berich-
ten über die Aktivitäten vor Ort.

Das Engagement in Fairtra-
de-Towns ist vielfältig: In Abens-
berg sind die alljährliche faire 
Woche, der faire Einkaufsführer 

auf der städtischen Website und 
die Abensberger Schokolade nur 
einige Beispiele erfolgreicher 
Projekte in den letzten Jahren. 

Motivation für  
weiteres Engagement

„Wir verstehen die bestätig-
te Auszeichnung als Motivati-
on und Aufforderung für weiter-
führendes Engagement “, so Kla-
ra Wirthensohn, die Sprecherin 
der Steuerungsgruppe. Sie war 
mit Almuth Fuchs-Hofer, Ma-
rie-Luise Ott und Astrid Habel 
ins Aventinum gekommen, um 
die Urkunde „Abensberg bleibt 
Fairtrade-Stadt“ zu präsentie-
ren. Dabei wurde auch über die 
Folgen der Pandemie gespro-
chen, die eine Feier zum zehn-
jährigen Engagement verhin-
dern. Mit dabei war auch Kat-
rin Koller-Ferch von der Stadt 
Abensberg, die seit Jahren als 
Ansprechpartnerin für die Steu-
erungsgruppe fungiert.  r

Landkreis Cham:

Vodafone wird Breitbandpartner
Vodafone ist der Telekommunikations-Partner des Landkreises 
Cham im Zuge der Breitbanderschließung mit hochmoderner Glas-
faser. Das gaben Landrat Franz Löffler und Rolf-Peter Scharfe von 
Vodafone Deutschland bei einer gemeinsamen Pressekonferenz 
bekannt. Der Landkreis Cham errichtet ein eigenes Glasfasernetz 
mit rund 1.700 Kilometern Länge. Diese „passive Infrastruktur“ 
wird der Digitalisierungskonzern Vodafone Deutschland Vodafo-
ne mit seiner aktiven Technik ausstatten und den Privat- und Ge-
schäftskunden zur Verfügung stellen. Vodafone wird darüber 
hinaus die bestehenden Angebote im Landkreis Cham in den Berei-
chen Mobilfunk und Internet über das Kabelnetz weiter ausbauen.

Landrat Franz Löffler betont: 
„Der Landkreis Cham hat einen 
starken, technologisch breit auf-
gestellten, erfahrenen und welt-
weit agierenden Partner als Te-
lekommunikationsanbieter ge-
wonnen. Gemeinsam werden 
wir die Datenautobahn für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Land-
kreises, seiner Menschen und 
Unternehmen errichten.“ 

Rolf-Peter Scharfe ergänzt: 
„Wir freuen uns sehr darüber, 
den Landkreis Cham mit unse-
rem Betreiberkonzept und un-
serer jahrelangen Erfahrung bei 
Vermarktung und Betrieb sol-
cher Netzinfrastrukturen über-
zeugt zu haben. Gemeinsam 

wollen wir die Wirtschaftsregion 
Cham auf die digitale Überhol- 
spur bringen. Möglich macht 
das eine weitsichtige Politik, die 
heute schon die Weichen für die  
digitale Zukunft stellt.“

Der Landkreis Cham hat mit 
der Gründung des Eigenbetriebs 
„Digitale Infrastruktur“ im Jahr 
2019 die Weichen für den Auf-
bau eines eigenen Breitbandnet-
zes im Rahmen eines sogenann-
ten Betreibermodells gestellt. 

„Die Digitalisierung wird in den 
nächsten Jahren immer mehr Le-
bens- und Arbeitsbereiche um-
fassen, dies reicht vom digitalen 
Heimarbeitsplatz, Smart-Home- 
und Cloud-Anwendungen bis hin 

zu Zukunftsthemen wie dem au-
tonomen Fahren und 5G Mobil-
funk. Grundlage dafür ist dieses 
leistungsfähige und flächende-
ckende Glasfasernetz.“ so Land-
rat Franz Löffler. 

Angesichts der Fläche sowie 
der Einwohner- und Siedlungs-
struktur des Landkreises hand-
le es sich dabei um eine gewal-
tige Aufgabe mit hohen Investi-
tionen. Die enorme Dimension 
des Projektes ist schon aus der 
Trassenlänge von rund 1.700 Ki-
lometern ersichtlich. Das geför-
derte Ausbaugebiet umfasst zu-
nächst rund 7.000 private Haus-
halte und Unternehmen die bis-
her mit weniger als 30 Mbit pro 
Sekunde versorgt sind. Zusätz-
lich wird Vodafone entlang der 
Trasse weitere Gebäude zur Er-
schließung vorbereiten. Finan-
ziert werden soll die Investition 
durch Zuwendungen der Bun-
desrepublik Deutschland, des 
Freistaats Bayern und durch Kos-
tenbeiträge der beteiligten Ge-
meinden sowie Eigenmittel des 
Landkreises.  r

Bürgermeister Max Schmaderer, Bürgermeister Michael Multerer, Werkleiter Klaus Schedlbauer, 
Landrat Franz Löffler, Rolf-Peter Scharfe und MdB Karl Holmeier (v.l.) besiegeln die Partnerschaft 
zwischen dem Landkreis Cham und Vodafone. Die Aufnahme entstand vor den Corona-bedingten 
Beschränkungen. Bild: Schuhbauer

Pakt zur nachhaltigen Beschaffung von Kommunen in der Metropolregion Nürnberg:

68 Städte, Gemeinden und Landkreise 
für nachhaltige Beschaffung 

Auf fair und ökologisch produzierte Produkte in der Beschaf-
fung setzen – das haben sich 68 Kommunen in der Region für 
die Zukunft vorgenommen, davon 10 vorbehaltlich ausstehen-
der Beschlüsse im Stadt- bzw. Gemeinderat. Zum 31. Mai ende-
te die Beitrittsfrist zum Pakt zur nachhaltigen Beschaffung. „Vor 
drei Monaten habe ich daraufgesetzt, dass wir die 60er Teilneh-
mermarke knacken. Das ist erfolgreich gelungen. Trotz, oder viel-
leicht sogar wegen, der aktuellen Krisenlage wurde der Pakt in 
den Landkreisen, Städten und Gemeinden diskutiert und befür-
wortet“, so Thomas Thumann, Politischer Sprecher des Forums 
Klimaschutz und nachhaltige Entwicklung und Oberbürgermeis-
ter von Neumarkt in der Oberpfalz. 

Mit dem Pakt möchte die Me-
tropolregion Nürnberg ein Zei-
chen setzen und den Einkauf 
nach ökologischen und sozia-
len Kriterien in den Kommunen 
stärker verankern. So soll lang-
fristig ein Umdenken in der Be-
schaffungspraxis erreicht wer-
den. „Deutschlandweit ist der 
Vorstoß der Metropolregion 
im Hinblick auf nachhaltige Be-
schaffung in den Kommunen 
vorbildlich. Ich freue mich, dass 
sich seit dem Fair Trade Gipfel 
im Oktober 2019 so viele Kom-
munen dem Pakt angeschlossen 
haben und hoffe, dass weitere 
Regionen diesem guten Beispiel 
folgen werden“, so Gunther Be-
ger, Abteilungsleiter im Bundes-
ministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ), aus dessen Haus die 
Projektfinanzierung kommt. 

Der Pakt ist so gestaltet, dass 
je nach Größe und Vorausset-
zungen der Kommune individu-
elle, realisierbare Maßnahmen 
abgeleitet werden können. Mit 

rund 530.000 Einwohnern ist 
Nürnberg die größte teilneh-
mende Kommune, die Gemein-
de Ahorntal mit 2.162 Einwoh-
nern die kleinste. Ganz neu da-
bei ist die Stadt Uffenheim (über 
6.000 Einwohner): „Die Teilnah-
me am Pakt für nachhaltige Be-
schaffung ist für uns ein logi-
scher Schritt, nachdem wir seit 
2018 Fairtrade Stadt sind. Es 
spielt dabei keine Rolle wie groß 
eine Verwaltung ist. Jeder Euro, 
der in nachhaltige Beschaffung 
investiert wird, ist eine Investiti-
on in eine gerechtere und öko-
logisch verträglichere Welt“, so 
Wolfgang Lampe, Erster Bürger-
meister von Uffenheim. 

Gemeinsam die  
besten Ideen erarbeiten

Dem Pakt beigetreten ist auch 
die Stadt Coburg: „Ein Beschaf-
fungswesen, das auf faire Her-
stellungs- und Wettbewerbsbe-
dingungen, Nachhaltigkeit und 
CO2-Minimierung setzt, ist ein 

wichtiger Baustein für die Klima-
schutzstrategie der Stadt. Daher 
schließt sich Coburg gerne dem 
Netzwerk auf metropolitaner 
Ebene an, um gemeinsam die 
besten Ideen und Lösungswege 
zu erarbeiten“, so Oberbürger-
meister Dominik Sauerteig. 

Im Pakt ist festgelegt, dass in 
der Metropolregion Nürnberg 
insgesamt nachhaltige Produkte 
im kumulierten Wert von 8 Millio- 
nen Euro gemeinsam beschafft 
werden. Seit April 2020 kann 
die Zielerreichung online nach-
verfolgt werden. Auf der Web-
seite der Fairen Metropolregi-
on Nürnberg werden die ein-
zelnen Beiträge der Kommunen 
veröffentlicht. Knapp 30.000 Eu-
ro sind bislang zusammenge-
kommen. Aufgrund der Corona 
Krise ist damit zu rechnen, dass 
ein Großteil der Beiträge in der 
zweiten Jahreshälfte gemeldet 
wird. www.faire-metropolregi-
onnuernberg.de/smart-diagram 

Auftakt des Paktes war der 
1. Fair Trade Gipfel im Okto-
ber 2019, bei dem 37 Kommu-
nen unterzeichneten. 31 wei-
tere folgten. In der Umsetzung 
werden die Kommunen durch 
die Entwicklungsagentur Faire 
Metropolregion Nürnberg un-
terstützt. Drei Projektmitarbei-
terinnen in der Geschäftsstelle 
und der Außenstelle Neumarkt 
bieten Beratung an, richten Ver-
netzungsveranstaltungen aus 
und begleiten Modellprojekte. r
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Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 2. Juli 2020 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen: 
• Kommunale Finanzthemen
• Umwelttechnologien · Ressourcenschutz 
• Abfall · Entsorgungsmanagement · Recycling
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Beilagenhinweis
Diese Ausgabe enthält eine Eigenbeilage des Verlags  
Bayerische Kommunalpresse GmbH sowie zwei Beilagen  
der Radlmaier Kommunal- und Landtechnik. 
Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk
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 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Gebäudedienstleistungen

 Gewerbebau
Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Hydraulik Hochdruckreinigung

Hydraulische Hochdruckwasserpumpen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Generatoren, Kompressoren, Schweißgeräte, Magnet-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen, 
Bohrflüssigkeitspumpen

 PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de
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Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2020

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

•  Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine und
 Rückkühlwerk
•  Kurze Amortisation, sicherer Betrieb
•  Keimfreie Rückgewinnung - hygienisch einwandfrei
• Neubau oder Sanierung im Bestand
• Wegfall von Rückkühlwerken möglich
 (siehe 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg:
Klinikum • Bayreuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München:
Baureferat, Dt. Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle,
O2-Tower, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • Murnau: BG 
Unfallklinik • Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leopoldina-
Krankenhaus • Würzburg: Universität • div. Polizeistationen etc.

Kosteneinsparung 
und Energiewende 
unter einem Dach

GSWT®

mit der Wärme- /
Kälterückge-
winnung von 
SEW® für Ihre 
Lüftungs- und 
Klimaanlagen
(ab 3.000 m3/h Luftleistung)

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.
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Euroregionen Inntal und Salzburg:

EU-Förderung für neue Kleinprojekte
Coronabedingt hat der Regionale Lenkungsausschuss (RLA) Mit-
te der beiden Euroregionen Inntal und Salzburg per Umlaufbe-
schluss über acht neue Kleinprojektanträge entschieden. Breit 
war die Vielfalt an Projekteinreichungen, für die die Förderung 
aus dem INTERREG-Programm Österreich/Bayern 2014–2020 ge-
nehmigt werden konnte. 

Je vier Projekte stammten aus 
der Euregio Inntal (Fördervolu-
men 65.275 Euro) und der Eu-
regio Salzburg (Fördervolumen 
63.660 Euro). In der Euregio Inn- 
tal befassen sich zwei wissen-
schaftliche Kooperationen mit 
dem Thema Klimaschutz. Im 
Bereich Windmessung erarbei-
ten die Fachhochschule Kuf-
stein Tirol und die Technische 
Hochschule Rosenheim Grund-
lagen zur Nutzung der Winde-
nergie im Inntal. Eine weitere 

wissenschaftliche Zusammenar- 
beit von der Universität Inns-
bruck und der Technischen Uni-
versität München hat zum Ziel, 
historische Daten zu nutzen, um 
die Auswirkungen des Klima-
wandels fundiert einschätzen zu 
können.

Kulturdreieck  
stärker vernetzen

Durch die Zusammenarbeit 
zweier privater Forschungsein-

richtungen sollen zudem Proto-
typen für innovative Konstruk-
tionselemente für Weltrauman-
wendungen (z.B. Trägerstruk-
turen für Sonnenkollektoren 
oder Satelliten) entwickelt wer-
den. Darüber hinaus wird unter 
dem Titel „Barocker Kulturpfad/
Vergessen – Verschollen- Wie-
dergefunden“ das geographi-
sche Kulturdreieck (Erl, Kufstein, 
Oberaudorf) stärker vernetzt 
und sichtbar gemacht. 

EuRegio Klimaladen 2.0

In der Euregio Salzburg richtet 
das Projekt „EuRegio Klimaladen 
2.0.“ sein Augenmerk auf Klima- 
und Umweltbildung für Kinder 
ab zehn Jahren. Mit einer Neu-
auflage und Ergänzung um digi-
tale Tools der international aus-
gezeichneten Wanderaufstel-
lung aus dem Jahr 2012 wird so-
wohl das Projektteam um das 
Klimabündnis Salzburg erwei-
tert als auch der starken Wei-
terentwicklung des Themenbe-
wusstseins der Jugend durch die 
„fridays for future“-Bewegung 

Rechnung getragen. Ebenfalls 
unter Einbindung der Schüler 
aus der Euregio findet das Pro-
jekt „Salzburger Karikaturen-
preis 2020“ statt. Grenzüber-
schreitende Ausstellungen und 
Veranstaltungen sollen die Be-
geisterung der Jugend für diese 
Kunstrichtung fördern. 

Grenzüberschreitende 
Mobilitätserhebung

In einem weiteren Projekt 
wird die Grundkonzeption für 
eine grenzüberschreitende Mo-
bilitätserhebung im Jahr 2022 
für die Region der Euregio Salz-
burg und darüber hinaus erar-
beitet. Aufbauend auf den Er-
folgen vorangegangener Projek-
te im Bereich Entrepreneurship 
geht das Projekt Euregio Startup 
Camp „Alpine connects“ an den 
Start. 

Mit einer inhaltlichen Neu-
ausrichtung und geographi-
schen Ausweitung auch in den 
Raum der Euregio Inntal sollen 
während einer dreitägigen Ver-
anstaltung die grenzüberschrei-
tende Vernetzung und der Kom-
petenzaufbau der jungen Grün-
der speziell im Kontext Alpen 
und alpiner Raum intensiviert 
werden. DK

Flyer zum Thema häusliche Gewalt
Die Münchner Gleichstellungsstelle für Frauen nimmt mit einer 
Plakat- und Postkartenaktion das Thema „Häusliche Gewalt“ in 
den Fokus. Betroffene, Nachbarn, Bekannte und Verwandte sol-
len ermutigt werden, hinzusehen und aktiv zu werden.

„Wenn Sie selbst Gewalt erle-
ben, wenn Sie Gewalt beobach-
ten oder vermuten: Holen Sie Hil-
fe! Lassen Sie sich beraten! Für sich 
– für andere!“ Unter diesem Aufruf 
findet sich eine Liste von überwie-
gend Münchner Telefonnummern, 
die zum Teil rund um die Uhr bera-
ten und Hilfe bieten. 

Nicole Lassal, Gleichstellungsbe-
auftragte der Stadt München: „Mit 
dieser Aktion soll deutlich gemacht 
werden, dass Gewalt nicht hinge-
nommen werden muss und dass es 
Hilfe gibt. Die Gleichstellungsstel-
le für Frauen möchte deswegen In-
formationen zu Hilfe- und Unter-
stützungseinrichtungen in Mün-
chen breit streuen. Besonders froh 
sind wir über die Zusage der beiden 

großen Wohnungsbaugesellschaf-
ten GWG und Gewofag, die Plaka-
te und Postkarten in ihren Häusern 
zu verteilen.“ Bürgermeisterin Kat-
rin Habenschaden: „Seit dem Aus-
bruch der Corona-Pandemie neh-
men die Fälle von häuslicher Ge-
walt zu. Kinder und Frauen sind in 
der Regel die Leidtragenden. Die 
Gleichstellungsstelle für Frauen 
der Landeshauptstadt München 
bietet in solchen Fällen Hilfe und 
Unterstützung an – unbürokratisch 
und vertraulich.

Plakate und Postkarten sowie 
Fotos können an gst@muenchen.
de von der Gleichstellungsstelle 
angefordert werden. Alle Infos fin-
den sich auch auf der Internetseite 
www.muenchen.de/gst. r



Peter Bachmaier
Tel.      08071/9293-15
Mobil   0170/2867905
bachmaier@radlmaier.de

Jörg Köhler
Tel.      08071/9293-45
Mobil   0170/8343012
koehler@radlmaier.de

Sebastian Kastner 
Tel.      08071/9293-50
Mobil   0151/72935222
kastner@radlmaier.de

Haben wir Ihr Interesse geweckt?   Wir freuen uns auf Ihre Anfrage.
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Turbograss  
Nullwendekreis-Frontmäher mit ausgezeichneter
Manövrierfähigkeit für extrem enge Verhältnisse

Motoren (StageV):

Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
: wahlweise Vergaser oder elektr. Einspritzung EFINEU

Diesel 16,3 kW (22 PS)
Hydrostat, Hebel-Steuerung
350 ltr. oder 500 ltr. mit Boden- oder Hochentleerung
110 oder 130 cm

Mulchmähwerke 110 - 150 cm, Schlegelmäher,
Vertikutierer, Schneeschild, Schneefräse

Turboloader S / M / H
Multifunktions-Lader mit Knicklenkung

vielseitige Maschine für den Einsatz im
Garten-und Landschaftsbau, in der Kommune,
in Baugewerbe und Landwirtschaft

S-Serie:
M-Serie:
H-Serie:

der günstige Einstieg
die komfortable Mittelklasse
die leistungsstarke Oberklasse

Motoren (Stage 3b / V):
Antrieb:
Hubhöhe:

Anbaugeräte:

16,3 kW bis 32,4 kW (22 bis 44 PS)
hydrostatischer Allrad-Antrieb
max. 308 cm

Schaufeln, Palettengabel, Mähwerke,
Schlegelmäher, Heckenschere, Umkehrfräse,
Grabenfräse, Bohrgeräte, Schneeschild, 
Schneefräse usw.

Vertriebspartner 
            für
        Bayern

                       Griesmeier 1 - 83547 Babensham 
Tel. 08071/9293-0  -  www.radlmaier.de  -  info@radlmaier.de

GTM +electric
Profi-Aufsitzmäher mit Zwischenachsmähwerk und Grasaufnahme
nur 85 cm breit

WELTNEUHEIT - DER ERSTE PROFESSIONELLE ELEKTRISCHE AUFSITZMÄHER

Fahrantrieb:
Messerantrieb:
Batterie:
Laufzeit:
Ladezeit:
Fangbox:
Mähwerk:

Zubehör:

voll elektrisch - 1,2 kW
voll elektrisch - 3 kW
6 Akkupacks, 54 V / 144 Ah
6-8 Std., je nach Einsatzverhältnissen
4 Std. - mit integriertem Ladegerät
280 ltr., elektrische Bodenentleerung
80 cm, Zwischenachs-Sammelmähwerk,
manuelle Schnitthöhenverstellung - 4 stufig

Mulchkit, Seitenauswurfkit

GSR +electric
Profi-Frontmäher mit Mulch- / Heckauswurfmähwerk
112 cm breit

WELTNEUHEIT - DER EINZIGARTIGE ELEKTRISCHE FRONTMÄHER

Fahrantrieb:
Messerantrieb:
Batterie:
Laufzeit:
Ladezeit:
Fangbox:
Mähwerk:

:

voll elektrisch - 1,2 kW
voll elektrisch - 9 kW
8 Akkupacks, 54 V / 192 Ah
6-8 Std., je nach Einsatzverhältnissen
5 Std. - mit integriertem Ladegerät
280 ltr., elektrische Bodenentleerung
112 cm, komb. Mulch- und Heckauswurfmähwerk,
elektrische Schnitthöheneinstellung
elektrische Wartungsposition

Powerbank PB ULTRA+
+ einfaches Nachladen
+ verlängerte Autonomie
+ mehr Arbeitsstunden
+ lädt jedes Akku-Werkzeug 

Leistung:          8 kW
Spannung:       230 V

EU Stage V Motoren

Falls Sie von uns keine Werbung mehr erhalten möchten, senden Sie uns bitte eine E-Mail an: info@radlmaier.de



GTM
Profi-Aufsitzmäher mit Zwischenachs-Mähwerk 
und Grasaufnahme
nur 85 cm breit

GTR 
wendiger Frontmäher im kompakter Bauweise

GTS              EU Stage V Motoren
Multifunktions-Frontmäher mit direkter Grasaufnahme
Allradantrieb auf Wunsch

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Mähwerk:

Zubehör:

Benzin 11,5 bzw. 11,9 kW (15,5 bzw. 16 PS)
Hydrostat
280 ltr., Bodenentleerung
80 cm Sammelmähwerk

Mulchkit, Seitenauswurfkit

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 11,9 bzw. 14,8 kW (16 bzw. 20 PS)
Hydrostat
280 ltr. Bodenentleerung
112 cm

elektr. Fangboxentleerung, elektr. Schnitt-
höhenverstellung, Schneeschild, Schneefräse

Motor:

Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 kW (22 PS)
Hydrostat
480 ltr. mit Boden- oder Hochentleerung
96 oder 112 cm

Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Wildkrautbürste, Vertikutierer, Schneeschild, 
Schneefräse

GT
Multifunktions-Frontmäher mit direkter Grasaufnahme
Allradantrieb auf Wunsch

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Diesel 20,7 kW (28 PS)
Hydrostat
550 ltr. mit Hochentleerung
126 cm

Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Wildkrautbürste, Vertikutierer, Schneeschild, 
Schneefräse

Turbo Z
Nullwendekreis-Frontmäher

 
Motor:

Antrieb:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 bzw. 29 kW (22 bzw. 40 PS)
Hydrostat

Mulchmähwerke 112 - 185 cm, Vertikutierer,
Schlegelmäher 110 - 180 cm, Schneeschild, 
Schneefräse, Leichtkabine

PG / SR
der ideale Allrounder zur Pflege von Grünanlagen und Freigelände

: Sammelmäher   : MulchmäherPG SR
Allradantrieb auf Wunsch

Motor:

Antrieb:
Fangbox (nur PG):
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Benzin 17,2 kW (23 PS)
Diesel 16,3 bzw. 20,7  kW (22 bzw. 28 PS)
Hydrostat
600 ltr. oder 800 ltr. mit Boden- oder Hochentleerung
112, 126 oder 130 cm

Mulchmähwerke, Schlegelmäher, Kehrwalze,
Kehrsaugmaschine, Vertikutierer, Schneeschild, 
Schneefräse, Kabine mit Heizung und Lüftung,
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunktion

Turbo 2R / 4R  
Turbo 1_5 / 2_5 / 4_5  EU Stage V Motoren
Profi-Frontmäher mit Turbine und Grasfangbehälter
Allradantrieb (Turbo 1W und 4R)
Motor:

Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Diesel 19 bis 32,6 kW (26 bis 44 PS)
Abgasnorm EU Stage V bei Nennleistung 19 kW (26 PS)
Hydrostat
900 ltr. bis 1.300 ltr. mit Hochentleerung
130, 150 oder 180 cm

Mulchmähwerke 130 - 185 cm, Schlegelmäher,
Kehrwalze, Kehrsaugmaschine, Vertikutierer,
Schneeschild, Schneefräse, Wildkrautbürste,
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunktion

Turbo 2T / 4T Cruiser
Profi-Frontmäher mit klimatisierter Komfortkabine
Allradantrieb (Turbo 4T Cruiser)

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Diesel 32,6 kW (44 PS)
Hydrostat, elektronisch geregelt
1.100 ltr. bzw. 1.300 ltr. mit Hochentleerung
150 oder 180 cm

Mulchmähwerke 130 - 185 cm, Schlegelmäher,
Kehrwalze, Kehrsaugmaschine, Vertikutierer,
Schneeschild, Schneefräse, Wildkrautbürste,
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunktion

Turbo 4 Fifty
unserer stärkster Profi-Frontmäher 
Allradantrieb und 2,4 Liter Hubraum

Motor:
Antrieb:
Fangbox:
Sammelmähwerk:

Zubehör:

Diesel 37 kW (50 PS)
Hydrostat, 2-stufig
1.400 ltr. mit Hochentleerung
150 oder 180 cm

Mulchmähwerke 130 - 185 cm, Schlegelmäher,
Kehrwalze, Kehrsaugmaschine, Vertikutierer,
Schneeschild, Schneefräse, Wildkrautbürste,
Pflegegeräte für Kunstrasen
NEU: Schlegelmäher mit Sammelfunktion

NEUES ZUBEHÖR FÜR DIE 
PG-Serie und Turbo-Serie

EU Stage V Motoren

EU Stage V Motoren

Der  gibt dem Nutzer die Möglichkeit zwischen Sammeln und MulchenGF3x1PLUS
zu wählen.
Beim PG erfolgt die Umschaltung hydraulisch, beim TURBO1-2-4 mechanisch
per Handhebel.
Die in der Abbildung dargestellte Klappe gibt den Weg für das Mähgut zum
Aufsammeln frei oder leitet es direkt auf den Boden ab.

Der neue, größere  kombiniert die Vorteile des 140GF3x1PLUS 160
mit einer noch robusteren Konstruktion und einem an das Aussehen
der Turbo1-2-4 Reihe angepassten Design. All das in Verbindung
mit dem innovativen ÜBERLAST-ABSCHALTSYSTEM, das die
Schnecke bei Überlastung vom Antrieb entkoppelt. Mit diesem
System werden Schäden am Gerät und den Antrieben durch
übermäßige Belastung und Kontakt mit Fremdkörpern, wie Steinen
und größeren Holzstücken, wirkungsvoll vermieden.
Falls die Überlastsicherung ausgelöst hat, kann der Antrieb mit dem
serienmäßig mitgelieferten Werkzeug wieder eingekoppelt werden
 - es kann sofort und ohne Verzögerung weitergearbeitet werden.

MÄHEN UND AUFSAMMELN

MULCHEN

GF3X1 PLUS 160 SMART SYSTEM

PLUS und VORTEILE:
SICHERHEIT und LANGLEBIGKEIT des Geräts
KEINE AUSFALLZEIT bei gestoppter Maschine
HÖHERE PRODUKTIVITÄT bei der Arbeit



Griesmeier 1, 83547 Babensham
Tel. 08071/9293-0
www.radlmaier.de
info@radlmaier.de

Komex 12V-600
Maße: L 120 cm / B 130 cm / H 110 cm
Gewicht leer: 350 kg
Wasserverbrauch: ca. 8 - 10 ltr./min.
Dieselverbrauch: ca. 6,5 ltr./Std.
Akku 12V / 260 Ah für bis zu 7 Std. Laufzeit
selbstansaugende Wasserpumpe
geeignet für Pickup, Anhänger, offene Ladeflächen usw.
Betrieb auch mit Stromaggregat oder Generator

Das Komex 12V-600 Set enthält:
Weedex-12V Heißdampferzeuger, 
Grundrahmen mit Stapleraufnahme
15 m Spezial-Dampfschlauch mit automatischem Aufroller
KHL-Handlanzenset 2-tlg.: Pistole mit Schnellverschluss,
Düsen- und Brausenlanze
IBC-Wassertank 600 ltr. mit Füllstandsanzeige
12 Volt Wasserpumpe, Enthärtermitteldosierung
Batterie und Ladegerät

Mit unseren KECK  Heißwasserdampfsystemen wird UnkrautEX
ohne Chemie umweltschonend und nachhaltig zurückgedrängt

Unser KECK -System ist bei jeder Witterung einsetzbar.EX

Wasser wird mit unserem Heißdampferzeuger zu einem bis zu 140 Grad heißen Wasserdampfgemisch
erhitzt, welches aus 50 % Dampf und 50 % Wasser besteht.

Das KECK Sortiment umfasst handgeführte Geräte für kleine Flächen und größere Geräte, die aufEX-
bereits vorhandene Fahrzeuge aufgebaut werden können, für die großflächige Wildkrautbekämpfung.

Einsteiger-Set ab  € 12.750,-- netto

Falls Sie von uns keine Werbung mehr erhalten möchten, senden Sie uns bitte eine E-Mail an: info@radlmaier.de



JESPI
Ideal z.B. für Hausverwaltungen, Friedhöfe, Gärten
Maße: L 200 cm / B 80 cm / H 130 cm
Gewicht leer: 400 kg
Wasserverbrauch ca. 8 - 10 ltr./min
Dieselverbrauch ca. 6,5 ltr./Std.
Gewicht gefüllt: 880 kg

Das JESPI-Set enthält:
Weedex-12V Heißdampferzeuger,
Fahrwagen mit Akkusatz und Ladegerät,
Wassertank 450 ltr. mit Füllstandsanzeige,
manueller Schlauchaufroller, 20 m Spezial-
Dampfschlauch, KHL-Handlanzenset 3-tlg.,
Flächenwagen handgeführt, 12V Wasserpumpe,
Batterie 12 V / 280 Ah, Ladegerät,
Dieseltank 20 ltr. mit Halterung

Griesmeier 1 -  83547 Babensham
             www.radlmaier.de

NATÜRLICH  -  EFFEKTIV  -  MODULAR

Komex M
viele verschiedene Ausführungen möglich

Peter Bachmaier
Tel.      08071/9293-15
Mobil   0170/2867905
bachmaier@radlmaier.de

Haben wir Ihr Interesse geweckt?   Wir freuen uns auf Ihre Anfrage.

Wir beraten Sie gerne - Mietkauf - Leasing - Finanzierung - Kommunalleasing - schnell und unkompliziert

z.B. als betriebsfertiges Komplett-Set
zum Aufbau auf Ladeflächen
Antrieb über leistungsstarken Akku
Wassertanks ab 500 ltr.
kombinierbar mit der KHT-Frontträgereinheit für 
große Flächen, Randsteine usw.

Alle Komponenten sind frei kombinierbar, so können 
kundenspezifische Lösungen konfiguriert werden.
Als Trägerfahrzeug eignen sich nahezu alle Geräteträger 
und Kommunalfahrzeuge, die über die nötigen Dimensionen, 
Lastwerte und Hydraulikausstattungen verfügen.

Sebastian Kastner 
Tel.      08071/9293-50
Mobil   0151/72935222
kastner@radlmaier.de

Jörg Köhler
Tel.      08071/9293-45
Mobil   0170/8343012
koehler@radlmaier.de



Seit Mai 2020 produziert der Tiroler 
Fahrzeughersteller Lindner den neuen 
Lintrac 130, das dritte stufenlose Mo-
dell der Lintrac-Serie. Der Lintrac 130 ist 
der erste Traktor mit dem besonders 
sauberen und sparsamen Perkins-Syn-
cro-Motor der Stufe 5. Diese ist mit der 
für PKW und LKW geltenden Abgasklas-
se EURO 6 vergleichbar. 

Mit 3,6 Liter Hubraum und 100 kW Leis-
tung (136 PS) sowie einem enormen 
Drehmoment von 530 Nm ist der Lin-
trac 130 der stärkste stufenlose Lind-
ner-Traktor. Ein technisches Highlight 
ist das stufenlose TMT11-ZF-Getriebe, 

das Lindner im Vergleich zum Lintrac 
110 weiterentwickelt hat. Seine Stärken 
spielt die Maschine u.a. bei schweren 
Zugarbeiten aus, die Maschine eignet 
sich aber auch hervorragend für die Ar-
beiten mit größeren Schneepflügen 
oder Fräsen. Die Nutzlast beträgt rund 
3,5 Tonnen. Mit gefederter Vorderach-
se fährt der Lintrac 130 auf Wunsch 50 
km/h. So wird optimaler Fahrkomfort 
auch bei längeren Transportarbeiten in 
Landgemeinden mit einem großen 
Straßen- und Wegenetz gewährleistet. 
Für besondere Wendigkeit in engen 
Gassen von Städten und Gemeinden 
sorgt die 4-Rad-Lenkung. 

Praktisch: Die elektronische Frontdruck- 
regelung steuert Hub und Druck beim 
Arbeiten mit dem Schneepflug.

Optimalen Fahrkomfort bei anspruchs-
vollen Kommunaleinsätzen verspricht 
die TracLink-Kabine des Lintrac 130. Die 
Kabine ist auf Wunsch mit Luftfederung 
zu haben, darüber hinaus ist ein neuer 
Komfortsitz eingebaut. Mit dem Touch 
I.B.C.-Monitor PRO bringt Lindner die 
Qualität einer Oberklassen-Limousine 
in den stufenlosen Traktor. Die Fahrer 
erwartet eine leicht verständliche 
Menüführung und robuste Bauweise für 
anspruchsvolle Arbeitseinsätze.

Der neue Lintrac 130 punktet mit seinem sauberen und besonders starken Motor, der 4-Rad-Lenkung und dem ZF-Stufenlosgetriebe.

Lintrac 130: Stufenloses Kraft- 
paket für Bayerns Gemeinden

Der neue Lintrac 130 ist für die bayerischen Städte und Gemeinden maßgeschneidert. Er macht mit  
dem 3-Meter-Pflug ebenso gute Figur wie mit dem 1,5-Tonnen-Salzstreuer. Dank der 4-Rad-Lenkung ist  

die Maschine, die es auch in der 50 km/h-Version gibt, überdurchschnittlich wendig.
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Gemeinsam mit dem französischen Unternehmen Nore-
mat hat Lindner Spezial-Lintracs für die Pflege von Stra-
ßenrändern entwickelt. In Frankreich sind schon mehr 
als 50 solcher Spezial-Lintracs mit Böschungsmähern 
unterwegs. Seit dem Vorjahr ist der Lintrac mit Noremat 
auch in Deutschland erhältlich. Die besonders wendigen 
und kompakten Modelle richten sich an professionelle 
Dienstleister, die eine Profi-Lösung für die Pflege von 
Straßen- und Wegenetzen wollen. 

Ein Highlight ist die eigens konstruierte Fahrerkabine. 
Der Böschungsmäher mit Knickarm arbeitet seitlich des 
Fahrers. Er hat so gute Sicht auf das Anbaugerät. Auf der 
rechten Seite ist eine Polycarbonatscheibe eingebaut. 
Kracht ein Stein gegen die Windschutzscheibe, wird der 
Fahrer geschützt. Der Fahrer steuert die Geräte über eine 
eigene Armlehne mit gleitender Armauflage im Traktor. 

Ermüdungsfreies Arbeiten ist so über viele Stunden mög-
lich. Erhältlich sind zusätzlich u.a. Profi-Anbaugeräte wie 
Astschneider, Mulcher oder Leitschienen-Mähgeräte.

Lindner hat mit dem „Lintrac with Noremat“ die Profi-Lösung für die Pflege von Straßen- und  
Wegenetzen im Programm. Die spezielle Fahrerkabine gewährleistet gute Sicht auf Anbaugeräte wie den  

Böschungsmäher oder den Astschneider.

Spezial-Lintrac: Böschungsmäher für Profis
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Das TracLink-System für den Unitrac 112 LDrive und 
den Lintrac ist die digitale Lösung für die moderne 
Einsatzdokumentation in den Gemeinden. TracLink 
erstellt ein digitales Fahrtenbuch. Im TracLink-Portal 
werden sämtliche Fahrten auf einer Landkarte an-
gezeigt. Alle wichtigen Informationen sind über-
sichtlich einsehbar: von der Einsatzzeit über die 
geräumte Fläche bis zur ausgebrachten Salzmenge 
und den Verbrauchswerten. Die TracLink-Geräter-
kennung sorgt dafür, dass optimal abgestimmte 
Geräte verwendet werden. Außerdem hat der Fah-
rer über TracLink immer im Blick, wie hoch bei-
spielsweise der Füllstand der Streukammer ist.

TracLink für die Gemeinden

Der Lintrac with Noremat mäht Böschungen exakt und sicher.
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Der Unitrac 112 LDrive ist der erste Lindner-Transporter 
mit Stufenlostechnologie und besonders einfacher LDri-
ve-Bedienung. Das im Unitrac 112 LDrive verwendete CVT 
Stufenlosgetriebe wurde gemeinsam mit ZF entwickelt 
und wird von Lindner produziert. Gefahren wird stufenlos 
von -20 bis +50 km/h mit reduzierter Motordrehzahl. Die 
4-Rad-Lenkung steht für Wendigkeit in engen Gassen: Der 
Wendekreisradius beträgt nur 3,5 Meter. Der 4-Zylin-
der-Turbodiesel im Unitrac 112 LDrive leistet 79 kW / 107 
PS bei 2.300 U/min und 420 Nm Drehmoment zwischen 
1.100 und 1.400 U/min. Der Motor erfüllt die Kriterien von 
EURO 6c. Die Komfortkabine kann ohne Werkzeug seitlich 
um 50 Grad gekippt werden. Der Unitrac 112 LDrive arbei-
tet mit einer Axialkolbenpumpe, die die Hydraulikleistung 
stufenlos bis 88 l/min regelt. Dank der Nutzlast von sechs 
Tonnen und der sehr guten Zugkraft können auch schwere 
Geräte transportiert werden. Ein weiterer Pluspunkt ist 
das Hochleistungsfahrwerk. Einzelradaufhängung und hy-
draulische Federungszylinder mit Membranspeichern ge-
währleisten optimalen Federungskomfort.

Gemeinsam mit bewährten Gerätepartnern stellt Lindner 
effiziente Komplettlösungen zur Verfügung. Schneepflüge 
für Profis baut der österreichische Hersteller Hauer. Erhält-
lich sind Vario- und Seitenschneepflüge in verschiedenen 
Breiten und Schildhöhen. Bei den Kehrmaschinen setzt 
Lindner auf die Zusammenarbeit mit dem Salzburger Un-
ternehmen Trilety. In Kärnten hat die Firma Springer Kom-
munaltechnik ihren Sitz, die Streugeräte für die Lindner- 
Fahrzeuge im Programm hat.

Jüngste Innovation ist ein Spezial-Unitrac mit Raupenlaufwerk.
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Stufenlos, wendig, einfach zu bedienen: der Unitrac 112 LDrive

Im Herbst 2020 präsentiert Lindner seine neueste 
Innovation: den Unitrac 122 LDrive. Das 122 PS star-
ke Modell (3,6 Liter Hubraum, 500 Nm Drehmo-
ment) ist für schwere Transporteinsätze bei Indust-
rieunternehmen, Seilbahnen oder im Forstbereich 
konzipiert.

Der neue Unitrac 122 LDrive

Das österreichische Familienun-
ternehmen Lindner arbeitet seit 
vielen Jahren mit Unternehmen 
aus Bayern bzw. Deutschland 
zusammen: Die Kabinen liefert 
Fritzmeier, die Getriebe stam-
men von ZF. Hydraulik-Lieferant 
ist das deutsche Unternehmen 
Bosch-Rexroth. Lindner fertigt 
im Jahr 1.200 Traktoren und 
Transporter und beschäftigt 239 
Mitarbeiter.

Österreichisch- 
deutsche  
Partnerschaft

Die Unitrac-Serie des Tiroler Familienunternehmens Lindner besteht aus vier Modellen mit Schaltgetriebe  
und dem stufenlosen Unitrac 112 LDrive. Mehr als 3.000 Gemeinden und Seilbahnunternehmen in ganz Europa 

haben die Transporter aus Kundl in ihren Fuhrparks.

Unitrac 112 LDrive: Hocheffizienter  
Geräteträger mit Stufenlos-Technologie 
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Der Tiroler Fahrzeughersteller Lindner hat zahlreiche 
Modelle für die verschiedenen Ansprüche der moder-
nen Gemeinden im Programm. Das Spektrum reicht 
vom stufenlosen Transporter Unitrac 112 LDrive  bis 
zum Lintrac 130, der Maschine des Jahres 2020 in der 
Kategorie Kompakttraktor. Mit 3,6 Liter Hubraum und 
100 kW Leistung (136 PS) sowie einem enormen 
Drehmoment von 530 Nm ist der Lintrac 130 der stärks-
te stufenlose Lindner-Traktor. Darüber hinaus bietet 
Lindner Spezial-Fahrzeuge wie den „Lintrac with Nore-
mat“, der für die professionelle Pflege von Straßen- und 
Wegenetzen entwickelt wurde.

Ihr direkter Weg zum Lindner-Händler
Bayerische Gemeinden können die die neuen Lintrac-Modelle und den stufenlosen Unitrac 112 LDrive  

am Bauhof oder beim nächsten Händler testen. Einen Überblick über die bayerischen Händler bietet die Suche auf 
www.lindner-traktoren.at/haendlersuche
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Darüber hinaus stehen die Gebietsverkaufsleiter Martin 
Radlingmaier (Schwaben) und Manfred Entner (Bayern) 
für alle Fragen zur Verfügung.

Der Unitrac 112 LDrive überzeugt im Winterdienst und bei 
Transportarbeiten.

Gebietsverkaufsleiter Manfred Entner  
(Bayern)

Tel.  +43 (0) 5338 74 20-605
manfred.entner@lindner-traktoren.at

Gebietsverkaufsleiter Martin Radlingmaier  
(Schwaben)

Tel. +43 (0) 5338 74 20-181
martin.radlingmaier@lindner-traktoren.at

 Jetzt vormerken:   Das KOMMUNALFORUM ALPENRAUM am 18. März 2021 in Kundl.  
Thema: Wie schaffen die Gemeinden die Mobilitätswende? www.kommunalforum-alpenraum.eu

Alle diese Modell können bei den bayerischen Lindner- 
Händlern Probe gefahren werden – die Händler stellen 
die Traktoren und Transporter auch gerne für Tests  
direkt auf dem Bauhof zur Verfügung. Den direkten Weg 
zum nächsten Händler gibt es online auf 
www.lindner-traktoren.at/haendlersuche. 


